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Einleitung

«Greece could be the spark for defeating austerity 
across Europe» (Tsipras 2013a). Im Juni 2012 schien 
es, als könnte Alexis Tsipras mit der Linkspartei SYRIZA 
die Parlamentswahlen in Griechenland gewinnen und 
mit einem alternativen Reformprogramm die Austeri-
tätspolitik der EU infrage stellen. Zwar kam es schluss-
endlich nicht zum Regierungswechsel; es hatte sich 
jedoch gezeigt, dass eine linke Partei zur ernst zu neh-
menden elektoralen Alternative für die Sozialdemo-
kratie werden kann. Tsipras wurde international zum 
medialen Gesicht der parlamentarischen Seite des lin-
ken Widerstands gegen den Neoliberalismus in Euro-
pa. Insgesamt betrachtet agieren Linksparteien in der 
EU jedoch nicht aus einer Position der Stärke heraus. 
Die Linksfraktion im Europäischen Parlament (EP), die 
Gauche Unitaire Européenne/Nordic Green Left (GUE/
NGL), repräsentiert nach den Europawahlen 2009 et-
wa 4,5 Prozent der WählerInnen in der EU. Wo steht 
die Parteienfamilie der Linksparteien ein Jahr vor der 
Wahl zum Europaparlament 2014? Dieser Frage geht 

die vorliegende Studie nach. Im Folgenden wird die eu-
ropapolitische Aufstellung linker Parteien exemplarisch 
anhand von 16 Fallbeispielen untersucht. Der überwie-
gende Teil der Parteien gehört der GUE/NGL, viele der 
Europäischen Linken (EL) an. 

Kapitel 1 stellt die Ausgangslage in der EU im Früh-
jahr 2013 im Hinblick auf den anstehenden Europa-
wahlkampf dar. In Kapitel 2 soll die europapolitische 
Positionierung linker Parteien theoretisch eingeordnet 
werden. Kapitel 3 gibt einen Überblick über die euro-
päischen Strukturen, in denen linke Parteien aktiv sind, 
und unterzieht die Europapartei EL sowie die EP-Par-
lamentsfraktion GUE/NGL einer näheren Betrachtung. 
In Kapitel 4 werden die Parteien einzeln behandelt im 
Hinblick auf Kernaussagen zur EU-Integration, pro-
grammatische Inhalte mit Bezug auf die EU-Ebene, 
Bündnisstrategien und den Stellenwert der EU-Politik. 
Abschließend soll in Kapitel 5 ein Ausblick bezüglich 
eines gemeinsamen europäischen Wahlkampfes der 
Linksparteien im Jahr 2014 gegeben werden. 

Einleitung 
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RIZA im Juni 2012 in Griechenland mit 26,89 Prozent 
(+10,1 Prozent gegenüber Mai 2012 und +22,3 Pro-
zent gegenüber dem Wahlergebnis von 2009). Auch die 
spanische Izquierda Unida (IU) konnte 2011 ihr Ergeb-
nis im Vergleich zu 2008 fast verdoppeln und kam auf 
6,92 Prozent (+3,15 Prozent) der Stimmen. Die franzö-
sische Front de Gauche verbesserte ihr Ergebnis 2012 
auf 6,91 Prozent (+2,62 Prozent gegenüber dem Er-
gebnis der Parti Communiste Français PCF). In Portu-
gal jedoch stagnierte die Partido Comunista Português 
(PCP) 2011 bei 7,9 Prozent (+0,04), während der Bloco 
de Esquerda (BE) mit 5,17 Prozent (-4,64) sogar um fast 
die Hälfte einbrach. Auch in anderen Mitgliedstaaten 
mussten Linksparteien leichte Verluste hinnehmen: Die 
Socialistische Partij (SP) kam in den Niederlanden 2012 
auf 9,65 Prozent (-0,17), trotz besserer Umfragewerte 
zwischen 24 und 36 Prozent vor der Wahl. Die schwe-
dische Vänsterpartiet (V) erreichte 2010 5,60 Prozent 
(-0,25), die tschechische Komunistická strana Čech a 
Moravy (KSČM) erzielte im selben Jahr 11,3 Prozent 
(-1,5). In Italien verpasste im Februar 2013 das Bündnis 
Rivoluzione Civile (RC), in dem unter anderem die Par-
tito Rifondazione Comunista (PRC) und die Partito dei 
Comunisti Italiani (PdCI) organisiert waren, den Einzug 
ins Parlament. In Deutschland stehen die Bundestags-
wahlen im Herbst 2013 an; DIE LINKE, die derzeit mit 
acht Abgeordneten die größte Delegation in der GUE/
NGL stellt, liegt in den Umfragen von Mai 2013 zwi-
schen sechs und neun Prozent (2009: 11,9 Prozent). In 
vielen Mitgliedsstaaten, vor allem im Osten Europas, 
haben Linksparteien keine elektorale Relevanz.

1.3 Reform der EU:  
«Sprung in Richtung eines wirklich 
föderalen Europas»?
Die Schaffung neuer Institutionen wie der Rettungs-
schirme EFSF (European Financial Stability Facility) 
und ESM (European Stability Mechanism) sowie die 
Diskussion um die «Vollendung der Wirtschafts- und 
Währungsunion» (vgl. ER 2012) haben auch die Frage 
nach der Finalität der EU wieder aktuell werden lassen: 
Soll die EU ein Bundesstaat werden? Oder beweisen 
die ökonomische und soziale Krise sowie das Erstarken 
rechter Parteien, dass die EU nur als Staatenbund eine 
Zukunft hat, der die Souveränität der Mitgliedsstaaten 
intakt lässt? Die Mehrheit des EP forderte im Novem-
ber 2012 einen «Sprung in Richtung eines wirklich fö-
deralen Europas» (EP 2012a), will einen neuen Verfas-
sungskonvent einberufen und zu den Europawahlen 
2014 erstmals mit gesamteuropäischen Spitzenkan-
didatInnen für das Amt des Kommissionspräsidenten 
antreten. Im September 2012 präsentierte eine Gruppe 
von EU-AußenministerInnen1 einen Bericht mit födera-

Linksparteien vor der Wahl

1.1 Europawahlen  
im Zeichen der Krise 
Ein Jahr vor den Wahlen zum Europäischen Parla-
ment 2014 befindet sich die EU noch immer in einer 
wirtschaftlichen und sozialen Krise. Die Arbeitslosen-
quote liegt bei durchschnittlich über zehn Prozent; in 
Griechenland und Spanien erreichte sie im April 2013 
sogar 27, in Portugal 17,5 Prozent. Mehr als die Hälf-
te der unter 25-Jährigen in Spanien und Griechenland 
ist arbeitslos (vgl. KOM 2013). Seit dem Jahr 2007 be-
urteilt laut Eurobarometer der Kommission eine Mehr-
heit der Menschen in der EU die wirtschaftliche Lage 
durchgehend negativ. Im November 2012 war dies 
die Einschätzung von 72 Prozent der EU-Bevölkerung. 
Überwiegend als «gut» bewerten die Menschen die 
ökonomische Situation in nur noch sechs Mitglied-
staaten: Schweden, Deutschland, Luxemburg, Öster-
reich, Finnland und Dänemark. In allen anderen 21 EU-
Ländern wird die wirtschaftliche Lage von mehr als der 
Hälfte der Menschen als «schlecht» eingeschätzt – in 
Spanien und Griechenland von 98 bzw. 99 Prozent der 
Menschen (vgl. KOM 2012a). Die wirtschaftliche und 
soziale Instabilität schlägt sich auch politisch nieder. In 
zahlreichen Mitgliedstaaten gab es vorgezogene Neu-
wahlen. Gegen den neoliberalen Austeritätskurs im 
Rahmen der Krisenbewältigung der EU protestierten 
Gewerkschaften und soziale Bewegungen. Beispie-
le sind die zahlreichen Demonstrationen, Streiks und 
Generalstreiks gegen die Austeritätspolitik in Griechen-
land, Spanien, Portugal, Italien, Rumänien und Bul-
garien, die Proteste der Occupy-Bewegung oder der 
Indignados. Einen Höhepunkt fanden die Protestakti-
onen bei dem ersten grenzüberschreitenden General-
streik am 14. November 2012 in Portugal und Spani-
en, der von Protesten und Demonstrationen in ganz 
Europa begleitet wurde. Im Juni 2013, parallel zur Ta-
gung des Europäische Rates (ER) der Staats- und Re-
gierungschefs, veranstalteten Gewerkschaften, soziale 
Bewegungen und politische Stiftungen in Athen einen 
alternativen Gipfel («Alter Summit»), um gegen die ins-
titutionalisierte Austeritätspolitik zu demonstrieren und 
alternative Vorschläge für eine soziale und demokrati-
sche EU zu erarbeiten (vgl. Alter Summit 2013).

1.2 Die nationale Ausgangslage: 
Wahlergebnisse
Können linke Parteien von dieser Ausgangslage bei 
Wahlen profitieren? Während neue und alte antipoliti-
sche, rechtspopulistische und neonazistische Partei-
en in Italien (MoVimento 5 Stelle), Finnland (Perussu-
omalaiset), Frankreich (Front National), Griechenland 
(Chrysi Avgi) oder Ungarn (Jobbik, Fidesz) von der Kri-
sensituation zumindest kurzfristig profitieren konnten, 
lassen die Wahlergebnisse der Linksparteien keinen 
eindeutigen Trend erkennen. Das beste Resultat ei-
ner Linkspartei bei einer Parlamentswahl erreichte SY-

1 Linksparteien vor der Wahl

1  Aus: Deutschland, Belgien, Dänemark, Frankreich, Italien, Luxemburg, Nieder-
lande, Österreich, Polen, Portugal, Spanien.
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Linksparteien vor der Wahl

listischen Ideen zur Zukunft der EU und schlug «einen 
direkt gewählten Kommissionspräsidenten, der die 
Mitglieder seiner ‹europäischen Regierung› selbst be-
stimmt, ein Europäisches Parlament mit der Befugnis, 
Gesetzgebungsverfahren zu initiieren, und eine zwei-
te Kammer für die Mitgliedstaaten»(Zukunftsgruppe 
2012) vor. Ähnlich Ziele formulierten die Fraktionsvor-
sitzenden der Grünen und der Liberalen im EP, Daniel 
Cohn-Bendit und Guy Verhofstadt, in ihrem föderalis-
tischen Manifest «Für Europa» (Cohn-Bendit/Verhof-
stadt 2012). Die deutschen Sozialdemokraten befür-

worten einen neuen Verfassungskonvent, über dessen 
Ergebnis die BürgerInnen in der EU abstimmen sollen 
(vgl. SPD 2013). Doch nicht alle politischen Kräfte wol-
len den EU-Föderalismus stärken. Im Januar 2013 kün-
digte der britische Premier David Cameron (Conserva-
tive Party) an, im Jahr 2015 ein Referendum über den 
Verbleib des Vereinigten Königreichs in der EU abhal-
ten zu wollen (Cameron 2013). 

Dies sind einige Aspekte der Ausgangslage für den 
Europawahlkampf der Linksparteien in der GUE/NGL 
und der EL 2014.



8

Theoretische Einordnung: Föderalistischer Euroskeptizismus?

ren die kommunistische Parteienfamilie Westeuropas 
tatsächlich der «most cohesive opponent of the inte-
gration process» war, ist die radikale Linke heute die 
heterogenste Parteienfamilie in Bezug auf ihre Positio-
nierung zur EU-Integration (vgl. Almeida 2012: 69; Wa-
gener 2006: 9). Es stellt sich somit auch die Frage, wie 
sinnvoll der Begriff «euroskeptisch» als Oberbegriff für 
Kritik an der EU überhaupt ist. Eine linke Partei, welche 
die EU in ihrer gegenwärtigen Verfassung als undemo-
kratisch und marktradikal ablehnt, aber eine vertiefte 
EU-Integration bis hin zu einem föderalen Bundesstaat 
befürwortet, sollte anders eingestuft werden, als eine 
Partei, welche die gleichen Aspekte kritisiert, aber ein 
Europa der souveränen Nationalstaaten anstrebt. 

Volkens (2004) weist in ihrer Studie «Politische Posi-
tionen linker Parteien im Europäischen Parlament: Pro-
grammatische Übereinstimmungen und Unterschiede 
in der fünften Legislaturperiode» mit Rückgriff auf Bell 
(1996) darauf hin, dass die EU ein Mehrebenensystem 
darstellt, sodass etwa die Forderung nach einer Stär-
kung des EP im Widerspruch zur Erhaltung nationa-
ler Souveränität stehe. Eine Partei, die sich für natio-
nale Souveränität und für Dezentralisierung einsetze, 
müsse es ablehnen, dass auf EU-Ebene verbindliche 
Entscheidungen getroffen werden (vgl. Volkens 2004: 
122). Dies bedeutet, dass neben der von Konfliktlini-
en determinierten politisch-inhaltlichen Dimension der 
verschiedenen Politikfelder auch die Frage nach der 
Ebene der Politikverwirklichung eine wichtige Rolle 
spielt. In der vorliegenden Studie soll daher neben den 
inhaltlichen Positionen auch untersucht werden, wel-
che Parteien sich tendenziell föderalistisch positionie-
ren und welche tendenziell souveränistisch.3 

Hieran schließt sich die Frage an, aus welchen Grün-
den eine Linkspartei eine föderalistische oder eine 
souveränistische Position einnimmt. Eine Möglichkeit 
bestünde darin, dass Unterschiede in der europapoli-
tischen Positionierung entlang feinerer ideologischer 
Trennlinien innerhalb der Parteienfamilie verlaufen. 
Schirdewan (2006) etwa teilt die Familie der Linkspar-
teien in vier ideologische Unterkategorien und ver-
sucht, diesen europapolitische Positionen zuzuweisen. 
Die Parteien der Kategorie «Neue Europäische Linke» 
(Synaspismos (SYN), IU, LINKE/PDS, PCF, Kommunis-
tische Partei Österreichs (KPÖ), Déi Lénk (DL), PRC) be-
trachteten die EU als «nicht grundsätzlich in Frage zu 

Wenngleich es nicht das Ziel dieser Studie ist, ein the-
oretisches Erklärungsmodell für die europapolitische 
Positionierung linker Parteien zu geben, soll dennoch 
eine kurze theoretische Einordnung vorgenommen 
werden. In der komparativen politikwissenschaftlichen 
Forschung werden Parteien aus der Parteienfamilie 
der Linksparteien (vgl. Spier 2012) oder der radikalen 
Linken gemeinhin als EU-kritisch oder euroskeptisch 
eingestuft (vgl. u. a. Hooghe et al. 2002; Marks et al. 
2007). Hooghe et al. legten in ihrer Studie aus dem 
Jahr 2002 die folgende Hypothese zugrunde: «As Ernst 
Haas (1958) made clear, the EU is the product of par-
ty-political actors on the Center-Right, Center, and to 
a lesser extent, the Center-Left who have dominated 
decision making in Europe during the past half century. 
European integration is primarily a market-liberal pro-
ject mitigated by some measure of regulated capita-
lism. The Euro-skepticism of extreme parties arises, 
therefore, not only from their opposition to the EU’s po-
licies but also because they reject the ideology of the 
EU’s construction. So we expect a party’s support for 
European integration to decline with its distance from 
the center of the Left/Right dimension»2 (Hooghe et al. 
2002: 969).

Für linke Parteien bedeutete dies, dass ihre auf dem 
gesellschaftlichen Gegensatz (cleavage) zwischen Ka-
pital und Arbeit (vgl. Lipset/Rokkan 1967) basierende 
Programmatik EU-kritische Positionen erklären wür-
de: Die EU, als Projekt negativer marktliberaler Integ-
ration, sei «fundamentally inhospitable to radical Left 
policy goals» (vgl. Hooghe et al. 2002: 774). Sozialde-
mokratische Mitte-Links-Parteien gingen dem Hoog-
he-Marks-Modell zufolge davon aus, dass die EU in für 
sie entscheidenden Politikfeldern reformierbar sei, und 
befürworteten deshalb Integration in der Kohäsionspo-
litik, der Sozialpolitik, der Arbeitslosenunterstützung 
und der Umweltpolitik, während Mitte-Rechts-Parteien 
die negative Marktintegration unterstützten, aber eine 
positive Regulierungspolitik auf EU-Ebene ablehnten 
(vgl. ebd.: 772 f.) Linke Parteien würden hingegen da-
von ausgehen, dass «[e]ven EU institutions that faci-
litate regulated capitalism will not provide the kind of 
policies radical Leftists deem essential to curb market 
forces: public control over capital flows, extensive pu-
blic investment in industrial policy, a statutory right to 
work, and a statutory reduction of the working week. 
And so the radical Left comes to the same conclusi-
on as the radical Right, but for very different reasons» 
(ebd.: 974).

Verschiebt man den Fokus der vergleichenden Ana-
lyse von der Makroebene aller Parteienfamilien in Eu-
ropa auf die Ebene der Linksparteien und vergleicht 
diese untereinander, ergibt sich jedoch ein sehr diffe-
renziertes Bild. Denn während in den Gründungsjah-
ren der Europäischen Gemeinschaft in den 1950er Jah-

2 Theoretische Einordnung:  
Föderalistischer Euroskeptizismus?

2  Auf einer klassischen Skala zwischen den Extremen links = maximale politische 
Kontrolle über die Wirtschaft nach rechts = kein politischer Einfluss auf die Wirt-
schaft. Eine zweite Skala der «new politics dimension» misst postmaterialistische 
Werte auf einer Skala von links «Green/alternative/libertarian» nach rechts «Tradi-
tional/authoritarian/nationalist» und wird von Hooghe et al. zur Erklärung pro-inte-
grationistischer Tendenzen bei grünen Parteien und anti-integrationistischer Ten-
denzen bei Parteien der neuen Rechten herangezogen.  3  Almeida (2012) 
unterscheidet zwischen «Hard» und «Soft Eurosceptic Parties», wobei er die Posi-
tion letzterer als «[c]ontingent opposition to European integration framed in funda-
mentally pro-integrationist terms» beschreibt.
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stellende Grundlage eigenen politischen Wirkens, zu 
der sie ein insgesamt positives Verhältnis besitzen, je-
doch nicht ohne gleichzeitig deren politische Ausrich-
tung und ökonomische Fixierung zu kritisieren» (Schir-
dewan 2006: 670). 

In der Kategorie der «klassischen Kommunisten» 
(PCP, Kommounistikó Kómma Elládas (KKE), KSČM, 
Komunistická strana Slovenska (KSS)) gebe es bei den 
europapolitischen Positionen «keine eindeutige Rich-
tung», eine Gemeinsamkeit sei aber «die Interpretation 
der EU als ein Motor des Neoliberalismus, der zu einer 
Verschärfung der sozialen Gegensätze innerhalb der 
europäischen Teilgesellschaften und zu einem Rück-
schritt in Richtung Militarismus und Imperialismus 
führt» (ebd.: 671). 

Trotzkistische Parteien (BE, Ligue Communiste Ré-
volutionnaire/Lutte Ouvrière (LCR/LO), Socialist Wor-
kers Party (SWP), Enhedslisten – De rød-grønne (ERG) 
sowie Flügel der IU, PRC, DL) stünden der EU «in ihrer 
gegenwärtigen Verfasstheit klar ablehnend gegenüber, 
die sie, ähnlich der Position der klassischen Kommu-
nisten[,] als ausschließlich neoliberal geprägtes politi-
sches Projekt» verstünden (ebd.). 

Eine vierte Kategorie seien die skandinavischen lin-
ken Parteien (Socialistisk Folkeparti (SF), Vasemmisto-

liitto (VAS), V), die sich der «Vertretung linker skandina-
vischer Positionen verpflichtet» sähen und gegenüber 
der EU eine «kritische bis klar ablehnende Haltung» 
einnähmen (ebd.: 672). 

Kontrastiert man Schirdewans Zuordnung mit den 
Ergebnissen einer Analyse Wageners mit dem Titel 
«Der EU-Verfassungsvertrag und die Positionen linker 
Parteien» aus dem gleichen Jahr, zeigt sich, dass der 
Ansatz, ideologische Unterschiede zur Erklärung der 
europapolitischen Heterogenität in der Parteienfami-
lie der Linken heranzuziehen, nicht hinreichend ist. In 
seiner Arbeit nutzte Wagener die historische Situati-
on, dass alle linken Parteien sich zur gleichen Zeit zu 
dem Entwurf einer Europäischen Verfassung (die in 
den Volksabstimmungen in Frankreich und den Nie-
derlanden 2005 scheiterte) äußern mussten, und zwar 
hinsichtlich«erstens ihre[r] Haltung zur EU-Mitglied-
schaft des eigenen Landes, zweitens ihre[r] generelle 
Bereitschaft, einem ‹anderen› oder ‹besseren› Vertrag 
zuzustimmen, und drittens ihre[r] Befürwortung oder 
Ablehnung des vorliegenden Verfassungsvertrags» 
(Wagener 2006: 69).

Alle von Wagener untersuchten Parteien waren Mit-
glieder der linken Parlamentsfraktion GUE/NGL. So 
kam er zu der folgenden, differenzierten Einordnung:

Tabelle 1: Positionen linker Parteien zum Entwurf eines Verfassungsvertrages nach Wagener (2006)

Pro EU-Mitgliedschaft;  
pro vorliegende Verfassung

Pro EU-Mitgliedschaft;  
gegen vorliegende,  

für andere Verfassung

Pro EU-Mitgliedschaft;  
gegen jede Verfassung

Gegen EU-Mitgliedschaft,  
gegen jede Verfassung 

SF PRC PCP KKE

PdCI PDS* SP V

PCF Sinn Féin ERG

IU

KSČM

SYN

BE

VAS

AKEL*

Quelle: eigene Darstellung 
* AKEL: Anorthotiko Komma Ergazomenou Laou; PDS: Partei des Demokratischen Sozialismus

Eine einfache Erklärung der divergierenden europapo-
litischen Positionen in der Parteienfamilie der Linkspar-
teien liefert Dunphy (2004) in seiner Studie «Contesting 
capitalism – Left parties and European integration». Er 
kommt zu dem Ergebnis, dass Divergenzen zwischen 
den Linksparteien bezüglich der europäischen Inte
gration darauf zurückzuführen sind, dass diese unter-
schiedliche Erwartungen haben, ob linke politische 
Ziele im Rahmen der EU durchgesetzt werden kön-
nen oder nicht. Alle neun von ihm untersuchten west-
europäischen linken Parteien lehnten die neoliberalen 
Aspekte des Vertrages von Maastricht und die Politik 
des Arbeitsplatzabbaus, der Privatisierungen, der Kür-
zung sozialer Leistungen, der Erosion von Arbeitneh-
merrechten und der Angriffe auf Gewerkschaften ab. 
Sie seien allerdings geteilter Auffassung «on whether 
the very project of monetary union itself is to blame, 

or whether it is potentially a progressive one: whether 
Maastricht and the Euro should be rejected outright, or 
whether, for all their weaknesses and failings, they can 
yet be an instrument in the creation of a more progres-
sive Europe capable of guaranteeing an alternative to 
US-style capitalism» (Dunphy 2004: 169). 

Auch Volkens weist auf den Konflikt zwischen die-
sen zwei Perspektiven – EU als Chance versus EU als 
Gefahr – hin, wenn sie im Ergebnis ihrer statistischen 
Analyse von Parteiprogrammen ein «Nord-Süd-Gefäl-
le» in Bezug auf die Wohlfahrtsstaatspolitik feststellt. 
Skandinavische Linke betonten stärker den nationalen 
Wohlfahrtsstaat als griechische oder spanische Linke. 
Dies führte sie auf den unterschiedlichen sozialpoliti-
schen Status quo in den Mitgliedsstaaten zurück: Je 
nach wirtschaftlichen und sozialpolitischen Standards 
in einem Mitgliedsstaat könnten EU-Standards eine 



10

Theoretische Einordnung: Föderalistischer Euroskeptizismus?

Verbesserung oder Verschlechterung bedeuten (vgl. 
Volkens 2004: 123; auch Hildebrandt 2010: 67 f.).

Einen weiteren Ansatz zur Erklärung europapoliti-
scher Positionen linker Parteien liefert Almeida in sei-
ner Analyse der «programmatic responses of radi-
cal left parties to European integration» aus dem Jahr 
2012. Er kommt zu dem Ergebnis, dass europapoliti-
sche Positionen zu einem hohen Grad von länderspezi-
fischen Strukturen des Parteienwettbewerbs, das heißt 
von nationalen (Oppositions-)Strategien zwischen 
Fundamentalopposition und Annäherung an sozialde-
mokratische Parteien sowie Positionen abhängen (vgl. 
Almeida 2012: 92; 153). Er schreibt: «[W]hile common 
genetic ties between radical left parties entail a clear 
predisposition towards rejectionist or at least sceptical 
attitudes towards market integration, the explanatory 
value of cleavage origins is neutralised by centripetal 
party strategies. As radical left parties downsize the 
distance separating them from their social democra-
tic competitors, they tend to adopt a pro-integrationist 
stance at the risk of alienating their supporters and trig-
gering intra-party dissent» (ebd.: 71).

Almeida erstellt auf der Grundlage seiner Hypothe-
sen ein Modell, das die Positionen linker Parteien zur 
EU-Integration und ihre Ausgangssituation im nationa-
len Parteienwettbewerb in ein Verhältnis zum innerpar-
teilichen Dissens bezüglich europapolitischer Positio-
nen stellt (Dissens geschätzt von ExpertInnen im Jahr 
20064). Dabei berücksichtigt er, ob im jeweiligen natio-
nalen Parteiensystem mehrere linke (elektoral relevan-
te) Parteien konkurrieren. Er unterscheidet zwischen 
«Soft Eurosceptic Parties», die den europäischen Inte-
grationsprozess grundsätzlich unterstützen, aber spe-
zifische Eigenschaften der EU ablehnen, und «Hard Eu-
rosceptic Parties», die einer europäischen Integration 
grundsätzlich ablehnend gegenüberstehen. Almeida 
kommt zu dem Ergebnis, dass in elektoralen Syste-
men mit zwei linken Parteien divergierende europapo-
litische Strategien gewählt werden. Außerdem zeige 
sich, dass innerparteiliche Konflikte bezüglich der eu-
ropapolitischen Positionierung tendenziell größer sind, 
wenn eine Linkspartei eine tendenziell föderalistische 
Haltung einnimmt.

Tabelle 2: Radical left parties by location in party 
system and estimated level of intra-party dissent 
over European integration (2006)

RL1 Dis RL2 Dis RL3 Dis

Soft 
Eurosceptic 
Parties

IU 3.42 PRC 2.00 BE 2.50

KSČM 2.00 SYN 4.57

VAS 4.64 SF 4.11

AKEL – PdCI 0.50

SP 1.25 PCF 2.44

DIE 
LINKE

3.86

Hard 
Eurosceptic 
Parties

V 2.00 PCP 1.60

KKE 0.38

LO –

LCR –

ERG 2.22

Quelle: Almeida 2012 
Dis: geschätzter innerparteilicher Dissens zur Frage der EU-Integrati-
on («Data on internal dissent over european integration are 2006 ex-
pert estimates (Hooghe et al. 2010). Notes: Internal dissent is measu-
red on a one (united) to 10 (divided) scale …») 
RL1: einzige dominante radikale linke Partei im nationalen Parteiensys-
tem 
RL2: radikale linke Partei in einem System mit zwei linken Parteien, die 
sich am äußeren Rand des Parteiensystems etabliert und einen harten 
Oppositions- und Anti-EU-Intergrations-Kurs fährt 
RL3: radikale linke Partei in einem System mit zwei linken Parteien, Pro-
EU-Integrationskurs und Kooperationsstrategie in Richtung Sozialde-

mokratie

Führt man die Hypothesen Dunphys, Volkens und Al-
meidas zusammen, wären demnach folgende Fak-
toren für die europapolitische Positionierung linker 
Parteien maßgeblich: 1. die Erwartungen bezüglich 
der Ebene der Politikverwirklichung, 2. die cleavage-­
geprägte inhaltliche politische Ausrichtung und 3. die 
strategische Positionierung im jeweiligen nationalen 
Parteienwettbewerb.

Für den Versuch, die Frage zu beantworten, ob eine 
Aussicht auf einen gemeinsamen Wahlkampf der eu-
ropäischen Linksparteien besteht, sollen außerdem be-
trachtet werden, inwiefern eine Rückkopplung der ge-
meinsamen Arbeit in EL und GUE/NGL auf die Politik der 
einzelnen Parteien stattfindet. Zudem sollen die Auswir-
kungen der Finanz- und Wirtschaftskrise auf die Zusam-
menarbeit der Linksparteien berücksichtigt werden. 

4  Dabei stützt er sich auf Daten von Hooghe et al. (2010). 
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(NELF), die European Anti-Capitalist Left (EACL) und 
die International Meetings of Communist and Wor-
kers’ Parties (IMCWP) (vgl. ausführlich zu den ver-
schiedenen Strukturen Schirdewan 2009). Auch das 
teilweise von der EU finanzierte Stiftungsnetzwerk 
Transform! Europe und Medien wie das englischspra-
chige Spectrezine, welches der niederländischen SP 
nahesteht, können zu den europäischen und inter-
nationalen Strukturen gezählt werden (vgl. Wagener 
2006: 17).

Parteien aus der Familie der Linksparteien koope-
rieren auf europäischer Ebene in einer Vielzahl von 
Strukturen. Fraktionelle Zusammenschlüsse gibt es 
im EP, in der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates (PACE) sowie im Nordischen Rat (NC). 
Mit der EL wurde im Jahr 2004 eine offizielle Euro-
papartei gegründet, die finanzielle Zuschüsse von der 
EU erhält. Darüber hinaus gibt es informelle Netzwer-
ke wie die skandinavisch-atlantische Nordic Green-
Left Alliance (NGLA), das New European Left Forum 

3 Kooperation linker Parteien  
auf europäischer Ebene

Tabelle 3: Übersicht linker europäischer und internationaler Strukturen 

Ort/Region Name Abk. Typ

Europäisches Parlament Vereinigte Europäische Linke/Nordische Grüne Linke GUE/NGL Fraktion

PACE/Europarat Unified European Left UEL Fraktion

Nordischer Rat Venstresocialistiske grønne gruppen VSG Fraktion

Europa Party of the European Left EL Partei

Nordeuropa/Atlantik Nordic Green Left Alliance NGLA Netzwerk

Europa New European Left Forum NELF Netzwerk

Europa European Anti-Capitalist Left EACL Netzwerk

Global International Meetings of Communist and Workers’ Parties IMCWP Netzwerk

Europa Transform! Europe Stiftung

Europa Spectrezine – Medium

Außerdem gibt es mit der offiziellen Europapartei EUDemocrats (EUDem) und dem Bündnis European Alliance of 
EU-Critical Movements (TEAM) europäische Strukturen, die überparteilich sind, an denen aber linke Parteien un-
mittelbar (Enhedslisten als Beobachter bei TEAM) oder mittelbar (MdEP Søren Søndergaard bei den EUDem – vgl. 
EUDem 2008) mitwirken. 

Tabelle 4: Übersicht europäischer Strukturen mit Beteiligung linker MdEP und Parteien

Ort/Region Name Abk. Typ

EU EUDemocrats EUDem Partei

EU The European Alliance of EU-Critical Movements TEAM Bündnis

Um den Rahmen der vorliegenden Studie nicht zu sprengen, soll im Folgenden nur auf die für die Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament 2014 relevantesten Zusammenschlüsse eingegangen werden, die Fraktion GUE/NGL und 
die Europapartei EL. 
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Tabelle 5: Zusammensetzung der GUE/NGL in Bezug auf europäische Parteien

EL-Vollmitglied EL-Beobachter Keine EU Dem

Deutschland DIE LINKE/8

Frankreich Front de Gauche/5

Tschechien KSČM/4

Zypern AKEL/2

Portugal Bloco Esquerda/2*

Griechenland KKE/2

Portugal PCP/2

Griechenland SYRIZA/1

Spanien Izquierda Unida/1

Niederlande Socialitische Partij/1

Niederlande Parteilos**/1

Irland Sinn Féin/1

Irland Socialist Party/1

Schweden Vänsterpartiet/1

Lettland Saskaņas Centrs/1

Dänemark (Enhedslisten)*** S. Søndergaard 
(FmEU)***/1

ges. 34 MdEP 17 6 9 1

Die Ziffer hinter dem Schrägstrich gibt die Zahl der Abgeordneten an.

* 2009 war BE mit drei MdEP vertreten. Rui Tavares wechselte 2011 zu den Grünen/EFA.

** Kartika Liotard verließ die SP-Delegation 2010, blieb aber Mitglied der GUE/NGL.

*** Søren Søndergaard wurde für die FmEU ins EP gewählt. Er ist Mitglied der dänischen Partei Enhedslisten – de rød-grønne, die Vollmitglied der 
EL ist, und der Europapartei EUDemocrats.

3.1 Partei der Europäischen Linken

Abgeordnete im EP seit 2009 23 von 34

Abgeordnete im EP 2004–2009 29 von 41

EP-Fraktion GUE/NGL

Die im Jahr 2004 gegründete Partei der Europäischen 
Linken (EL) umfasst derzeit 27 Mitgliedsparteien als 
Vollmitglieder und elf Parteien mit Beobachterstatus 
(vgl. EL 2013a). Eine individuelle Mitgliedschaft, die 
nicht an die Zugehörigkeit zu einer nationalen Partei 
gebunden ist, ist zwar möglich, bietet jedoch kaum re-
ale Einflussmöglichkeiten. Viele der in der EL vertrete-
nen Linksparteien sind klein und elektoral unbedeu-
tend; nicht alle Parteien kommen aus Mitgliedsstaaten 
der EU, sondern auch aus Moldawien, der Türkei, Bela-
rus und der Schweiz. Die französische Parti de Gauche 
(PG) trat 2010 der EL bei. Mit dem Beitritt der Enhed-
listen (ERG) aus Dänemark und der Vasemmisto aus 
Finnland 2009/2010 sind zudem elektoral bedeutsame 
Kräfte aus Skandinavien hinzugekommen.

Die dominanten Akteure innerhalb der EL sind tra-
ditionell die westeuropäischen Parteien, vor allem aus 
Italien, Deutschland, Frankreich, Spanien und Portugal. 
2010 folgte der PCF-Vorsitzende Pierre Laurent dem 
ehemaligen Vorsitzenden von DIE LINKE, Lothar Bisky, 
als Präsident der EL. Die italienische PRC, die 2004 bis 

2007 mit Fausto Bertinotti den ersten EL-Präsidenten 
(und bis 2008 den italienischen Parlamentspräsiden-
ten) stellte, verlor mit dem Einbruch bei den nationalen 
Parlamentswahlen 2008 und dem Verlust aller fünf Sit-
ze im EP 2009 massiv an Bedeutung. Gleichzeitig wir-
ken mit dem EL-Vizepräsident Alexis Tsipras (SYRIZA) 
oder dem französischen Präsidentschaftskandidaten 
und MdEP Jean-Luc Mélenchon (PG) neue Persönlich-
keiten mit europaweitem Bekanntheitsgrad in der EL. 
Wie alle offiziellen Europäischen Politischen Parteien 
(EPP) erhält die EL finanzielle Zuschüsse von der EU. 
Im Jahr 2012 umfasste der zur Verfügung stehende Be-
trag 835.049 Euro (vgl. EP 2012c). 

Gemeinsames Ziel der EL-Parteien war es von An-
fang an, die EU als Ganzes zu verändern: «[T]he Left, 
if it wants to channel its resistance against the demoli-
tion of the social state and of democracy into political 
alternatives, has to express itself as united at the Euro-
pean level and develop necessary concrete and alter-
native proposals for a different EU, and a different Eu-
rope together» (EL 2013b).

Programmatisch hat sich die EL, diesem Anspruch 
folgend, seit ihrer Gründung weiterentwickelt: von der 
gemeinsamen Ablehnung kapitalistischer Globalisie-
rung, der Nato sowie neoliberaler EU-Polity und -Policy 
hin zu einer Reihe konkreter Gestaltungsvorschläge für 
die EU-Ebene. Diese finden sich nicht nur in der ge-
meinschaftlichen Wahlplattform 2009 (vgl. EL 2009), 
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den Beschlüssen des 3. Kongresses der EL 2010 (EL 
2010a) und dem Aufruf des EL-Präsidiums für eine lin-
ke Krisenlösungsstrategie 2011 (EL 2011) wieder, son-
dern haben auch ihren Weg in die Wahlprogramme 
der Parteien gefunden (allerdings in unterschiedlichem 
Maße). Die programmatischen Forderungen zur Um-
gestaltung der EU, welche die EL seit ihrer Gründung 
2004 gemeinsam entwickelt hat, können wie folgt zu-
sammengefasst werden: Alle EU-Verträge, von Maas-
tricht bis Lissabon, werden von der EL abgelehnt; sie 
sollen ersetzt werden durch EU-Verträge, welche die 
«superiority of fundamental social rights […] over so 
called economic freedoms» (EL 2012a) garantieren. 

Die wesentlichen gemeinsamen programmatischen 
Forderungen der EL in den verschiedenen Bereichen 
der Europapolitik lauten:

Demokratie:
–	� Gesetzesinitiativrecht für das EP;
–	� Referenden zu wichtigen europapolitischen Fragen 

auf nationaler und europäischer Ebene;
–	� EU-Grundrechtecharta juristisch bindend gestalten, 

Beitritt der EU zur Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK);

–	� Demokratisierung der Wirtschaft: grenzüberschrei-
tende Gültigkeit für Koalitions-, Mitbestimmungs- 
und Streikrecht; Rechte und Möglichkeiten der 
Beschäftigten, an Entscheidungen von Unterneh-
mensführungen zu partizipieren, ausbauen und ju-
ristisch verankern;

Finanzpolitik:
–	� demokratische Kontrolle der EZB; Verpflichtung 

der Geldpolitik der EZB auf die Ziele Wachstum, Be-
schäftigung und ökologische Entwicklung durch se-
lektive Zinssenkungen;

–	� Ausgabe gemeinsamer Anleihen (Eurobonds);
–	� Annullierung eines Teils der öffentlichen Schulden 

der Mitgliedstaaten;
–	� Einrichtung einer öffentlichen europäischen Rating-

agentur;
–	� Harmonisierung der Steuerpolitik nach dem Prinzip 

der progressiven Besteuerung; 
–	� Erhöhung der Steuern für Einkommen und Kapital 

(Umverteilung von oben nach unten); 
–	� Besteuerung von Finanztransaktionen und -einkom-

men, um einen Europäischen Fonds für soziale und 
ökologische Entwicklung zu schaffen, der vom EP 
kontrolliert werden soll;

–	� Kontrolle von Kapitalbewegungen und Abschaffung 
von Steueroasen;

Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik:
–	� Ersetzung des Stabilitäts- und Wachstumspakts 

durch einen neuen Pakt für Wachstum, Vollbeschäf-
tigung, soziale Sicherheit und Umweltschutz;

–	� Vergesellschaftung von Gemeinschaftsgütern und 
strategischen Wirtschaftsbereichen, einschließlich 
des Kredit- und Finanzwesens;

–	� Einführung europäischer Standards in den Berei-
chen Arbeitsentgelt, Soziales und Umwelt;

–	� 35-Stunden-Woche bei einer wöchentlichen maxi-
malen Arbeitszeit von 40 Stunden;

–	� Einführung eines europäischen Mindestlohns, der 
mindestens 60 Prozent der jeweiligen nationalen 
Durchschnittslöhne beträgt und bestehende tarifli-
che Vereinbarungen nicht infrage stellt;

–	� Aufbau eines umfassenden Sozialsystems auf euro-
päischer Ebene; 

–	� europäisches Mindesteinkommen für nicht beschäf-
tigte Menschen; 

–	� europäische Mindestrenten, die sich am jeweiligen 
nationalen Mindestlohn orientieren und automa-
tisch der Preisentwicklung angepasst werden;

–	� Migrationsgesetz: Abschaffung von Zwangsab-
schiebungen; Durchsetzung des Rechts von Mig-
rantInnen auf Arbeit dort, wo sie in der EU leben;

–	� Investitionen in öffentliche Dienstleistungen, die in 
die Obhutspflicht des Staates («Rekommunalisie-
rung») fallen sollen, insbesondere in Bildung, Be-
treuung in Kindheit und Jugend, bei Krankheit und 
im Alter, Gesundheit, Wasser und Abwasser, Ener-
gie, Nahverkehr, Post, Kultur und Breitensport; 

Umweltpolitik:
–	� Verschärfung der EU-Klimaschutzpolitik: unter an-

derem um 40 Prozent reduzierte CO2-Emmission in 
den entwickelten Ländern bis 2020 (im Vergleich zu 
1990);

Gemeinsame Agrarpolitik (GAP):
–	� Überprüfung der GAP: Nahrungssouveränität über-

all auf der Welt, keine Liberalisierungen, Entwick-
lung der landwirtschaftlichen Produktion und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen, Subventionspolitik nach 
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Ge-
sichtspunkten;

Sicherheitspolitik:
–	� Abschaffung der Nato, Konfliktlösung im Rahmen 

der OSZE; 
–	� Ersetzung der Europäischen Verteidigungsagentur 

durch eine Abrüstungsagentur;

Entwicklungspolitik:
–	� Erfüllung der Millenniumsziele.

Im November 2011 formulierte das Präsidium der EL, 
welches aus den nationalen Parteivorsitzenden der 
Mitgliedsparteien besteht, einen Aufruf mit der Über-
schrift «Peoples of Europe Unite!» (vgl. EL 2011). Darin 
stellte die EL ihr gemeinsames Programm gegen die 
Krise in der EU und insbesondere der Eurozone vor, das 
aus den folgenden Elementen besteht:
–	� sofortige Aufhebung aller Austeritätsprogramme 

sowie Memoranda und Ersetzung derselben durch 
ein Programm für soziale Entwicklung, das auf öf-
fentlichen Investitionen basiert;
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–	� Einberufung einer Schuldenkonferenz zur Lösung 
der Schuldenprobleme in der Eurozone (Abschrei-
bung eines Teils der Schulden, Übertragung des an-
deren Teils auf die EZB);

–	� direkte Niedrigzinskredite an Mitgliedsstaaten von 
der EZB oder einem speziellen Fonds, der von der 
EZB finanziert wird, um die hohen Zinsen auf den Fi-
nanzmärkten zu umgehen;

–	� Reform der EU-Verträge; 
–	� Stärkung der Demokratie, political unification und 

Volkssouveränität;
–	� Umwandlung der EZB zum lender of last resort5; 
–	� Stärkung des EU-Budgets zur Bekämpfung sozialer 

und wirtschaftlicher Ungleichheiten;
–	� Abschaffung der Stabilitätskriterien (bezüglich öf-

fentlicher Verschuldung, laufender Defizite, Infla-
tion) für öffentliche Investitionen in den Bereichen 
soziale Entwicklung, Beschäftigung und Handelsba-
lance.

EL und EU-Politik: Europäische Bürgerinitiative, 
EU-Haushalt, Europawahlen 2014 
Im Folgenden soll die aktuelle gemeinschaftliche Ar-
beit der EL anhand von drei politischen Ereignissen auf 
EU-Ebene dargestellt werden. Im September 2012 in-
itiierte die Europapartei eine Europäische Bürgeriniti-
ative (EBI) zur Einrichtung einer öffentlichen Entwick-
lungsbank der EU. Außerdem positionierte sie sich 
zum Mehrjährigen Finanzrahmen der EU für den Zeit-
raum 2014 bis 2020 sowie zu veränderten Modalitäten 
bei der Europawahl 2014. 

Soziale Entwicklung: Die Europäische  
Bürgerinitiative der EL
Bei ihrem dritten Kongress im Jahr 2010 beschloss 
die EL, die mit dem Vertrag von Lissabon neu einge-
richtete EBI zu nutzen, um die Kommission zu veran-
lassen, eine Gesetzesinitiative für die Schaffung eines 
«Europäischen Fonds für soziale Entwicklung» einzu-
leiten (vgl. EL 2010b). Die EL betonte zugleich, dass 
die Nutzung des Instruments EBI nicht bedeute, dass 
sie den Vertrag von Lissabon anerkenne. Im Septem-
ber 2012 reichten sieben der EL nahestehende Projekt-
träger (darunter EL-Präsident Pierre Laurent und EL-Vi-
zepräsident Alexis Tsipras) den von der Ursprungsidee 
leicht abweichenden Vorschlag zur Gründung einer 
«Öffentlichen europäischen Bank für soziale und öko-
logische Entwicklung und Solidarität» als Bürgeriniti-
ative bei der Kommission ein (vgl. LINKE 2012a). Auf-
gabe der Bank soll es sein, öffentliche Investitionen in 
von der Krise stark betroffenen Mitgliedstaaten zu er-
möglichen. Die Mitgliedstaaten sollen die Möglichkeit 
erhalten, zu einem niedrigen Zinssatz Geld für entspre-
chende Investitionen zu leihen, und damit unabhängig 
von den Profitabilitätsanforderungen der Finanzmärkte 
werden. Die Kommission lehnte die Initiative mit der 
Begründung ab, es gebe keine rechtliche Grundlage 
für einen solchen Rechtsakt in den EU-Verträgen (vgl. 
KOM 2012b). Die EL betrachtete die Zurückweisung ih-

rer EBI hingegen als Beweis dafür, dass «a social and 
solidary proposal is out from the official doctrine of 
the current UE [fr. Abk.: Union Européenne] […] This 
is clear: citizens’ democracy is not welcome except if it 
expresses the official positions or if it rejects solidarity» 
(EL 2012b).

EU-Haushalt: Mehrjähriger Finanzrahmen  
2014 bis 2020
Am 8. Februar 2013 verabschiedete der Europäische 
Rat seine Schlussfolgerungen zum Mehrjährigen Fi-
nanzrahmen 2014 bis 2020 (vgl. ER 2013). Das EP, 
das weder mit den vorgeschlagenen Kürzungen des 
Budgets noch mit der Struktur des Vorschlags einver-
standen war, wies die Vorlage am 8. März 2013 mit ei-
ner fraktionsübergreifenden Resolution zurück. Die-
se Resolution des EP wurde von der Fraktion GUE/
NGL mehrheitlich mitgetragen. In einem Papier vom 
13. März 2013, das von den Vorsitzenden der EL-Partei-
en SYRIZA, BE, IU, LINKE, PCF, PG sowie von Europa-
abgeordneten der genannten Parteien und der KSČM 
unterzeichnet wurde, erklärten diese: «We are fully op-
posed to the direction that the European policies have 
taken for too long. We utterly reject generalised budget 
cuts which penalise all European citizens but first and 
foremost youth, workers, unemployed, farmers, fisher-
men, researchers, academics, environmental projects, 
regions» (Transform 2013a).

Die Einbußen, die insbesondere arme Menschen 
und wirtschaftlich schwächere Regionen durch einen 
Abbau der europäischen Umverteilung erleiden wür-
den, könnten nicht durch nationale Maßnahmen aus-
geglichen werden. Eine Rückkehr zu «national-cen
tered policies», die von den Mitgliedsstaaten anvisiert 
werde, weisen die EL-Parteien zurück. Die detaillierten 
Vorgaben des Rates werden als Erpressungsversuch 
gegenüber dem EP und als Angriff auf die europäische 
Demokratie gedeutet. Gegen die «autoritäre Macht der 
Staats- und Regierungschefs» fordern die EL-Parteien 
eine Reform der EU in Richtung «echter Demokratie» 
und einen «umverteilenden Haushalt», um ein «Europa 
für alle seine Bürger» zu schaffen. 

In einer Pressemitteilung kritisierte die EL den Vor-
schlag des Europäischen Rates als «Austeritätsbud-
get»: Die Kürzungen in der Wachstumspolitik belie-
fen sich auf 24 Prozent, in der Kohäsionspolitik auf vier 
Prozent, in der Agrarpolitik ebenfalls auf vier Prozent 
und auf 20 Prozent in der Entwicklungskooperation. 
Die Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit, deren 
Budget auf sechs Milliarden Euro beschränkt sei, reich-
ten nicht aus. Die EU brauche stattdessen ein anderes 
ökonomisches Modell, «based on job creation and on 
satisfying the huge social needs». Das von den Regie-
rungen angestrebte Budget sei mit diesem Ziel nicht 
vereinbar (vgl. EL 2013c).

5  Lender of last resort: Kreditgeber letzter Instanz; die EZB soll Kredite direkt an die 
Mitgliedstaaten der Eurozone geben dürfen, wenn diese sich aufgrund zu hoher 
Risikoaufschläge an den Kapitalmärkten nicht mehr refinanzieren können.
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Demokratie: Wahlen zum EP 2014
In einer Erklärung von November 2012 mit dem Titel 
«2014 European elections: for a democratic refound-
ation of Europe» beschreibt das Executive Board der 
EL sein Verständnis des Demokratiedefizits in der EU: 
«Authoritarianism and the confiscation of powers in fa-
vour of the Troika and financial interests are becoming 
the rule to impose austerity policies: national parlia-
ments, rights and freedoms, trade union activities and 
even the European Parliament, are excluded from es-
sential choices» (EL 2012c).

Eine neubegründete EU müsse deshalb den Bürge-
rInnen sowie den Parlamenten echte Macht geben. An-
lass dieser Erklärung war ein nicht-legislativer Bericht 
des EP zu den Europawahlen 2014 (vgl. EP 2012b). Da-
rin fordert das EP mit der Mehrheit der großen Fraktio-
nen, die Europaparteien sollten erstmals mit einer Spit-
zenkandidatin bzw. einem -kandidaten für das Amt des 
Kommissionspräsidenten antreten. Außerdem sollen 
so viele Kommissare und Kommissarinnen wie mög-
lich aus den Reihen des EP gewählt werden. Den Mit-
gliedstaaten wird darüber hinaus empfohlen, Prozent-
hürden einzuführen, um kleineren Parteien den Einzug 
ins EP zu erschweren und auf diese Weise «stabile 
Mehrheiten» zu garantieren, wovon die großen Fraktio-
nen S&D (Sozialisten & Demokraten) und EVP (Europä-
ische Volkspartei) profitieren würden. 

Die EL lehnt alle in dem Bericht enthaltenen Vor-
schläge ab: «These proposals do not respond to the de-
mocratic deficit that is getting worse in the EU. Worse, 
they may legitimize the strengthening of the powers of 
the Commission, contrary to the necessary democra-
tization of the EU. Presidentializing and personalizing 
the European political debate, (sic) will divert it from 
the real issues» (EL 2012c).

Problematisch ist für die EL aber vor allem die Forde-
rung der großen Fraktionen nach einer Einführung von 
Prozenthürden im jeweiligen nationalen Wahlrecht der 
Mitgliedstaaten zu den Europawahlen. Neue oder hö-
here Hürden könnten es vielen derzeit elektoral schwa-
chen Linksparteien erschweren, ins EP einzuziehen. 
Die EL fordert daher die Einführung des Verhältnis-
wahlrechts in allen Mitgliedstaaten ohne Prozenthür-
den, um den Willen der WählerInnen in der EU mög-
lichst genau abzubilden. 

3.2 Fraktion der Vereinigten 
Europäischen Linken/Nordische 
Grüne Linke (GUE/NGL)
Die EP-Fraktion GUE/NGL ist die einflussreichste über-
nationale Struktur linker Parteien in Europa. Als Zu-
sammenschluss linker Parteien unterscheidet sie sich 
in zweifacher Hinsicht von der Europapartei: Ihre Zu-
sammensetzung ist heterogener, und sie muss sich 
regelmäßig zu komplexen parlamentarischen Ent-
scheidungen koordinieren. In der Legislaturperiode 
2004 bis 2009 war sie mit 41 von 735 bzw. von 785 
Abgeordneten (5,6 Prozent und 5,2 Prozent nach den 
Beitritten Rumäniens und Bulgariens 2007) vertreten. 

Mit derzeit 34 von 754 Abgeordneten (4,5 Prozent) 
aus 13 Ländern und 17 Parteien ist sie inzwischen die 
kleinste im EP vertretene Fraktion. Bis etwa zur Halb-
zeit der laufenden Legislaturperiode lag die GUE/NGL 
zahlenmäßig vor der nationalistischen Fraktion Euro-
pa der Freiheit und Demokratie (EFD), die von der bri-
tischen United Kingdom Independence Party (UKIP) 
und der italienischen Lega Nord dominiert wird. Aller-
dings konnte die EFD neue Zugänge aus anderen Frak-
tionen verzeichnen, während die GUE/NGL mit dem 
Weggang Rui Tavares’, der auf der Liste des portugie-
sischen BE ins EP gewählt worden war, einen Sitz an 
die Fraktion der Grünen/Europäischen Freien Allianz 
(Grüne/EFA) verlor. 

Gemeinsame Positionen
Im Folgenden soll der gemeinsame politische Nenner 
der GUE/NGL in denjenigen Politikfeldern abgebildet 
werden, denen die Fraktion selbst besondere Bedeu-
tung beimisst. 

Das wichtigste Thema für die GUE/NGL-Fraktion in 
der laufenden Legislaturperiode war und ist die Bewäl-
tigung der Finanz- und Wirtschaftskrise beziehungs-
weise der Prostest gegen die Krisenlösungsstrategie 
der konservativen Mehrheit in Rat, Kommission und 
Parlament. Die Linksfraktion beansprucht für sich, 
auf der Seite der Lohnabhängigen und der unteren 
Schichten der Gesellschaft zu stehen: «Die anhalten-
de Krise trifft die Schwächsten am härtesten, und die 
Reaktion der EU-Staats- und Regierungschefs dar-
auf stellt gleichzeitig eine Bedrohung für die europäi-
sche Demokratie dar. Nach Ansicht der GUE/NGL ver-
schärft die extreme institutionalisierte Sparpolitik die 
Rezession und verlagert die Macht von den nationalen 
Hauptstädten zur Europäischen Kommission und Eu-
ropäischen Zentralbank. Die Folgen sind katastrophal. 
Wir brauchen dringend eine Abkehr von dieser Poli-
tik und rasche Maßnahmen für eine vernünftige Wirt-
schafts- und Sozialpolitik, die zu Wachstum, Solidarität 
und neuen Arbeitsplätzen führt und sicherstellt, dass 
die Steuerzahler nicht mehr die Kosten für verantwor-
tungslose, riskante Finanzgeschäfte tragen müssen» 
(GUE/NGL 2012a).

Finanzpolitik: 
Die GUE/NGL fordert eine internationale Finanztrans-
aktionssteuer, eine öffentliche Kontrolle des Banken-
sektors, die Abschaffung von Steueroasen, Hedge-
fonds, Private Equity sowie ein lückenloses Vorgehen 
gegen Steuerhinterziehung. Für die Bewertung der 
Schulden souveräner Staaten durch Ratingagenturen 
sollen alternative Mechanismen gefunden werden. Ein 
fiskalisches System für die Besteuerung multinationa-
ler Konzerne soll eingeführt werden. Die Rolle der EZB 
müsse neu bestimmt werden, verlangt die GUE/NGL: 
Sie soll nicht länger nur Preisstabilität sichern, sondern 
die Ziele Beschäftigung, Aus- und Weiterbildung, For-
schung sowie Wachstum integrieren (vgl. GUE/NGL 
2010).
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Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik:
Die fiskalische Konsolidierung kann nach Auffassung 
der GUE/NGL nicht durch Austerität und Kürzungen 
bei Sozialmaßnahmen und Beschäftigten erreicht wer-
den. Die EU solle stattdessen eine «Sozialunion» wer-
den, «die menschliche Bedürfnisse vor Profit stellt» 
(vgl. GUE/NGL 2012a). 

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt soll ersetzt wer-
den durch einen Solidaritätspakt für Beschäftigung, 
Weiterbildung und Armutsbekämpfung. Die Flexibi-
lisierung der Arbeitsmärkte soll beendet werden. Die 
Fraktion fordert eine «EU-Vorgabe für Mindesteinkom-
mensregelungen und beitragspflichtige Ersatzeinkom-
menssysteme» (vgl. GUE/NGL 2012b), wozu etwa 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit oder Mindestrenten 
gehören. Eine neue «EU-Richtlinie über den grundle-
genden Anspruch jedes Menschen auf ausreichende 
Zuwendungen und Leistungen, um ein menschenwür-
diges Leben führen zu können» (ebd.), solle die gesetz-
lichen Vorgaben dafür regeln. 

Eine verbindliche Zielsetzung der EU soll dafür sor-
gen, dass relative und absolute Armut sowie soziale 
Ausgrenzung beseitigt werden. Als Teilziele sollen Kin-
derarmut und Obdachlosigkeit bis zum Jahr 2015 be-
endet werden. Der Abbau öffentlicher Dienstleistun-
gen und des Wohlfahrtsstaates soll gestoppt werden.

Die GUE/NGL fordert «ein gezieltes EU-Konjunk-
turprogramm für die kommenden fünf Jahre» (ebd.), 
um zuvorderst den von Rezession betroffen Mitglied-
staaten dabei zu helfen, gegen wirtschaftliche Stag-
nation und steigende Arbeitslosigkeit vorzugehen. Die 
EU solle ein Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
pro Jahr für Investitionen in die ökologische und sozial 
nachhaltige Entwicklung investieren, «um die Gleich-
stellung der Geschlechter, die Vollbeschäftigung mit 
qualifizierten ‹grünen› und ‹weißen› Arbeitsplätzen (im 
Sektor Gesundheitswesen und Sozialdienstleistun-
gen), Sozialleistungen sowie einen besseren sozialen 
und territorialen Zusammenhalt zu fördern, flankiert 
von ähnlichen Maßnahmen auf der Ebene der Mit-
gliedstaaten» (ebd.).

Umweltpolitik:
In der Umwelt- und Klimapolitik setzt sich die GUE/NGL 
für Maßnahmen gegen den Klimawandel und strenge 
CO2-Reduktionsziele ein. Für Entwicklungsländer sol-
len Hilfen bereitgestellt werden, um mit der globalen 
Temperaturerhöhung fertig zu werden. Eine nachhal-
tige Wirtschaft müsse entwickelt und gegen kurzfris-
tige Interessen in Industrie und Handel durchgesetzt 
werden. Erneuerbare Energien, Recycling, öffentli-
ches Transportwesen und der Schutz von Biodiversität, 
Wasser- und Luftqualität müssen vorangebracht wer-
den (vgl. GUE/NGL 2013a). 

GAP:
Die GUE/NGL will kleinere und mittlere Betriebe sowie 
Genossenschaften stärken und ihre Einnahmesituati-
on stabilisieren, Direktzahlungen bei 100.000 Euro de-

ckeln und ein Mindesteinkommen für KleinbäuerInnen 
einführen. Lokaler und regionaler Handel soll nach den 
Vorstellungen der GUE/NGL stets Vorrang vor über-
regionalem Handel haben. Umwelt- und Klimaschutz 
sollen in der GAP berücksichtigt werden. Gentech-
nisch veränderte Organismen (GVO) sollen wegen der 
damit verbundenen Risiken nicht zugelassen, GVO-
Sorten, die bereits auf «Druck multinationaler Konzer-
ne eingeführt» (GUE/NGL 2011a) wurden, wieder vom 
Markt genommen werden. Entwicklungsländern soll 
das Recht auf Nahrung, Nahrungsmittelsouveränität 
und Nahrungsmittelsicherheit zuerkannt werden. Dazu 
gehörten die Unterbindung internationaler Finanzspe-
kulationen auf Agrarprodukte sowie ein Stopp der De-
regulierung der Agrarmärkte (ebd).

Sicherheitspolitik:
In der internationalen Sicherheitspolitik setzt sich die 
GUE/NGL für die «[s]trikte Anwendung der UN-Charta 
und aller anderen Instrumente des Völkerrechts» (vgl. 
GUE/NGL 2011b), die «Achtung der Souveränität und 
territorialen Integrität aller Länder» (ebd.), die Gewähr-
leistung der grundlegenden Menschenrechte und de-
mokratischen Freiheiten sowie «Maßnahmen zur Ge-
währleistung wirtschaftlicher und sozialer Rechte» 
(ebd.) ein. Die Fraktion lehnt die Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik (GASP) der EU und die durch 
den Vertrag von Lissabon geschaffenen Strukturen wie 
den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) ab. Nach 
ihrer Einführung müssten diese Strukturen jedoch de-
mokratischer Kontrolle und parlamentarischem Ein-
fluss zugänglich gemacht werden. Statt militärischer 
Einsätze sollen zur Lösung von Konflikten ausschließ-
lich zivile und präventive Maßnahmen zum Einsatz 
kommen; die zivil-militärische Zusammenarbeit lehnt 
die GUE/NGL ab, ebenso die Entsendung europäischer 
militärischer Einsatzgruppen zum Zwecke humanitärer 
Hilfsleistungen. Anstelle von Kriegen sollen wirtschaft-
licher Wiederaufbau, Bildung und Gesundheit finan-
ziert werden. 

Militärausgaben, Streitkräfte und Waffenbestände 
sollen in allen EU-Mitgliedsstaaten abgebaut werden. 
Nukleare Abrüstung und ein atomwaffenfreies Europa 
werden angestrebt (ebd.).

Entwicklungspolitik:
Die GUE/NGL setzt sich für eine alternative Handels-
politik ein, die Freihandel durch fairen Handel ersetzt 
und Menschenrechte, soziale Rechte sowie Umwelt- 
und Klimakriterien in Handelsabkommen aufnimmt. 
Eine internationale Finanztransaktionssteuer soll Ent-
wicklungshilfe finanzieren. Als Mindestziel sollen die 
Millenniumentwicklungsziele umgesetzt werden (vgl. 
GUE/NGL 2011c).

Darüber hinaus versucht die GUE/NGL, sich in weite-
ren Politikfeldern zu profilieren. Mit Mikeal Gustafsson 
(V) stellt sie den Vorsitzenden des Frauenausschusses; 
es handelt sich dabei um den einzigen Ausschussvor-
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sitz, den die GUENGL derzeit besetzt. Die Fraktion be-
trachtet den Kampf für Frauenrechte und Geschlech-
tergleichheit als einen zentralen Aspekt ihrer Arbeit 
(vgl. GUE/NGL 2012c). Auch im Bereich Datenschutz 
und Persönlichkeitsrechte in der EU sowie zu Fragen 
des Copyrights, die im Zuge der EU-weiten Protes-
te gegen das ACTA-Abkommen zu einem in der euro-
päischen Öffentlichkeit umkämpften Thema wurden, 
hat die GUE/NGL gemeinsame Positionen entwickelt 
(GUE/NGL 2012d und 2012e).

Übereinstimmung bei Abstimmungen
Die GUE/NGL ist, abgesehen von der EFD, die am he-
terogensten zusammengesetzte Fraktion im EP. Ihre 
Konföderalität ist ein wichtiges Grundprinzip der über-
parteilichen Zusammenarbeit und verhindert, dass die 
Fraktion an kontroversen Standpunkten zerbricht. Sie 
garantiert, dass keine bindenden Mehrheitsentschei-
dungen getroffen werden müssen und dass jede De-
legation jederzeit eigene Standpunkte vertreten kann. 
In der Selbstdarstellung der Fraktion heißt es: «Confe-
deralism for us means respecting and preserving the 
diversity of identities and opinions of our members» 
(GUE/NGL 2013b). Dennoch gibt es, trotz gewisser Ab-
weichungen je nach Politikfeld und Sachfrage, stabi-
le Mehrheiten in der Fraktion, die in der gegenwärti-
gen Legislaturperiode zwischen ca. 60 und 90 Prozent 
schwanken. Der ehemalige Fraktionsvorsitzende Lo-
thar Bisky sagte in einem Interview aus dem Jahr 2012 
zu den Aushandlungsprozessen in der Fraktion: «In 
Fraktionen gibt es Mehrheiten und Minderheiten. Es ist 
gut, wenn eine Mehrheit dann die Entscheidung hat. 
Wenn eine Minderheit mit der Mehrheit spielen will, 
dann wäre das für die GUE/NGL verhängnisvoll. Aber 
es gibt in der Fraktion eine Mehrheit, die sich für ei-
nen bestimmten Kurs entscheidet. Da ist niemand, der 
diktiert, sondern es wird gemeinsam etwas erstritten, 
und das wird dann auch gemeinsam vertreten» (Bisky 
2012).

Im Zeitraum Juli 2009 bis April 2013 lag die durch-
schnittliche Abstimmungsübereinstimmung inner-
halb der GUE/NGL bei 79,22 Prozent. Damit liegt sie 
unter den Werten der meisten anderen Fraktionen. 
Den höchsten Wert erreichen die Grünen/EFA mit 
94,57 Prozent Gesamtübereinstimmung. Die EVP liegt 
bei 92,69 Prozent, die S&D bei 91,35 Prozent, die Alli-
anz der Liberalen und Demokraten für Europa (ALDE) 
bei 88,94 Prozent und die European Conservatives and 
Reformists (ECR) bei 86,61 Prozent. Weit abgeschla-
gen ist die nationalistische EFD mit 49,79 Prozent 
Übereinstimmung. Im Vergleich zur vorhergehenden 
Legislaturperiode hat die innerfraktionelle Kohäsi-
on der GUE/NGL abgenommen. Die Gesamtüberein-
stimmung lag zwischen 2004 und 2009 noch bei rund 
85 Prozent. Die GUE/NGL ist damit die einzige Fraktion 
im EP, bei der die Heterogenität im Vergleich zur vor-
hergehenden Legislaturperiode leicht zugenommen 
hat (vgl. Votewatch 2009a). Dies liegt vermutlich an 
der Abwesenheit der italienischen Delegationen der 

PRC und PdCI: Die Abgeordneten Adamos Adamou, 
Vittorio Agnoletto und Vincenzo Aita wiesen zwischen 
2004 und 2009 von allen Abgeordneten aller Fraktio-
nen im EP die höchste individuelle Übereinstimmung 
mit der Mehrheit der eigenen Fraktion auf (vgl. Vote-
watch 2009b). Die höchste Übereinstimmung erreicht 
die GUE/NGL aktuell in den Politikfeldern
A) Geschlechtergleichheit (90,46 Prozent), 
B) �bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 

(87,61 Prozent), 
C) internationaler Handel (86,59 Prozent), 
D) Transport und Tourismus (85,96 Prozent), 
E) Beschäftigung und Soziales (85,84 Prozent) und 
F) Umwelt und öffentliche Gesundheit (85,67 Prozent). 

Die Politikfelder A bis F umfassen überwiegend sol-
che Themen, die zwischen den Linksparteien wenig 
kontrovers diskutiert werden, wie die Verteidigung so-
zialer Rechte, der Rechte von Beschäftigten, von Min-
derheiten und VerbraucherInnen. Die niedrigste Über-
einstimmung weist die Fraktion in den Politikfeldern
G) Wirtschaft und Währung (75,47 Prozent), 
H) EU-Haushalt (71,63 Prozent), 
I) Industrie, Forschung und Energie (68,69 Prozent), 
J) �konstitutionelle und interinstitutionelle Fragen 

(68,04 Prozent) und 
K) Geschäftsordnung des EP (61,22 Prozent) auf. 

Eine hypothetische Erklärung für die höhere inner-
fraktionelle Abweichung in den Politikfeldern G bis K 
ist, dass hier von den Abgeordneten in größerem Ma-
ße eine Antwort auf die Frage verlangt wird, auf wel-
cher politischen Ebene – national oder europäisch – 
ein Problem gelöst werden soll. In den Bereichen H, 
J und K ist dies unmittelbar einleuchtend, da es hier 
um Kompetenzen der EU-Institutionen per se geht. 
Der Wert in I erklärt sich möglicherweise damit, dass 
es sehr unterschiedliche Auffassungen zu einer ge-
meinsamen Energiepolitik der EU gibt (gemeinsame 
EU-Netze oder nationale Energiesouveränität, Ausbau 
oder Abschaffung der Energiegewinnung aus Atom-
kraft). In das Politikfeld G fallen fast alle wichtigen 
Maßnahmen zur Lösung der Finanz- und Wirtschafts-
krise in der EU und damit auch die Auseinanderset-
zung um die Frage, ob eine vertiefte Integration, etwa 
in Form einer EU-Wirtschaftsregierung, die Krise lösen 
könnte oder nicht. 

Der Konflikt um die Anerkennung der EU als legiti-
me Ebene politischer Gestaltung wirkt sich auch auf 
die Kooperation innerhalb der Fraktion aus. Der Ab-
geordnete Rui Tavares, der auf der Liste des portugie-
sischen BE ins EP gewählt worden war, begründete 
seinen Wechsel zur Fraktion der Grünen/EFA unter an-
derem damit, dass in der GUE/NGL zu viele orthodo-
xe KommunistInnen und nationale SouveränistInnen 
zu wenigen proeuropäisch-föderalistisch eingestellten 
Linken gegenüberstünden, was zu Blockaden für poli-
tische Initiativen führe (vgl. Tavares 2011). Lothar Bisky 
(LINKE) gab für seinen Rücktritt als Fraktionsvorsitzen-
der Anfang 2012 neben seiner Gesundheit Konflikte in-
nerhalb der Fraktion als Grund an, etwa zur Frage der 
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Kooperation mit anderen Fraktionen (vgl. Bisky 2012). 
Gabriele Zimmer (LINKE), die den Fraktionsvorsitz von 
Bisky übernahm, veröffentlichte im November 2012 
einen Artikel mit dem Titel «Solidarity in the European 
Left», in dem sie es sowohl als größte Stärke als auch 
als größte Schwäche der GUE/NGL bezeichnet, dass 
diese so unterschiedliche linke Parteien vereine. Es sei 
problematisch, dass «a number of parties represented 
in it [der GUE/NGL] hardly show any great wish for an 
increase in the European cooperation and integration 
of the left. The parties’ executive boards struggle to see 
themselves as simultaneously local, regional, national, 
European and global actors. Yet, if parties wanted to 
learn how to be actors of this type, they would be doing 
everything to preserve the GUE/NGL, shape and use it 
as an opportunity for the European integration of the 
left. They would only nominate candidates for the Eu-
ropean Parliament with a capacity to communicate and 
cooperate» (Zimmer 2012).

Dies sei aber bisher nicht der Fall, da viele Parteien 
die EU nicht als Ebene der politischen Auseinanderset-
zung betrachteten: «It is quite unrealistic to expect of 
the GUE/NGL, in the way it is now structured, that it 
can unite its members’ different inherited approaches 
to politics, i.e. that it can overcome the barriers and dif-
ferences existing between the different political cultu-
res. This is not the task of the candidates nominated by 
their parties who are expected to act according to elec-
tion programmes adopted by the parties. Some parties 
want to view the European Parliament only as a provi-
der of additional resources for their national agendas 
and political struggles» (ebd.).

Um welche Parteien es sich dabei handelt, führt Ga-
briele Zimmer nicht genauer aus. Die einzige Partei, die 
sich offen zu der Zielsetzung bekennt, gegen europäi-
sche Strukturen linker Parteien wie der EL zu arbeiten, 
ist die griechische KKE (vgl. KKE 2005 und 2010a).

Bündnispolitik auf europäischer Ebene:
Die Fraktion GUE/NGL hat in den Jahren ihres Beste-
hens dauerhafte Kooperationsstrukturen mit verschie-
denen Akteuren entwickelt. Dazu gehört das World 
Parliamentary Forum (WPF), das der ehemalige Frak-
tionsvorsitzende Francis Wurtz (PCF) gemeinsam mit 
dem brasilianischen Parlamentsabgeordneten Tarcísio 
Zimmermann beim Weltsozialforum in Porto Alegre 
2001 ins Leben gerufen hat und das bis heute von 
der GUE/NGL koordiniert wird. Das WPF findet stets 
im Rahmen der Weltsozialforen statt. Einige Abge-
ordnete arbeiten darüber hinaus im World Parliamen-

tary Network zusammen. Zumeist linke, sozialdemo-
kratische und grüne Parlamentsabgeordnete aus der 
ganzen Welt beteiligten sich in Cancún, Mumbai, Ca-
racas, Bamako, Nairobi, Belem, Dakar und zuletzt in 
Tunis 2013. In der Einladung nach Tunis 2013 heißt es 
in einer Selbstbeschreibung, das WPF sei ein «process 
rather than an event. A number of its members work 
together in the World Parliamentary Network, and they 
try to find, year after year, common positions on topics 
such as peace and a world based on economic justice. 
The WPF subscribes to the Charter of the World Social 
Forum and its aim is to establish a better cooperation 
among progressive parliamentarians interested in wor-
king together, and interacting with social movements 
and existing networks with a view to build up alterna-
tives to the neoliberal globalisation» (World Parliamen
tary Forum 2013).

Am Weltsozialforum und am World Parliamentary 
Forum in Tunis 2013 nahmen neun Abgeordnete der 
GUE/NGL teil: Gabriele Zimmer und Helmut Scholz 
(LINKE), Marisa Matias und Alda Sousa (BE), Wil-
ly Meyer (IU), Paul Murphy (SP), Søren Søndergaard 
(ERG), Marie-Christine Vergiat (FG) sowie Inês Zuber 
(PCP) (vgl. ebd.).

Auch zu Gewerkschaften pflegt die GUE/NGL enge 
Kontakte. Neben den formalen Beziehungen zum Eu-
ropäischen Gewerkschaftsbund (EGB) und zum Inter-
nationalen Gewerkschaftsbund (IGB) tauscht sich die 
Fraktion regelmäßig mit linken GewerkschafterInnen 
des Netzwerks Forum Social Europe – Network of Eu-
ropean Trade Unionists (FSE) aus. GUE/NGL und FSE 
organisieren ein- bis zweimal im Jahr gemeinsame 
Seminare zu wirtschafts-, sozial- und demokratiepoli-
tischen Themen im EP. Die letzte gemeinsame Veran-
staltung fand im April 2013 unter dem Titel «Focus on 
Central and Eastern Europe» statt. Dort standen wirt-
schaftliche, soziale und politische Entwicklungen in 
Osteuropa sowie die Rolle von Gewerkschaften und 
der politischen Linken im Mittelpunkt der Diskussion 
(vgl. GUE/NGL 2013c). 

Regelmäßig finden auch Treffen mit dem Netzwerk 
REALPE statt, in dem linke LokalpolitikerInnen europa-
weit organisiert sind (vgl. REALPE 2013).

Einige linke Parteien, die (derzeit) keinen Abgeordne-
ten ins EP entsenden, sind mit der GUE/NGL assoziiert. 
Dazu gehören die italienischen PRC und PdCI, der fin-
nische Vasemmistoliitto, die luxemburgische DL sowie 
Parteien aus Nicht-EU-Staaten wie die norwegische 
Socialistisk Venstre Parti (SVP) und die schweizerische 
Parti Suisse du Travail (PST) (vgl. GUE/NGL 2012 f.).
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Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU: 
Das Wirtschaftsprogramm ist jener Teil des Gesamt-
programms SYRIZAs zu den nationalen Parlaments-
wahlen 2012, welcher die meisten Bezüge zur EU-Poli-
tik aufweist. Mit dem Programm verfolgt die Partei drei 
Ziele: «The first is to relieve the people who are suffe-
ring, the victims of this crisis. The second is stabiliza-
tion and recovery. And the third is the implementation 
of a program of radical reforms and transformations, 
through which an effective reintegration of our country 
to the European future and to the international division 
of labor» (SYRIZA 2012: 2).

Eine griechische Reformpolitik müsse in einen euro-
päischen Rahmen eingebettet sein, verlangt SYRIZA, 
auch um eine wechelseitige Stärkung zu erreichen. 
Griechenland soll in der Währungsunion bleiben. Kon-
kret sieht SYRIZA folgende Maßnahmen mit direktem 
EU-Bezug vor: 

Über die Europäische Investitionsbank (EIB) oder mit 
einem alternativen Programm sollen zinslose Darle-
hen an Mitgliedstaaten mit Liquiditätsproblemen flie-
ßen, damit diese durch Investitionen der Rezession 
begegnen können. Die Memoranda der Troika sollen 
durch Pläne für sozialen Wiederaufbau, ökonomische 
Restrukturierung und fiskalische Stabilisierung ersetzt 
werden. Ein Schuldenerlass nach dem Vorbild des Lon-
doner Abkommens über die Schulden Deutschlands 
von 1953 und ein «Marshall-Plan» sollen Griechen-
land und den anderen von der Krise betroffenen Staa-
ten helfen, eine produktive Wirtschaft aufzubauen. Die 
Schuldenanpassung solle im Rahmen einer gemeinsa-
men EU-Lösungsstrategie für die öffentliche Verschul-
dung aller Mitgliedsstaaten gefunden werden; falls 
dies nicht funktioniert, in bilateralen Verhandlungen. 
Eurobonds sollen als zusätzliches Finanzierungsinstru-
ment die griechische Wirtschaft stützen. Finanzmittel 
aus EU-Fonds sollen besser genutzt werden und insbe-
sondere Maßnahmen zur Linderung der extremen Ar-
mut finanzieren. 

Ein paneuropäischer Mechanismus solle Spareinla-
gen in Banken garantieren. Bilaterale Abkommen zur 
Besteuerung griechischen Auslandsvermögens sollen 
mit der Schweiz und anderen Ländern abgeschlossen 
werden, verbunden mit Maßnahmen zum Stopp der 
Kapitalflucht von griechischen Konten. 

Die Einrichtung einer «ökonomischen Diplomatie» 
und verstärkte wirtschaftliche Kooperation mit Dritt-
staaten sollen ebenfalls zum wirtschaftlichen Wieder-
aufbau beitragen (vgl. SYRIZA 2012).

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
Zwischen SYRIZA und sozialen Bewegungen wie At-
tac in Griechenland und Europa bestehen enge Kon-

4.1 SYRIZA – Enotiko Kinoniko Metopo

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei European Left  
(Vollmitglied seit 2004)6

europäische Strukturen UEL, NELF, EACL 

Ergebnis Europawahlen 2009 4,7 %/1 Mandat 

Ergebnis Europawahlen 2004 4,16 %/1 Mandat 

Ergebnis nationale Wahlen 2012 26,89 %/71 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Ja (KKE)

Kernaussagen zur EU-Integration:
Seitdem die Schuldenkrise und die von der EU durch-
gesetzte Austeritätspolitik Griechenland wirtschaftlich 
und sozial großen Schaden zugefügt haben, ist SYRI-
ZA-Spitzenkandidat Alexis Tsipras, der auch Vizeprä-
sident der EL ist, zum international bekannten Gesicht 
der europäischen Linken geworden. Unter seiner Füh-
rung wurde SYRIZA mit einem Alternativprogramm 
zur Austeritätspolitik bei den nationalen Wahlen im 
Juni 2012 zweitstärkste Kraft. Seitdem reist Tsipras 
durch Europa und sogar in die USA, um seine alterna-
tiven Pläne zur Lösung der Krise in Griechenland und 
der EU in zahlreichen Reden, Interviews und Artikeln 
(so in der Financial Times, Le Monde, The Guardian, 
New York Times, Die Zeit) vorzustellen. In einem Ar-
tikel für die britische Zeitung The Guardian schrieb er 
im Oktober 2012 über die EU: «Europe needs a new 
plan to deepen European integration. Such a plan 
must challenge neoliberalism and lead European eco-
nomies back to recovery. It should prioritise the needs 
of workers, pensioners and the unemployed, not the 
interests of multinational companies and bankrupt 
bankers. […] it is the only plan that can restore the Eu-
ropean vision of social justice, peace and solidarity» 
(Tsipras 2012).

Das nationale Wahlprogramm von Juni 2012 weist 
nur Andeutungen für eine alternative EU-Politik auf, die 
zumeist direkt mit dem griechischen Schuldenproblem 
verknüpft sind (etwa gemeinsame Schuldtitel der EU). 
Das Ziel des wirtschaftlichen Programms SYRIZAs ist 
Griechenlands «participation in the Eurozone and the 
European Union on politically equal terms» (vgl. Synas-
pismos 2012). 

Trotz Tsipras’ deutlich auf die weitere EU-Integration 
Griechenlands ausgerichtetem Kurs sind europapoliti-
sche Positionen in der aus mehreren Parteien und Strö-
mungen zusammengesetzten SYRIZA jedoch nicht 
unumstritten. Interne Auseinandersetzungen um eine 
souveränistisch oder föderalistisch ausgerichtete Poli-
tik waren möglichweise auch ein Grund dafür, dass die 
wichtigste SYRIZA-Mitgliedspartei Synaspismos 2009 
nur einen statt der erhofften vier Sitze im EP errang 
(vgl. Marioulas 2010: 279).

4 Europapolitische Positionen linker Parteien

6  Zurzeit noch als Synaspismos.
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takte und viele personelle Überschneidungen. 2006 
waren Synaspismos und Attac an der Organisation 
des Weltsozialforums in Athen beteiligt (vgl. Mariou-
las 2010: 278 f.). Auch bei den nachfolgenden Sozial-
foren und zuletzt beim Weltsozialforum in Tunesien im 
März 2013 waren zahlreiche VertreterInnen der Partei 
anwesend (vgl. etwa Transform 2013). SYRIZA unter-
stützt ein von dem griechischen Wirtschaftswissen-
schaftler Yorgos Mitralias initiiertes Europäisches Anti-
faschistisches Manifest (Antifacism Europe 2013), mit 
dem eine europäische antifaschistische Bewegung vo-
rangebracht werden soll. Diese soll auch den Migran-
tInnen in Griechenland zu Hilfe kommen, die von der 
erstarkenden nazistische Partei Chrysi Avgi bedroht 
werden. Über die EL und insbesondere den EL-Vize-
präsidenten Tsipras steht SYRIZA auf der Suche nach 
einer Lösungsstrategie für die schwierige Situation in 
Griechenland in engem Kontakt und Austausch mit DIE 
LINKE aus Deutschland, der FG aus Frankreich und 
den Partnerparteien in der EL. 

Stellenwert von EU-Politik:
SYRIZAs Aufstieg zur mächtigsten Kraft der Oppositi-
on gegen die Sparpolitik in Griechenland, die unmittel-
bare Verknüpfung der nationalen griechischen Zukunft 
mit der Zukunft der EU bzw. ihrer politischen Ausrich-
tung, die Ablehnung der europäischen Austeritätspoli-
tik durch SYRIZA und Tsipras’ Popularität über die grie-
chischen und europäischen Grenzen hinweg haben die 
Europapolitik zu einem zentralen Thema der Partei ge-
macht. Tsipras bezeichnete Griechenland in einer Rede 
beim Jahresauftakt von DIE LINKE und EL in Berlin im 
Januar 2013 als «Labor neoliberaler Barbarei in Euro-
pa» (LINKE 2013c). SYRIZA nimmt dementsprechend 
für das eigene Programm in Anspruch, ein «compass 
for the European Left» und für die gesamte EU zu sein 
(vgl. Synaspismos 2012). Bei der Vorstellung des Wirt-
schaftsreformprogramms am 1. Juni 2012 formulierte 
der SYRIZA-Abgeordnete Yiannis Dragasakis dies fol-
gendermaßen: «From the outset we have stated that 
our program and our struggle is at the same time both 
national and European. From the outset we said that 
we want to change the blueprint. Both for Greece and 
for Europe. And that is why our victory on the 17th of 
June will be a boost for positive changes for the people 
across Europe. And the path Europe will follow will in 
turn influence our endeavor» (SYRIZA 2012: 4 f.).

4.2  Izquierda Unida

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei European Left Party  
(Vollmitglied seit 2004)

europäische Strukturen NELF

Ergebnis Europawahlen 2009 3,71 %/1 Mandat

Ergebnis Europawahlen 2004 4,15 %/1 Mandat 

Ergebnis nationale Wahlen 2011 7,02 %/11 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Nein

Kernaussagen zur EU-Integration:
Die Partei IU ist ein 1986 gegründetes Bündnis aus 
mehreren Linksparteien und Gruppierungen, deren 
bedeutendster Einzelakteur die Partido Comunis-
ta de España (PCE) ist (vgl. Heilig 2009). Die PCE war 
nach dem Zweiten Weltkrieg zusammen mit der itali-
enischen PCI eine wichtige Vertreterin des Eurokom-
munismus. Trotz der seit dem Vertrag von Maastricht 
1992 offen ausgetragenen Konflikte um den richtigen 
Kurs in der Europapolitik bleibt die Position der Partei 
insgesamt stabil: Die IU beziehe sich «inhaltlich posi-
tiv auf den Prozess der europäischen Integration und 
begreift die europäische Ebene als erweiterten Hand-
lungsraum für linke Politik» (Heilig 2009: 145; vgl. auch 
Schulz 2005: 365; 367).

Die IU verfolgt einen föderalistischen EU-Kurs, bei 
gleichzeitiger Ablehnung der neoliberalen Ausrich-
tung der geltenden EU-Verträge. So lautete etwa das 
Motto für den Aufruf zu Demonstrationen anlässlich 
des 1. Mai 2009: «Mehr Europa, mit mehr Rechten 
und mehr Demokratie» (vgl. IU 2009a). Die IU lehnt 
den Lissabonner Vertrag ab, da er neoliberale Wirt-
schaftspolitik festschreibe und den Regierungen zu 
viel Macht gegeben habe. Stattdessen soll ein neuer 
demokratischer Verfassungsprozess in Gang gesetzt 
werden (vgl. IU 2012a). Generalkoordinator Cayo La-
ra erklärte bei der 10. Föderalen Versammlung der IU, 
die EL müsse auf eine antikapitalistische Mehrheit 
im EP hinarbeiten (vgl. EL 2012d). Das Mitentschei-
dungsverfahren (EP und Ministerrat gleichberech-
tigt als Gesetzgeber) solle ausgeweitet, die Beziehun-
gen zwischen den nationalen Parlamenten und dem 
EP sollen gestärkt werden. Der Europaabgeordnete 
und Koordinator für internationale Politik der IU, Willy 
Meyer, erklärte im Juni 2012, die IU setze sich «für ei-
nen Prozess der Neugründung Europas ein, indem die 
Bürgerinnen und Bürger ein Europäisches Parlament 
wählen, welches eine neue Verfassung entwirft, die 
Schluss macht mit dem undemokratischen Konstrukt, 
das Europa unter das Diktat des IWFs und finanzieller 
Mächte stellt» (vgl. IU 2012b).

Die IU fordert Eingriffe der EU in Politikbereiche wie 
Arbeitsrecht, Lohnfindungs- und Steuerpolitik, um 
einen sozialen Wandel der EU zu erreichen. Die EZB 
solle demokratisch kontrolliert werden und die Mit-
gliedsstaaten direkt finanzieren. Außerdem solle ein 
europäisches Finanzministerium eingerichtet werden. 
MdEP Meyer schlug bei der 10. Föderalen Versamm-
lung der IU vor, eine offene Konferenz zur Weiterent-
wicklung der Vision eines sozialen Europa als Gegen-
stück zum vorherrschenden neoliberalen Konzept zu 
veranstalten, auch als Beitrag zur Arbeit der EL vor den 
Europawahlen 2014. 

Es gibt aber ebenso Flügel in der Partei, die als Ant-
wort auf die Krise in Spanien souveränistische Lö-
sungswege in Betracht ziehen. Bei besagter Konferenz 
zur EU soll auch eine Frage diskutiert werden, die der 
ehemalige IU-Generalkoordinator Gaspar Llamazares 
stellte: «[U]nder what conditions should the IU stop 
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supporting Spanish membership of the eurozone, in 
whose name much of the horrors of austerity are being 
visited on ‹peripheral› Europe?» (Nichols 2013).

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
In einer Erklärung, welche die IU anlässlich ihrer 10. Fö-
deralen Versammlung vom 14. bis 16. Dezember 2012 
annahm, heißt es, die EU liberalisiere die Märkte und 
das Finanzsystem und fördere die Privatisierung stra-
tegischer Sektoren. Die gemeinsame Währung sei ein-
geführt worden ohne ein EU-Finanzministerium und 
ohne eine Zentralbank, die als Federal Reserve hande-
le. Eine EU-Integration zum Wohle der Menschen sei 
so nicht möglich. 

Die EZB solle nach Maßgabe einer neuen EU-Ver-
fassung demokratisch kontrolliert und neben der Be-
grenzung der Inflation auf die Ziele nachhaltige Ent-
wicklung und Vollbeschäftigung verpflichtet werden. 
Kapital müsse statt in den Finanzsektor in den öffentli-
chen Sektor fließen und den produktiven Sektor finan-
zieren, der sozialen und umweltpolitischen Prioritäten 
folgen solle. Ein öffentliches und soziales Kontrollsys-
tem des Banken- und Finanzsektors müsse eingeführt 
werden.

Durch eine abgestimmte EU-Politik der direkten, 
progressiven Besteuerung anstelle indirekter Steuern 
könne ein destruktiver Steuerwettbewerb zwischen 
den Mitgliedsstaaten verhindert werden. Spekulati-
ves Kapital solle besteuert werden, unter anderem um 
einen Europäischen Fonds für soziale Entwicklung zu 
finanzieren. Dieser müsse den Leitlinien und der Kon-
trolle des Europäischen Parlaments unterliegen. Ka-
pitalflüsse in der EU sollten kontrolliert und besteuert 
werden. Mit der Tobin-Steuer sollen Initiativen in inno-
vativen strategischen Sektoren bezahlt werden, um ei-
ne nachhaltige, gerechte Entwicklung und Beschäfti-
gungswachstum zu ermöglichen. Vermögende, große 
Unternehmen und transnationale Konzerne müssten 
besteuert werden, um Umverteilung von oben nach 
unten zu erreichen. Die Mehrwertsteuern müssten EU-
weit harmonisiert werden, damit Basisdienstleistun-
gen wie Wasser- und Energieversorgung, Transport- 
und Kommunikationsdienstleistungen erschwinglich 
blieben. Finanzielle Kriminalität müsse in all ihren For-
men verfolgt und bestraft werden; dafür müssten den 
nationalen Steuerprüfungsorganen alle Mittel zu Ver-
fügung gestellt und eine europäische Steuerbehörde 
geschaffen werden. Es müsse massiv gegen Steueroa-
sen vorgegangen werden.

Die europäische Linke schlage, so die IU in ihrer Er-
klärung, die Einrichtung von Mechanismen zur Schaf-
fung eines Systems der Angleichung der Produktion 
zwischen den Mitgliedstaaten vor, um das Gefälle zwi-
schen Exportstaaten wie Deutschland und Importstaa-
ten wie Spanien zu verringern, da letztere durch das 
bestehende Ungleichgewicht in exzessive Schulden 
und ein massives Handelsdefizit getrieben würden. 
Gemeingüter und strategische Sektoren, inklusive des 
Kredit- und Finanzsystems, müssten vergesellschaf-

tet, Privatisierungen rückgängig gemacht werden. Es 
bedürfe eines neuen Systems allgemeiner Wohlfahrt 
auf europäischer Ebene (vgl. zu all diesen Punkte IU 
2012c).

In ihrem Programm zu den Europawahlen 2009 kri-
tisierte die IU die Lissabon-Strategie (die Vorgänge-
rin der 2020-Strategie) als verfehlt. Sie forderte statt-
dessen eine «echte Industriestrategie» zur Schaffung 
von qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen, Umwelt-
freundlichkeit, Verbesserung der Ausbildung, For-
schung und Entwicklung. So solle eine ausgeglichene 
Produktion in allen Regionen der EU erreicht werden. 
In allen Mitgliedsstaaten solle zudem ein Mindest-
lohn auf Basis von 60 Prozent der nationalen Durch-
schnittslöhne eingeführt werden. Die Bedingungen 
für Tarifverhandlungen und die Rechte der ArbeiterIn-
nen müssten vor allem in Anbetracht der Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zur Entsendericht-
linie gestärkt, das Recht auf Streik in der gesamten EU 
verankert werden. Die IU wies in ihrem Europawahl-
programm die Arbeitszeitrichtlinie zurück, da sie eine 
totale Flexibilisierung der Arbeitsbedingungen erlau-
be. Sie trat für die 35-Studenwoche ein bei maximal 
fünf Überstunden, sodass die Gesamtzahl von 40 Ar-
beitsstunden nicht überschritten wird. Alle Standards 
auf europäischem und nationalem Level sollten sich 
daran orientieren. Das Renteneintrittsalter solle bei 60 
Jahren liegen, jedoch in Bezug auf die unterschiedli-
chen Regelungen in den Mitgliedstaaten flexibel sein. 
Mindesteinkommen und Mindestrente müssten mit 
den Mindestlöhnen von 60 Prozent der nationalen 
Durchschnittslöhne abgestimmt werden und auto-
matisch mit diesen steigen. Einwanderer dürften nicht 
länger von Unternehmen ausgebeutet werden, die 
auf der Suche nach billigen Arbeitskräften seien. Ei-
ne Verordnung müsse sicherstellen, dass Einwanderer 
einer regulären Arbeit nachgehen dürfen. Die EU-Mit-
gliedsstaaten müssten Umweltsteuern auf CO2-Em-
missionen und internationalen Transport erheben, um 
den Klimawandel zu verlangsamen sowie Umwelt und 
Biodiversität zu schützen (vgl. zu all diesen Punkten IU 
2009b).

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
Die IU ist Gründungsmitglied der EL und stellt mit Maite 
Mola (PCE) eine der Vizepräsidentinnen. Mola ist auch 
die Koordinatorin der EL. Mit Willy Meyer ist die IU mit 
einem Abgeordneten in der GUE/NGL-Fraktion ver-
treten. Die IU steht vor allem über ihre Mitgliedspartei 
PCE dem Gewerkschaftsverbund Confederación Sindi-
cal de Comisiones Obreras (CCOO) nahe. Die CCOO ist 
der größte Gewerkschaftsbund in Spanien und Mitglied 
des EGB und IGB (vgl. CCOO; Heilig 2009: 144).

Die Gruppierung Espacio Alternativo (EA) war bis 
2009 Teil der IU und auf europäischer Ebene in der 
EACL organisiert. Nach dem Austritt aus der IU grün-
dete sie die Izquierda Anticapitaista (IA), um eigenstän-
dig an den Europawahlen teilnehmen zu können (vgl. 
EA 2008).
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Die in Spanien entstandene, aber inzwischen europa-
weit aktive Bewegung der Indignados (auch M15, mit 
Bezug auf die Demonstrationen vom 15. Mai 2011), 
deren Name an den Titel einer Streitschrift des Fran-
zosen Stéphane Hessel aus dem Jahr 2010 («Indig-
nez-vous!») angelehnt ist, ist für die IU ein wichtiger 
Bezugspunkt. Im Oktober 2011 berief sie eine Reihe 
öffentlicher Versammlungen zur Verabschiedung ei-
nes «Convocatoria Social» (eines sozialen Aufrufs) ein. 
Es war ein Versuch, die neue soziale Bewegung in ei-
nen Prozess der offenen Partizipation politisch einzu-
binden (vgl. etwa die Resolution Nr. 2 für eine «Demo-
kratische Revolution» des «Convocatoria Social» mit 
direktem Bezug auf M15; IU 2012d). Nachdem die spa-
nische Regierung im Juni 2012 einen Hilfsantrag (KOM 
2012c) beim EFSF stellte, rief die IU gemeinsam mit 
der Indignados-Bewegung, Gewerkschaften und sozi-
alen Organisationen zur Gegenmobilisierung auf (vgl. 
IU 2012e). MdEP Willy Meyer nahm als Teil einer De-
legation der GUE/NGL am Weltsozialforum im März 
2013 in Tunis teil (vgl. IU 2013). 

Stellenwert von EU-Politik:
In der IU besteht ein traditionell starkes Interesse an 
europapolitischen Fragen, was nicht zuletzt in der 
«Vorreiterolle» der PCE in der eurokommunistischen 
Entwicklung westeuropäischer kommunistischer Par-
teien begründet ist (vgl. Schulz 2005: 365). In der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise und angesichts der daraus 
resultierenden hohen spanischen Staatsverschuldung 
wurde die europapolitische Dimension für alle politi-
schen Akteure in Spanien wichtiger denn je. Das Wahl-
programm 2011 enthielt zwar kein eigenes Kapitel zur 
EU, aber viele Forderungen mit Bezug zur EU-Politik. 
Diese konzentrierten sich vor allem auf die Gemein-
same Agrarpolitik, die Gemeinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik und die EU-Fiskalpolitik. In dem «Po-
litischen Dokument» der 10. Föderalen Versammlung 
war die Analyse der Krise der neoliberalen EU und ihr 
Bezug zur Situation in Spanien das wichtigste Thema 
(vgl. IU 2012 f.). 

4.3 Bloco Esquerda

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei European Left Party  
(2004, Vollmitglied seit 2005)

europäische Strukturen NELF, EACL

Ergebnis Europawahlen 2009 10,72 %/3 Mandate

Ergebnis Europawahlen 2004 4,91 %/1 Mandat 

Ergebnis nationale Wahlen 2011 5,19 %/8 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Ja (PCP)

Kernaussagen zur EU-Integration:
Der 1999 gegründete BE vertritt in der Frage nach der 
Zukunft der EU eine tendenziell föderalistische Positi-
on. Im Jahr 2007 forderte der BE in der Schlussreso-

lution der V. Parteiversammlung, die Wahlen zum EP 
2009 als Ausgangspunkt für eine neue demokratische 
Entwicklung der EU zu nehmen. Nach der Ablehnung 
der Europäischen Verfassung, die ein Versuch gewe-
sen sei, autoritären Liberalismus und die Herrschaft 
der größten EU-Staaten festzuschreiben, solle das EP 
einen neuen Entwurf eines Grundlagenvertrags für die 
EU vorlegen. Dieser solle nach öffentlichen Diskussio-
nen in den Mitgliedsstaaten in nationalen Referenden 
angenommen werden (vgl. BE 2007). Auch im Wahl-
programm zu den nationalen Parlamentswahlen 2009 
forderte der BE eine soziale EU der gemeinsamen Ent-
scheidungsfindung und die Entmachtung der natio-
nalen Regierungen: «Ein degouvernementalisiertes 
Europa, basierend auf zwei Kammern mit Gesetzesini-
tiativrecht, ist ein Europa, in dem das gemeinsame In-
teresse mehr wiegt als bloße Verhandlungen zwischen 
Regierungen nach dem Prinzip ‹Geben und Nehmen›. 
Das wäre ein Europa, in dem die Linke sowie die sozi-
alen Kämpfe und Bewegungen sich vereinigen könn-
ten» (BE 2009).7

Den Vertrag von Lissabon lehnt der BE mit der glei-
chen Begründung ab wie den Verfassungsvertrag. In 
der EU der liberalisierten Märkte würden öffentliche 
Dienstleistungen privatisiert; staatliches Handeln wer-
de dem privaten Sektor untergeordnet. Es sei jedoch 
von großer Bedeutung für Portugal, ein soziales Europa 
mit europäischen öffentlichen Dienstleistungen und ei-
ner Politik anzustreben, die der Schaffung von Arbeits-
plätzen verpflichtet ist (vgl. ebd.).

Nachdem Portugal im Zuge der Finanz- und Wirt-
schaftskrise im Mai 2011 Finanzhilfen aus dem EFSM 
beantragt hatte und ein «Memorandum of Understan-
ding» (KOM 2011) mit einer Reihe sozialer Einschnitte 
umsetzen musste, wandelte sich die Positionierung des 
BE in Bezug auf die EU-Integration. Die Resolution der 
VIII. Parteiversammlung 2013 klingt weit weniger op-
timistisch hinsichtlich einer föderalen Gemeinschafts-
politik der EU. Der BE verlangt darin zwar eine weitere 
Zentralisierung vieler Politikbereiche, darunter die Ver-
gemeinschaftung von Schulden, einen EU-Rahmen für 
Steuerpolitik, Mindeststandards für Sozial- und Lohn-
politik sowie die Kontrolle der EZB durch gewählte Insti-
tutionen. Er kritisiert jedoch jetzt die gemeinschaftliche 
Entscheidungsfindung in beiden Varianten und vertei-
digt die Souveränität der Mitgliedsstaaten: «This crisis 
shows that the alternative between intergovernmentali-
ty and federalism as political models for the governance 
of the EU is false and that both are authoritarian. A Eu-
ropean Union piloted by the intergovernmental game 
will only bring European deconstruction. European 
construction should respect the cultural identity and so-
vereignty of all States» (BE 2013). 

Im Juni 2011 wechselte MdEP Rui Tavares, der 2009 
als unabhängiger Kandidat auf der Liste des BE neben 
Marisa Matias und dem 2012 verstorbenen Miguel 

7  Übersetzung des Autors.
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Portas (Nachfolgerin: Alda Sousa) ins EP gewählt wor-
den war, in die Fraktion der Grünen/EFA. Er begründete 
dies unter anderem damit, dass er seinerzeit auf einer 
pro-europäischen Liste ins EP gewählt worden sei. In 
der GUE/NGL, der sowohl der BE als auch die kommu-
nistische PCP angehören, stünden jedoch einem Föde-
ralisten/einer Föderalistin zwei bis drei nationale Sou-
veränistInnen gegenüber (vgl. Tavares 2011). 

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
Das Arbeitspapier der Politischen Kommission des 
BE mit dem Titel «On the crisis and how to overcome 
it» vom 23. Mai 2010 beschreibt die Finanzkrise so-
wie die Folgen für Griechenland, Spanien und Portu-
gal als Konsequenzen einer finanzgetriebenen ökono-
mischen Globalisierung (vgl. BE 2010). Es gebe drei 
denkbare Strategien für die EU, mit der Krise umzu-
gehen: 1. den Einsatz des Euro als Mittel, um die Do-
minanz des Finanzkapitals über die Ökonomie zu 
erhalten («Merkel’s government strategy»); 2. die Des-
integration des Euro sowie 3. den sozialen Kampf ge-
gen die europäische Austeritätspolitik, der zu einer 
Reform der EU führen solle. Der BE hält den Austritt 
aus dem Euro aufgrund der mächtigen Klasseninter-
essen der jeweiligen nationalen Mittelschichten weder 
für realistisch noch – vor allem wegen der möglichen 
Konsequenzen für die Arbeiterklasse – für wünschens-
wert: «The choices before Portuguese left-wing par-
ties are not about leaving the Euro or not, but on how 
to bring forward alternative policies which create jobs 
and implement democratic decision methods to fight 
finance speculation, refusing to accept the European 
Austerity Plan as a starting point. […] The first thing the 
left must argue for are national alternatives which are 
also European» (ebd.).

In einer Resolution des Nationalen Rates des BE mit 
dem Titel «A program against debt tyranny» vom 7. Ju-
li 2012 heißt es, der finanzielle Kollaps Spaniens und 
die permanente Bedrohung Italiens zeigten, dass die 
EU einen von den Finanzmärkten unabhängigen Fi-
nanzierungsmechanismus brauche. Dieser müsse 
aus der Herausgabe gemeinsamer Schuldtitel (Euro-
bonds) und einer veränderten Rolle der EZB bestehen, 
welche die EU-Staaten als lender of last resort direkt 
finanzieren solle. Den SKS-Vertrag («Europäischer Fis-
kalpakt») lehnt der BE ab. Er übertrage die Kontrolle 
über nationale Haushalte auf die EZB und die Kom-
mission und verbiete antizyklische Fiskalpolitik. Der 
BE will den SKS-Vertrag annullieren und durch einen 
EU-Kooperationsmechanismus für Beschäftigung er-
setzen. Portugal müsse das mit IWF, EZB und EU un-
terzeichnete Memorandum und die darin enthaltenen 
Austeritätsmaßnahmen aufkündigen. Diese würden 
Arbeitslosigkeit und Verschuldung erhöhen und den 
Ausverkauf strategisch wichtiger staatlicher Unter-
nehmen an private Investoren forcieren. Stattdessen 
solle Portugal seine Schulden restrukturieren, Bedin-
gungen und Zahlungszeiträume neu verhandeln und 
Schulden abschreiben, um die Gesamtschulden auf 

unter 60 Prozent des BIP reduzieren zu können. Des 
Weiteren identifiziert der BE in der Resolution zwei 
strukturelle Grundprobleme Portugals: die mangelnde 
Finanzierung der portugiesischen Ökonomie und das 
Außenhandelsdefizit. Erstere solle direkt durch Kredite 
der EZB behoben werden (vgl. BE 2012).

In der Resolution «The left against the dept» der VII. 
nationalen Versammlung des BE vom 15. März 2013 
werden folgende fünf EU-Maßnahmen zur Lösung der 
Schuldenkrise vorgeschlagen: 
–	� «The pooling of the debts through the emission of 

European debt securities»; 
–	� «A more robust Union Budget, which would per-

mit common projects for employment and the ‹up-
wards› levelling of social rights»; 

–	� «Combating fiscal dumping throughout the Eu-
ropean Union, establishing minimum taxation 
thresholds on capital and eliminating the tax havens 
within the European space and imposing a tax on fi-
nancial transfers»; 

–	� «Make the European Central Bank subordinate to 
the elected institutions, centred on the creation of 
employment and guaranteeing the financing of the 
States»; 

–	� «European social minima and a policy of coordinati-
on for increasing salaries» (vgl. BE 2013).

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
Der BE ist eine aktive Kraft innerhalb der EL und in 
der GUE/NGL im EP. Außerdem sind Teile des BE in 
der EACL vernetzt. Ein weiterer Teil der Bündnispoli-
tik des BE ist die Kooperation mit internationalen so-
zialen Bewegungen. MdEP Alda Sousa etwa reiste als 
Teilnehmer der Delegation der GUE/NGL zum Weltso-
zialforum in Tunis 2013. In der Resolution der VII. na-
tionalen Versammlung vom März 2013 heißt es: «The 
left should fight for the peripheries to present a uni-
ted front. A more dense collaboration with our allies 
of the European Left Party, as well as with all current 
socialists, in Europe and in the World, with those with 
whom we can construct common debates and agen-
das» (ebd.).

Stellenwert von EU-Politik:
Die jüngste Justierung der Europapolitik des BE ist 
auf die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der vom 
Europäischen Rat durchgesetzten Bedingungen hin-
sichtlich der Bewältigung der Schuldenprobleme Por-
tugals zurückzuführen. Nach dieser Erfahrung steht 
der BE einer Politik der gemeinschaftlichen Lösungen 
auf EU-Ebene skeptischer gegenüber als noch 2009. 
Das föderalistische Konzept für die EU mit einem star-
ken EP als Mittelpunkt, für welches der BE noch 2009 
eintrat, stuft er 2013 als ebenso autoritär ein wie die 
intergouvernementale Politik des Europäischen Ra-
tes. Seit der Eskalation der Staatsschuldenkrise in 
Portugal und dem Antrag der portugiesischen Regie-
rung im Jahr 2011 auf Kredite aus dem ESFS/ESM ist 
die Abwehr der von der Troika und dem Europäischen 
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Rat zur Bedingung gemachten Austeritätsprogram-
me das wichtigste politische Thema des BE. Weiter-
hin vertritt die Partei Forderungen nach sozialen EU-
Standards und der Zentralisierung der Fiskalpolitik auf 
EU-Ebene. Seit Beginn der Krise veröffentlichte der 
BE eine Reihe von Resolutionen und Arbeitspapie-
ren zur Lösung der Schuldenkrise auch in englischer 
Sprache. Dies verdeutlicht, wie wichtig dem BE die 
politische Kommunikation über die Grenzen Portugals 
hinweg ist. 

4.4 Partito della Rifondazione 
Comunista

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei European Left Party  
(Vollmitglied seit 2004)

europäische Strukturen NELF, EACL

Ergebnis Europawahlen 2009 3,38 %/0 Mandate  
(Antikap. Liste)

Ergebnis Europawahlen 2004 6,06 %/5 Mandate 

Ergebnis letzte nationale Wahlen 2013 2,25 %/0 Mandate  
(Bündnis RC)

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Ja (SEL)

Kernaussagen zur EU-Integration:
Nach der verheerenden Wahlniederlage der PRC bei 
den Wahlen 2008 folgte Anfang 2009 die Abspal-
tung der «Bertinotti-Strömung» innerhalb der Partei, 
darunter der heutige Vorsitzende der Sinistra Ecolo-
gia Libertà (SEL), Nichi Vendola, und das ehemalige 
MdEP (bis 2009) Roberto Musacchio (vgl. Hagemann 
2010: 234 f.). Zu den Europawahlen 2009 traten dann 
zwei linke Parteien an, die PRC und die neu gegründe-
te Sinistra e Libertà (SL, heute SEL). Beide scheiter-
ten an der Vier-Prozent-Hürde, was dazu führte, dass 
die italienische Linke, einst eine der treibenden Kräfte 
bei der Gründung der EL, nicht mehr im EP vertreten 
war. Bis 2009 stellte die PRC mit sechs Abgeordne-
ten eine der stärksten Delegationen in der GUE/NGL. 
Zu den nationalen Wahlen 2013 verbündete sie sich 
mit der PdCI und anderen kleinen Parteien zur Rivo-
luzione Civile (RC) unter der Führung des Anti-Mafia-
Staatsanwalts Antonio Ingroia. Die PRC war somit im 
Wahlkampf nicht als selbstständige Kraft sichtbar. Das 
Bündnis kam auf lediglich 2,25 (Abgeordnetenhaus) 
bzw. 1,79 (Senat) Prozent der Stimmen und scheiter-
te damit an den Sperrklauseln. Die RC schrieb in ih-
rem gemeinsamen Wahlprogramm 2013, dass die EU 
ursprünglich ein Projekt gewesen sei, um die Lebens-
bedingungen von 500 Millionen Menschen zu verbes-
sern und einander anzugleichen. Die Austeritätspoli-
tik von EZB, IWF und der EU-Kommission aber habe 
stattdessen zu Massenarbeitslosigkeit, dem Abbau 
des Sozialstaats, der Eliminierung von Arbeitnehmer-
rechten und der Armut für Millionen von Menschen 
geführt. Die RC fordert dagegen eine verstärkte soziale 

und föderal-demokratische Integration: «Das Europa, 
das wir wollen, ist Träger der Wohlfahrt und der sozia-
len Gerechtigkeit innerhalb seiner Grenzen und Förde-
rer des Friedens in der Welt. Wir wollen es unabhän-
gig von den Finanzmärkten machen und mit echten 
demokratischen Institutionen ausstatten, die von al-
len Bürgern der EU gewählt werden» (RC 2013). Die-
se Aussagen decken sich weitgehend mit den Positio-
nen, die vom reformistischen Flügel der PRC auf dem 
VIII. Parteikongress Ende 2011 vertreten wurden (vgl. 
PRC 2011a).

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
In der Abschlusserklärung des VIII. Kongresses der 
PRC heißt es, die EU habe die Dogmen des Neolibe-
ralismus in ihre Verträge eingeschrieben. Dies habe 
zu einer schrittweisen Erosion des europäischen So-
zialmodells geführt, das zuvor durch ein Zusammen-
wirken von sozialen Rechten und fortschrittlichen For-
men der Demokratie gekennzeichnet gewesen sei. Die 
Partei strebt eine Neugründung der EU als demokrati-
sche und soziale Union an. Die Vorschläge zur EU-Po-
litik sind an dieser Stelle jedoch nur vage, was vermut-
lich darauf zurückzuführen ist, dass es sich um einen 
Kompromiss handelt. Die Vorlagen zum VIII. Partei-
kongress der PRC zeigen, dass sich in Bezug auf die 
Europapolitik drei Lager gegenüberstanden, ein re
formorientiertes, ein traditionelles und ein revolutio-
näres. Das erste von drei Vorlagedokumenten forderte 
eine weitgehende Reform der bestehenden EU. Das 
Statut der EZB soll geändert werden, um sie der demo-
kratischen Kontrolle durch das EP zu unterwerfen. Au-
ßerdem soll die EZB ihre monetäre Politik auf das Ziel 
Vollbeschäftigung ausrichten, Mitgliedstaaten durch 
den Kauf von Staatsanleihen auf dem Primärmarkt 
direkt finanzieren und Gemeinschaftsanleihen (Euro-
bonds) ausgeben. Eine Finanztransaktionssteuer, die 
Abschaffung von Steueroasen und eine strikte Regu-
lierung der Finanzmärkte sollen durchgesetzt werden. 
Die GATT- und WTO-Regeln sollen durch arbeitsrecht-
liche Standards ergänzt werden. Ein gemeinsames 
Steuersystem der EU und eine gemeinsame, auf Voll-
beschäftigung zielende Wirtschaftspolitik sollen ein-
gerichtet werden, ergänzt durch Maßnahmen zur 
Verhinderung von Standortverlagerungen (vgl. PRC 
2011b). Im zweiten Vorlagedokument hieß es dage-
gen, die Vereinigung unterschiedlicher Wirtschafts-
räume wie in der EU und im Euroraum sei unter kapita-
listischen Bedingungen nicht möglich. Die EU sei ein 
«Club der Kapitalisten» und werde dominiert von den 
Banken und den Monopolkonzernen der mächtigsten 
Mitgliedstaaten. Der Euroraum müsse zwangsläufig 
auseinanderbrechen, auch wenn Teile der herrschen-
den Klasse versuchten, dies durch eine gemeinsame 
Wirtschaftspolitik und Eurobonds zu verhindern – ein 
Ansatz, der etwa von sozialdemokratischen Partei-
en vertreten werde. Die PRC müsse sich gegen alle 
Schritte zur EU-Integration stellen, weil diese weitere 
Angriffe auf die Arbeiterbewegung und Sozialstaaten 
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bedeuteten (vgl. PRC 2011c). Die dritte Vorlage forder-
te, den «imperialistischen Käfig» der EU zur durchbre-
chen und eine neue kommunistische Internationale 
jenseits der EL zu gründen, um den Angriffen des glo-
balisierten Kapitalismus entgegenzutreten (vgl. PRC 
2011d). 

Das gemeinsame Programm der RC zu den nationa-
len Parlamentswahlen im März 2013 deckt sich weit-
gehend mit den Forderungen des reformistischen 
Flügels der PRC. Darin fordert die RC, die EZB zu ei-
nem lender of last resort zu machen. Sie solle Staats-
anleihen auf dem Primärmarkt kaufen, ohne dadurch 
Mitgliedstaaten, die sich bereits in der Krise befinden, 
durch neoliberale Bedingungen noch tiefer in die Krise 
zu stürzen. Eine Steuer auf Finanztransaktionen solle 
eingeführt werden. Außerdem sollen Geschäftsbanken 
von Investmentbanken getrennt werden. Es solle ein 
Schuldenaudit erfolgen und der SKS-Vertrag neu ver-
handelt werden. Steuerhinterziehung, Korruption und 
Schattenwirtschaft sollen beendet werden, auch um 
die Schuldenquote Italiens, das Verhältnis der Schul-
den zum BIP, zu korrigieren. Zugleich solle der ökolo-
gische Umbau der Wirtschaft vorangebracht werden, 
etwa durch Förderung von ressourceneffizienten und 
beschäftigungsintensiven Projekten. Fiskal- und Lohn-
politik in der EU sollen auf Konvergenz ausgerichtet 
sein. Es sollen Indikatoren für die Entwicklung sozialer 
Wohlfahrt und ökologischer Nachhaltigkeit entwickelt 
werden (vgl. RC 2013). 

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
In den Konklusionen zum VIII. nationalen Parteikon-
gress fordert die PRC, die europäische Linke müsse 
den Angriffen der EU auf Arbeitnehmerrechte auf der 
Ebene entgegentreten, von der diese ausgingen. Des-
halb müsse die EL gestärkt werden (vgl. PRC 2011a). 
Vermutlich im Angesicht der schwachen Umfragewer-
te des Bündnisses RC vor den nationalen Parlaments-
wahlen 2013 veröffentlichten die Vorsitzenden der EL-
Schwesterparteien der PRC am 23. Februar 2013 einen 
Unterstützeraufruf («The Party of the European Left 
encourages the Italian people to vote for the list of Ci-
vil Revolution, against neoliberalism»), der jedoch wir-
kungslos blieb (vgl. EL 2013d).

Stellenwert von Europapolitik:
Der Wahlkampf in Italien Anfang 2013 hatte einen star-
ken Bezug zur Politik auf der EU-Ebene. Dies lag vor 
allem an der akuten nationalen Krisenlage und der Ein-
setzung der Monti-Regierung Ende 2011, die Refor-
men durchführen sollte, ohne durch Parlamentswah-
len legitimiert zu sein. Bereits in den Vorlagen zum VIII. 
Kongress der PRC im Jahr 2011 nahm die Europapolitik 
viel Raum ein. Im gemeinsamen Programm der RC zu 
den Wahlen 2013 war die Europapolitik allen anderen 
Themen vorangestellt. Erst an zweiter Stelle folgte die 
dem Spitzenkandidaten Ingroia gemäße Anti-Mafia-
Politik – ein Zeichen dafür, wie wichtig das Thema dem 
Bündnis im Wahlkampf erschien. 

4.5 DIE LINKE

EP-Fraktion GUE/NGL

Europapartei European Left  
(Vollmitglied seit 2004)

europäische Strukturen UEL, NELF

Ergebnis Europawahlen 2009 7,5 %/8 Sitze

Ergebnis Europawahlen 2004 6,1 %/7 Sitze  
(damals noch PDS)

Ergebnis nationale Wahlen 2009 11,9 %/76 Sitze

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Nein

Kernaussagen zur EU-Integration:
DIE LINKE vertritt in Bezug auf den EU-Integrations-
prozess mehrheitlich föderalistische Positionen. Die 
vertraglichen Grundlagen der EU nach Inkrafttreten 
des Vertrages von Lissabon betrachtet sie allerdings 
als fehlkonstruiert, ebenso die Verträge über SKS, 
EFSF und ESM (vgl. LINKE 2013a). Im Erfurter Partei-
programm aus dem Jahr 2011 heißt es unter der Über-
schrift «Wie wollen wir die Europäische Union grundle-
gend umgestalten?», die Eurokrise habe gezeigt, «dass 
die EU-Verträge nicht für ein demokratisches, soziales, 
ökologisches und friedliches Europa taugen, sondern 
ganz im Gegenteil zur Verschärfung der Krise beitra-
gen» (LINKE 2011).

DIE LINKE will deshalb diejenigen Teile der europä-
ischen Verträge einer Revision unterziehen, die sie als 
«militaristisch, undemokratisch und neoliberal» be-
trachtet. Sie positioniert sich somit ablehnend zur der-
zeitigen politischen Verfasstheit der EU, jedoch grund-
legend positiv zur fortschreitenden europäischen 
Integration und zur EU als Ebene der politischen Ge-
staltung: «Die auf EU-Ebene getroffenen Entscheidun-
gen sind von zentraler Bedeutung für die Sicherung 
des Friedens, die wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung und die Lösung der ökologischen Herausforde-
rungen auf dem Kontinent und darüber hinaus. Linke 
Politik in Deutschland muss angesichts dessen heute 
mehr denn je die europäische Dimension mitdenken 
und für die Gestaltung der europäischen Politik eigene 
Vorschläge unterbreiten. Die Europäische Union ist für 
DIE LINKE eine unverzichtbare politische Handlungs-
ebene» (ebd.).

Ein wichtiges Dokument zu europapolitischen Fra-
gen ist ein Memorandum der Bundestagsfraktion aus 
dem Jahr 2007 (vgl. LINKE 2007). Darin wird ein alter-
nativer Verfassungsvertrag gefordert, der der EU als 
zentraler politischer Entscheidungsebene größeres 
Gewicht geben soll. Im Europawahlprogramm 2009 
forderte DIE LINKE entsprechend, das EP solle die In-
itiative für einen neuen europäischen Verfassungs-
prozess ergreifen. Sie fordert ein System der Gewal-
tenteilung in einem föderalen, subsidiär organisierten 
europäischen Regierungssystem: «Das Europäische 
Parlament muss gleichberechtigt mit dem Rat ent-
scheiden und das Initiativrecht erhalten. Wir fordern 
generell die Mitentscheidung des Europäischen Par-
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laments, sobald ein Politikbereich in die Kompetenz 
der Europäischen Union überführt wurde. Für die be-
reits vergemeinschafteten Bereiche muss dies nachge-
holt werden. Kommissionspräsident und Europäische 
Kommission sollen direkt durch das Parlament gewählt 
werden» (LINKE 2009a). 

Auch politisch-inhaltliche Forderungen aus dem Par-
teiprogramm legen eine föderale Entwicklung der EU 
nahe. Dazu gehören die Vergrößerung des EU-Haus-
halts sowie die Ausweitung der Regulierung durch die 
EU in den Bereichen Wirtschaft, Soziales und Steuern. 
Im weltweiten Maßstab wird der EU eine wichtige Rol-
le zugeschrieben: Sie müsse ihr «Gestaltungspotenzi-
al im Interesse von Millionen Menschen in aller Welt» 
nutzen (vgl. LINKE 2011). Die EU wird somit als welt-
politisch wichtiger Akteur betrachtet, allerdings nur 
wenn und insofern sie die Prinzipien Demokratie, so-
ziale und ökologische Nachhaltigkeit sowie friedliche 
Konfliktlösung vertrete bzw. fördere. 

Trotz der föderalistischen Grundlinien der Partei gibt 
es innerparteiliche Divergenzen in Bezug auf die Posi-
tionierung zur EU-Integration. Ein Hinweis darauf fin-
det sich etwa im ersten Entwurf für das Bundestags-
wahlprogramm 2013. Dort heißt es, dass in Anbetracht 
der gegenwärtigen Krisenpolitik der EU und der neoli-
beralen vertraglichen Grundlagen «einige den Kampf 
um Europa zu Gunsten der nationalstaatlichen Regu-
lierungen nach hinten stellen wollen» (LINKE 2013a). 
Tendenziell souveränistische Ansichten äußerten etwa 
die Vize-Parteivorsitzende Sahra Wagenknecht (MdB) 
oder das Vorstandsmitglied Sabine Wils (MdEP). Wils 
begründet ihre ablehnende Haltung gegenüber dem 
sozialdemokratischen Präsidenten des EP, Martin 
Schulz, unter anderem damit, dass das EP «nach sei-
nen [Schulz] Vorstellungen ein größeres Gewicht ge-
winnen» solle; damit setze Schulz jedoch «auf die 
Stärkung der bürgerfernen Herrschaft gegen die natio-
nalen Parlamente. Für die Menschen in der EU wird es 
nicht leichter werden, wenn neben der EU-Kommissi-
on auch noch ein EU-Parlament unter dem Deckmantel 
der Demokratie ihnen in der aktuellen Krise des Finanz-
kapitalismus das Fell über die Ohren ziehen will» (Wils 
2012). 

Ähnliche Ansichten äußerte die ehemalige Europa-
abgeordnete (2004–2009) Sahra Wagenknecht. In ei-
nem Artikel in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
schrieb sie, «[n]och mehr Kompetenzen an das Euro-
päische Parlament abzugeben, wäre ebenfalls keine 
gute Idee. Ein Vielvölkerparlament, in dem die Abge-
ordneten noch nicht einmal eine gemeinsame Spra-
che sprechen und das weit weg von ihren Ländern und 
Wahlkreisen liegt, wird in viel geringerem Maße von 
der Öffentlichkeit beaufsichtigt als die nationalen Par-
lamente. Es wird immer dem Bürger ferner, abgehobe-
ner und damit leichter durch zahlungskräftige Lobbys 
steuerbar sein» (Wagenknecht 2012).

Im Entwurf für das Wahlprogramm wird versucht, 
dem Konflikt zwischen souveränistischen und födera-
listischen Ansichten in der Partei mit der Formulierung 

zu begegnen, es gebe «keine Entscheidung für oder 
gegen das eine oder andere – wir werden die Ausei-
nandersetzungen auf allen Ebenen führen» (LINKE 
2013: 49 f.). 

Ende April 2013 löste der ehemalige Parteivorsit-
zende Oskar Lafontaine eine anhaltende Debatte (vgl. 
Neues Deutschland 2013) innerhalb der Partei aus, als 
er in einem Artikel forderte, «[w]ir brauchen wieder ein 
europäisches Währungssystem», um mit kontrollier-
ten Auf- und Abwertungen und Kapitalverkehrskont-
rollen zu verhindern, dass im Zuge der ökonomischen 
Anpassung im Euroraum in Südeuropa «20 bis 30 pro-
zentige Einkommensverluste» hingenommen werden 
müssten (vgl. Lafontaine 2013). Der Vorstoß wurde 
als Reaktion auf die Gründung der rechten Partei Alter-
native für Deutschland (AfD) gedeutet, die einen Aus-
tritt Deutschlands aus der Währungsunion fordert. Die 
beiden Parteivorsitzenden der LINKEN wiesen Lafon
taines Vorstoß zurück. Bernd Riexinger erklärte, «[d]en 
Schritt: Raus aus dem Euro, wird es mit der LINKEN 
nicht geben» (Riexinger 2013); im gleichen Sinne äu-
ßerte sich auch Katja Kipping (vgl. Kipping 2013). 

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
Als Reaktion auf die Finanz- und Wirtschaftskrise in der 
EU will DIE LINKE riskante Finanzprodukte vom Markt 
nehmen und Leerverkäufe, Hedgefonds sowie Private 
Equity Fonds verbieten. Steueroasen sollen geschlos-
sen und Kapitalverkehrskontrollen eingeführt werden. 
Die Partei fordert die Einführung europäischer Steuern 
auf Finanztransaktionen, deren Erlös in die Entwick-
lungshilfe fließen soll. Der Wechselkurs des Euro ge-
genüber anderen Währungen soll durch die Einrich-
tung von «Zielzonen» reguliert werden (vgl. LINKE 
2013b).

Im ersten Entwurf des Bundestagswahlprogramms 
2013 heißt es, DIE LINKE wolle Niedriglohnstrate-
gien im Standortwettwerb der EU-Mitgliedsstaaten 
(«Lohndumping») unterbinden. Um dies zu erreichen, 
sollen Lohn-, Steuer- und Sozialpolitik aufeinander ab-
gestimmt werden. Es bedürfe eines «Neustarts in ei-
ne demokratisch kontrollierte wirtschaftliche Entwick-
lung» (vgl. LINKE 2013a). Weil es zur Untermauerung 
dieser Forderung heißt, «[a]uch der DGB fordert einen 
‹Marshall-Plan für Europa›» (vgl. DGB 2012), liegt die 
Vermutung nahe, dass mit demokratischer Kontrol-
le öffentliche Investitionen gemeint sind. Damit sol-
len öffentliche und soziale Dienstleistungen und eine 
«sozial-ökologische Konversion» (vgl. LINKE 2013a) 
gefördert werden. Die Mitgliedstaaten sollen sich auf 
die «Förderung von Wohlfahrt und Wohlstand für al-
le» (ebd.) verpflichten, indem die Europäische Sozial-
charta des Europarats verbindlich in einen neuen Ver-
fassungsvertrag integriert wird. DIE LINKE will auf ein 
«gemeinsames Streikrecht und europäisches Tarif- 
und Sozialsystem hinarbeiten» (ebd.). Auf dem europä-
ischen Umweg will sie so in Deutschland ein Recht auf 
politischen Streik und Generalstreik einführen. Auch 
europaweite öffentlich-rechtliche Medien sollen ein-
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gerichtet und die Grundrechtsstandards in den Berei-
chen Datenschutz, Antidiskriminierung, Rechtsschutz 
und Reisefreiheit verbessert werden. Die EU solle da-
rüber hinaus den Waffenexport beschränken, die 
Grenzschutzagentur Frontex abschaffen und die Dub-
lin-II-Verordnung durch ein «humanes Asylsystem» er-
setzen (vgl. ebd.). 

Bündnisstrategien:
DIE LINKE versteht sich selbst als Bewegungspartei 
und pflegt Kontakte zu linken GewerkschafterInnen, 
Attac sowie der Friedens-, Anti-Atomkraft-, der antifa-
schistischen und feministischen Bewegung. Die Bun-
destagsfraktion hat eigens eine «Koordinationsstelle 
Soziale Bewegungen» eingerichtet. Im Entwurf zum 
Bundestagswahlprogramm 2013 heißt es dazu, «sozi-
ale und demokratische Verbesserungen werden nur in 
enger Zusammenarbeit von außerparlamentarischen, 
sozialen Bewegungen und linken Kräften im Parlament 
erreicht» (ebd.).

In diesem Sinne agiert auch die parteinahe Rosa-
Luxemburg-Stiftung, die einen «Gesprächskreis Par-
teien und Soziale Bewegungen» unterhält (vgl. RLS 
o. J.). VertreterInnen von Partei und Stiftung nehmen 
regelmäßig am Europäischen und am Weltsozialfo-
rum teil und engagieren sich in Aktionen wie dem Al-
ter Summit im Juni 2013 in Athen oder den Blockupy-
Protesten gegen die europäischen Banken und die EZB 
in Frankfurt (vgl. Alter Summit 2013; Blockupy 2013). 
DIE LINKE konkurriert in Hinblick auf die Bündnispolitik 
mit sozialen Bewegungen in Deutschland vor allem mit 
der Partei Die Grünen, der es gelungen ist, für die Eu-
ropawahlen 2009 mit Sven Giegold (zuvor Attac) und 
Barbara Lochbihler (1999-2009 Generalsekretärin von 
Amnesty International Deutschland) prominente Akti-
vistInnen als KandidatInnen für das EP aufzustellen. 

Stellenwert von EU-Politik:
Europapolitischen Fragen misst der derzeitige Partei-
vorstand eine zentrale Bedeutung in der politischen 
Auseinandersetzung zu. In der am 13. Oktober 2012 
beschlossenen «Wahlstrategie der Partei DIE LINKE für 
das Wahljahr 2013/2014» wird von der Vermutung aus-
gegangen, «dass alle Wahlen 2013/14, also die Land-
tagswahlen […] die Bundestagswahl sowie die Euro-
pawahl unter dem Eindruck der europäischen Krise 
stehen werden. Stets wird die Wahlentscheidung von 
den drei Fragen bestimmt werden: Was wird aus Euro-
pa? Was wird aus dem Euro, aus unserem Geld? Und 
was wird aus uns? Die wahlstrategische Antwort der 
LINKEN besteht in einer landes-, bundes- und euro-
papolitisch konsistenten Antwort auf diese drängen-
den und alltäglichen Fragen der Menschen» (LINKE 
2012b).

Im Landtagswahlkampf im Bundesland Niedersach-
sen (Wahltag 20. Januar 2013) machte DIE LINKE das 
Problem der Regulierung der Finanzmärkte zu einem 
zentralen Wahlkampfthema. Auf den Wahlplakaten 
wurden landespolitische Forderungen wie «Kranken-

häuser retten» durch den Zusatz «Statt Spekulanten» 
stets in eine Beziehung zur Finanzkrise in der EU ge-
bracht (vgl. Campaignwatch 2012).

Im ersten Entwurf zum Bundestagswahlprogramm 
2013 stehen die Vorschläge für EU-Maßnahmen zur 
Lösung der Finanzkrise in Kapitel zwei von sieben 
(S. 45–50 von 86; vgl. LINKE 2013a). In Anbetracht 
der Tatsache, dass es sich um ein nationales Wahl-
programm handelt, zeigt auch dieses Beispiel, welche 
Bedeutung die Parteiführung der EU und der Lösung 
der Eurokrise beimisst. Noch im Bundestagswahlpro-
gramm 2009 gab es kein eigenes EU-Kapitel, lediglich 
einen Unterpunkt am Ende des Programms; weitere 
Forderungen zur EU-Politik fanden sich 2009 verstreut 
im Text (vgl. LINKE 2009b).

4.6 Front de Gauche –  
Parti Communiste Français  
und Parti de Gauche

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei European Left (Vollmitglied  
seit 20048/20109)

europäische Strukturen NELF, UEL

Ergebnis Europawahlen 2009 6,05 %/5 Mandate

Ergebnis Europawahlen 2004 5,24 %/2 Mandate (PCF)

Ergebnis nationale Wahlen 2012 6,91 %/10 Mandate

Präsidentschaftswahlen 2012 11,10 % (Jean-Luc Mélenchon) 

nationale Regierungsbeteiligung Nein

konkurrierende Linkspartei Nein

Kernaussagen zur EU-Integration:
Die PCF und die Ende 2009 gegründete PG treten bei 
wichtigen Wahlen gemeinsam im Rahmen der FG an, 
weshalb ihre Positionierungen in einem Kapitel darge-
stellt werden. Im Jahr 2005, als in Frankreich in einer 
Volksabstimmung der europäische Verfassungsver-
trag abgelehnt wurde, war die PCF zusammen mit dem 
ihr nahestehenden Gewerkschaftsbund Confédération 
Générale du Travail (CGT) einer der führenden Organi-
satoren der Ablehnungskampagne. In einer Analyse 
des deutschen Think Tanks Stiftung Wissenschaft und 
Politik (SWP) hieß es dazu: «Anders als anlässlich des 
Maastricht-Referendums drehte sich […] das Kernar-
gument der linken Europaskeptiker nicht um die nati-
onale Souveränität. […] [Es] gründete vielmehr in der 
Einschätzung, dass der Verfassungsvertrag den Weg 
für ein neoliberales Europa ebne, das weder durch so-
zial- noch durch beschäftigungspolitische Kompeten-
zen kompensiert würde» (SWP 2006). 

Dieser Standpunkt prägt die Europapolitik der FG bis 
heute. Vor allem in Fragen des sozialen Ausgleichs und 
der wirtschaftlichen Regulierung befürwortet die FG ei-
ne gesamteuropäische Politik. Neben tendenziell föde-
ralistischen Forderungen werden in der FG jedoch auch 

8  Parti Communiste Français (PCF).  9  Parti de Gauche (PG).
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souveränistische Positionen deutlich artikuliert, sodass 
eine klare Linie nicht immer erkennbar ist. Die Rück-
kehr zum souveränen Nationalstaat wird von Teilen der 
FG mindestens als strategischer Zwischenschritt er-
wogen, um anschließend eine gemeinschaftliche EU-
Sozial- und Steuerpolitik durchzusetzen. Im gemeinsa-
men Programm für die Präsidentschaftswahlen 2012 
der FG lauteten die zentralen Forderungen zur EU-Po-
litik: Befreiung vom Lissabonner Vertrag und Aufbau 
eines anderen Europas. Ein in Volksabstimmungen zu 
beschließender neuer EU-Vertrag solle sozialen Fort-
schritt gewährleisten und eine «neue europäische Po-
litik, befreit von der Macht der Finanzmärkte» (vgl. FG 
2012a), ermöglichen. Die FG will EU-Richtlinien, die 
linken politischen Grundsätzen entgegenstehen, nati-
onal außer Kraft setzen. Dieser nationale Ungehorsam 
(désobéissance) solle sich in der EU verbreiten und Mit-
gliedstaaten, die von Austeritätsmaßnahmen betroffen 
sind, auf diese Weise unterstützen. Der neue EU-Ver-
trag solle dann eine Klausel gegen den Abbau sozialer 
und ökologischer Standards beinhalten (ebd.). Souve-
ränistische Forderungen stellten Europaabgeordnete 
der PCF – Patrick LeHyarik und Jacky Henin, gemein-
sam mit Abgeordneten der PCP10 – zum sogenann-
ten Thyssen-Bericht des EP über die Zukunft der Wirt-
schafts- und Währungsunion (vgl. EP 2012a). LeHyaric 
und Henin forderten, durch Stärkung der nationalen 
Parlamente «die nationale Souveränität zu verteidigen 
und dafür zu sorgen, dass nationale Einrichtungen ih-
re Funktionen uneingeschränkt wahrnehmen kön-
nen und dass sie nicht abgewertet werden oder ihre 
Befugnisse auf die supranationalen EU-Organe über-
tragen werden» (vgl. EP 2012e). Die «Vereinbarungen 
und Verträge über die EU-Mitgliedsschaft» sollen «auf-
gehoben» und der «Status der einzelnen Länder dem 
Willen seiner Bürger und seiner tatsächlichen Lage 
entsprechend angepasst» werden. Geschehen solle 
dies durch nationale Opt-Out-Möglichkeiten aus dem 
EU-Recht. Gleichzeitig solle ein erhöhter EU-Haushalt 
Reichtum zwischen den Mitgliedstaaten umverteilen, 
um die wirtschaftliche Konvergenz zu fördern (vgl. 
ebd.). 

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
Der Abgeordnete Jean Pierre Brard fasste das Ziel ei-
nes sozialen Europas in einer Rede in der französischen 
Nationalversammlung anlässlich des 50. Jahrestages 
des Elysee-Vertrages wie folgt zusammen: «Die Wirt-
schafts- und Finanzpolitik der EU sollte von einer völ-
lig anderen Zielsetzung ausgehen: Die Schaffung von 
sozialer Konvergenz, fiskalische Harmonisierung, ein 
europäisches Budget zur Verteidigung der industriellen 
Standorte, Investitionen in die Zukunft, Solidarität und 
Wiederherstellung eines Ausgleichs zwischen reichen 
und armen Regionen, ein auf Ankurbelung der europä-
ischen Binnennachfrage basierendes Wachstumspakt 
und gezielte Protektionsmaßnahmen gegen Standort-
verlagerungen sowie soziales und ökologisches Dum-
ping» (PCF 2011a).

Das Programm für die Präsidentschaftswahlen 2012 
und ein Sofortprogramm vom Januar 2013 (FG 2013) 
enthalten eine Reihe konkreter Vorschlägen zur sozi-
alen Umgestaltung der EU. Darin fordert die FG, die 
EZB solle demokratischer Kontrolle unterworfen wer-
den, öffentliche Aufgaben finanzieren, den Ausbau 
öffentlicher Dienstleistungen fördern und zum Ab-
bau der Entwicklungsunterschiede zwischen den 
EU-Mitgliedsstaaten beitragen, unter anderem durch 
die Finanzierung eines Fonds für soziale und ökologi-
sche Entwicklung. Mindeststeuersätze für alle EU-
Mitgliedsstaaten sollen Sozialdumping verhindern. 
Standortverlagerungen sollen bekämpft werden. Der 
Kapitalverkehr müsse wieder kontrolliert und Kapital 
besteuert werden, unter anderem durch eine Finanz-
transaktionssteuer. Banken sollen reguliert und ein öf-
fentlicher Bankensektor eingerichtet werden, um die 
Kreditvergabe auszuweiten. Öffentliche Schulden sol-
len während eines Rückzahlungsmoratoriums über-
prüft, illegitime Schulden annulliert werden.

Frankreich solle sich außerdem für die soziale Har-
monisierung der EU einsetzen, unter anderem durch 
die Einführung von gesetzlichen Mindestlöhnen in al-
len EU-Mitgliedsstaaten. Der öffentliche Dienst solle 
auch auf EU-Ebene ausgebaut werden. Jedwede Fle-
xicurity-Politik sowie alle gegenwärtigen Austeritäts-
maßnahmen lehnt die FG ab. Die Liberalisierung öf-
fentlicher Dienstleistungen soll nach ihrer Vorstellung 
beendet werden. Frankreich solle sein Veto gegen ei-
nen gemeinsamen transatlantischen Markt einlegen, 
damit die EU nicht zum Vasallen der USA wird.

Der PCF-Politiker Alain Obadia schrieb in der Sep-
temberausgabe 2011 der PCF-Zeitschrift La Revue du 
Projet in einem Artikel mit dem Titel «Eine Industriepo-
litik für eine emanzipatorische Entwicklung», der eu-
ropäischen Dimension komme bei der Industriepolitik 
eine grundlegende Bedeutung zu. Frankreich solle mit 
dem Ziel einer humanistisch-progressiven und ökologi-
schen Entwicklung für eine europäische Industriepolitik 
kämpfen (vgl. PCF 2011b). Der von der EL vorgeschla-
gene Fonds für soziale Entwicklung (vgl. EL 2010b) 
könne ein entscheidendes Werkzeug dafür sein. 

Eine neue europäische Agrarpolitik solle auf Ernäh-
rungssouveränität ausgelegt sein. Sie müsse die eu-
ropäischen Landwirte zusammenführen, anstatt sie 
konkurrieren zu lassen und solle auf Entwicklungszu-
sammenarbeit ausgelegt sein. (vgl. FG 2012a)

Die FG tritt außerdem für die Auflösung der Nato 
und für eine multilaterale Völkerrechtspolitik unter dem 
Dach demokratisierter Vereinter Nationen ein (vgl. FG 
2012b).

Bündnisstrategien: 
Die beiden Parteien der PG gehören zu den zentralen 
Akteuren innerhalb der Europapartei EL. Die PCF stellt 
mit Pierre Laurent seit 2010 den Vorsitzenden der Eu-

10  Inês Cristina Zuber und João Ferreira.
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ropapartei. Neben der traditionellen Nähe zum und der 
personalen Verflechtung mit dem Gewerkschaftsver-
bund CGT, der Mitglied im EGB ist, suchen die Partei-
en der FG auch den Kontakt zur Protestbewegung der 
Indignés. Auf der Website der PCF findet sich hierzu 
ein Dossier «L’Europe des Indignés» (PCF 2013). Politi-
kerInnen der FG waren beim Weltsozialforum 2013 in 
Tunis präsent, darunter Pierre Laurent (PCF) und MdEP 
Marie-Christine Vergiat (PG). Die CGT ist außerdem 
Mitorganisatorin des Alter Summit, der im Juni 2013 
in Athen stattfand (vgl. CGT 2012). Gute Kontakte pfle-
gen der Vorsitzende der Internationalen Kommission 
von DIE LINKE, Oskar Lafontaine, und der FG-Präsi-
dentschaftskandidat 2012 und MdEP Jean-Luc Mélen-
chon. In einer Erklärung von November 2012 riefen die 
Politiker zu einer «zivilgesellschaftlichen Revolution» 
gegen die neoliberale Krisenpolitik in Europa auf (vgl. 
Lafontaine 2012).

Stellenwert von EU-Politik:
Die Fokussierung des französischen politischen Le-
bens auf «eine Wahl, die Präsidentenwahl» (vgl. Sahuc 
2010: 125) bedeutet nicht, dass Europapolitik für die 
Parteien der FG unwichtig ist. Der Vorsitzende der PCF, 
Pierre Laurent, ist seit 2010 Präsident der EL; der Vor-
sitzende der PG, Jean Luc Mélenchon, ist seit 2009 Ab-
geordneter im EP. Sowohl im Programm für die Präsi-
dentschaftswahlen 2012 als auch im Sofortprogramm 
2013 spielen inhaltliche Forderungen zur Europapo-
litik eine bedeutende Rolle. Nicht zuletzt der Sieg im 
französischen Referendum über die europäische Ver-
fassung 2005 sowie die anschließende Aushebelung 
dieses Votums durch die Ratifizierung des Lissabonner 
Vertrages in der Nationalversammlung haben die EU-
Verträge zu einem wichtigen (negativen) Bezugspunkt 
der gemeinsamen Politik der Parteien der FG gemacht. 
Im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise und des dro-
henden Kollapses der Eurozone konnte an das Know-
how und die programmatischen Bausteine der Kampa-
gnen gegen EU-Verfassung und Lissabonner Vertrag 
angeknüpft werden.

4.7 Komunistická strana Čech  
a Moravy

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei European Left Party  
(Beobachter seit 2004)

europäische Strukturen UEL, IMCWP

Ergebnis Europawahlen 2009 14,18 %/4 Mandate

Ergebnis Europawahlen 2004 20,27 %/6 Mandate 

Ergebnis nationale Wahlen 2010 11,27 %/26 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Nein

Kernaussagen zur EU-Integration: 
Die KSČM verfolgt einen europapolitischen Kurs, der 
zwischen orthodox-kommunistischem Konservatis-
mus und einem pragmatischen Reformismus ange-
siedelt ist. Die Konfliktlinien innerhalb der ehemaligen 
kommunistischen Staatspartei verlaufen nicht so sehr 
zwischen nationalen SouveränistInnen und EU-Föde-
ralistInnen; vielmehr bestehen Divergenzen zwischen 
Parteimitgliedern, welche die realsozialistische Vergan-
genheit verteidigen auf der einen Seite und Pragma-
tikerInnen und ReformerInnen auf der anderen.11 Das 
«weiche Nein» der KSČM zum tschechischen EU-Bei-
tritt 2003 (gegen den Beitritt, aber Anerkennung der 
Vorteile) kann als ein entsprechender Kompromiss in-
nerhalb der Partei gewertet werden (vgl. Handl 2005: 
420; Holubec 2010: 321). Dieser Kompromiss spiegel-
te sich bereits in den beiden Programmen des 5. Partei-
kongresses 1999 wider, fünf Jahre vor dem EU-Beitritt 
Tschechiens. In dem auf längerfristige Ziele angeleg-
ten Programm «The CPBM at the Turn of the Millenni-
um» (CPBM, engl.: Communist Party of Bohemia and 
Moravia) hob die KSČM hervor, sie betrachte die «pro-
cesses of [EU] integration as leading to greater eco-
nomic efficiency and contributing to the enrichment 
of culture. However, it [die KSČM] does not overlook 
the harsh pressures in the present European Union, 
which are aimed at restricting social certainties, or the 
mushrooming bureaucracy and rising profits of the 
biggest transnational monopolies, made at the expen-
se of wide sections of the population. We reject the EU 
in its current form» (KSČM 1999a).

Stattdessen fordert die KSČM eine demokratischere 
Form der EU-Integration und strebt ein sozialistisches 
Europa an. In dem auf demselben Parteitag verabschie-
deten «Programm of Renewal», in welchem die kurz-
fristigen politischen Ziele der KSČM dargelegt wurden, 
stellte die Partei die EU-Integration Tschechiens nicht 
weiter infrage. Sie verlangte ein nationales Referen-
dum über den Beitritt sowie vorteilhafte Beitrittsbedin-
gungen und thematisierte die Verwendung von Mitteln 
aus EU-Fonds. Der Beitrittsprozess solle dazu genutzt 
werden, die Lebensumwelt der Menschen zu verbes-
sern (vgl. KSČM 1999b). 

Beim 6. Parteikongress im Mai 2004, unmittelbar 
nach dem EU-Beitritt am 1. Mai, verabschiedete die 
Partei das neue Parteiprogramm «Hope for the Czech 
Republic» (vgl. KSČM 2004). Darin lassen sich viele 
praktische Programmpunkte finden, die im Rahmen 
der EU verwirklicht werden sollen, etwa in den Berei-
chen Forschung, Umweltschutz, Landwirtschaft und 
der Schaffung von Arbeitsplätzen mithilfe von Mitteln 
aus EU-Fonds. Bezugnahmen auf die nationale Sou-
veränität finden sich nur an wenigen Stellen. Sie wird 
im Zusammenhang mit der Verteidigung der Beneš-
Dekrete und gegen mögliche territoriale Ansprüche su-
dentendeutscher Verbände hervorgehoben. An ande-

11  Zu den Strömungen in der KSČM vgl. Holubec 2010: S. 323.
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rer Stelle heißt es in Bezug auf die Euroregionen, diese 
seien der Zusammenarbeit der Menschen in einem de-
mokratischen Europa förderlich, solange sie nicht die 
territoriale Integrität der Nationalstaaten infrage stell-
ten. Die tschechische Kultur wird von der KSČM als Teil 
der «humanist world and European culture» gesehen, 
die im Gegensatz zur «uniformity and vulgar America-
nisation» stehe (ebd.). Dies ist ein Beispiel dafür, dass 
der traditionelle Antiamerikanismus weitaus stärker 
ausgeprägt ist als die Skepsis gegenüber einem ver-
einten Europa (vgl. auch Holubec 2010: 320). In dem 
speziell der EU-Mitgliedschaft gewidmeten Kapitel mit 
der Überschrift «The Czech Republic’s membership of 
the EU and international Left cooperation» des Partei-
programms von 2004 heißt es, die KSČM werde ihre 
Politik der neuen Situation nach dem Beitritt anpassen. 
Sie richte ihre Aufmerksamkeit jetzt auf die Vorteile der 
Integration. Die Mitgliedstaaten sollen in den EU-Insti-
tutionen gleichwertigen Status haben. Die EU solle ih-
re Politik auf internationalem Recht und den Standards 
des Europarates (Grundrechtecharta, Europäische So-
zialcharta) gründen (vgl. KSČM 2004). Im Europawahl-
programm aus dem Jahr 2009 spricht sich die KSČM 
für mehr direkte Demokratie, mehr Kompetenzen für 
das EP und die nationalen Parlamente und gegen die 
Bürokratie aus (KSČM 2009).

Das aktuelle Programm «Main Tasks & Aims of the 
Party’s Work after KSČM’s VIII Congress», verabschie-
det am 25. Juni 2012, enthält nur wenige Bezugnah-
men auf die EU-Politik. Unter der Überschrift «National 
interests’ protection» fordert die Partei gleiche Bedin-
gungen für alte und neue Mitgliedstaaten, den Abbau 
der EU-Bürokratie und ein «boosting of democratic 
decision-making» zwischen den Mitgliedstaaten und 
«within the framework of [the] European Commissi-
on». Eine Vereinigung der linken Kräfte in der EU solle 
soziale Veränderungen mit sozialistischem Charakter 
erzwingen (vgl. KSČM 2012a).

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
Im Europawahlprogramm aus dem Jahr 2009 forderte 
die KSČM eine Regulierung der Banken auf EU-Ebene. 
Gefährliche Finanzprodukte sollen verboten, die Finanz-
märkte besteuert werden. Die Preisstabilität müsse ge-
wahrt bleiben und die soziale und territoriale Kohäsion 
und Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten geför-
dert werden (vgl. KSČM 2009). Zu den nationalen Par-
lamentswahlen 2010 forderte die Partei, mithilfe der EU 
gegen Steueroasen vorzugehen und Steuerdumping in 
EU-Mitgliedstaaten zu unterbinden. Ökonomisch solle 
Tschechien unabhängiger von den EU-Märkten wer-
den, indem Exporte in Nicht-EU-Staaten erhöht wer-
den (vgl. KSČM 2010a). Die KSČM stellt sich als Partei 
der tschechischen Unternehmen dar und wirbt für ein 
«Europa ohne Grenzen», für freien Personen-, Waren-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr (vgl. KSČM 2009).

Gleichzeitig tritt die Partei gegen den Abbau sozia-
ler und gewerkschaftlicher Rechte ein. Sie fordert EU-
Maßnahmen gegen Steuer- und Lohndumping und 

ein ökologisch ausbalanciertes Wachstum mit grünen 
Arbeitsplätzen für nachhaltige Entwicklung. Auf EU-
Ebene will sie Mindestlöhne, Mindestrenten und eine 
Mindestarbeitslosenhilfe durchsetzen. Den Einfluss 
des Staates auf die Wirtschaft will sie durch den Auf-
bau eines starken öffentlichen Sektors erhöhen und die 
Restrukturierung der Wirtschaft durch Unterstützung 
für Fertigungsbetriebe fördern. Arbeitnehmerrechte 
sollten dabei in verschiedener Hinsicht gestärkt wer-
den, durch Betriebs- und Aufsichtsräte und verschie-
dene Formen der Arbeitnehmerbeteiligung an Unter-
nehmen. Auch eine Antidiskriminierungspolitik sei 
notwendig, die sich an UN- und EU-Standards orien-
tieren soll (ebd.).

Sicherheitspolitisch sollen sich die EU und Europa, 
so die KSČM, von der «aggressive policy of the Em-
pire» (vgl. KSČM 2010a), gemeint ist die USA, eman-
zipieren. Europäische Verteidigungspolitik dürfe nicht 
den Interessen fremder Mächte untergeordnet wer-
den. Die Nato sei ein Hindernis für die EU-Integration 
und ein Relikt der bipolaren Weltordnung. Sie solle er-
setzt werden durch eine Sicherheitspolitik im Rahmen 
der OSZE. Die KSČM wendet sich gegen eine Milita-
risierung und eigene Streitkräfte der EU (vgl. KSČM 
2004, 2009 und 2010a). Die Ablehnung der GASP 
der EU wird mit dem demokratischen Defizit zuun-
gunsten der Parlamente begründet: «The democratic 
deficit reveals itself here, especially in the European 
Parliament’s and the national parliaments’ inadequate 
participation in decisionmaking on security issues. The 
CPBM supports Europe’s independence from the US. 
It demands that the EU’s supranational military-securi-
ty structures, if created, are under the democratic con-
trol of the whole community, its elected bodies and the 
European Parliament, and operate purely on the basis 
of a UN Security Council mandate and are used to de-
fend the EU communities or take part in humanitarian 
actions» (KSČM 2004).

In der EU-Agrarpolitik sollten die Bedingungen für 
tschechische Landwirte denen der EU-15 angeglichen 
werden (vgl. KSČM 2010a). Die KSČM fordert auch ei-
ne koordinierte und umweltverträgliche Energiepoli-
tik der EU, wobei sie in erster Linie auf Atomkraft setzt 
(vgl. KSČM 2009 sowie 2010a).

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
Die KSČM gehört mit vier Abgeordneten zu den grö-
ßeren Delegationen in der GUE/NGL-Fraktion im EP. 
Die Partei hat Beobachterstatus bei der EL. Als Begrün-
dung für die Ablehnung der EL-Vollmitgliedschaft hieß 
es unter anderem, man könne die Formulierung zur 
Verurteilung des Stalinismus im Statut der EL nicht ak-
zeptieren und bedauere, dass nicht alle europäischen 
kommunistischen Parteien eingeladen worden seien, 
in der EL mitzuwirken (etwa die russische und die uk-
rainische). Als ehemalige kommunistische Staatspar-
tei nimmt die KSČM regelmäßig an den International 
Meetings of Communist and Workers’ Parties teil. Den 
dort vertretenen Parteien ist die KSČM nach wie vor 
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stark verbunden. Während im EP ReformerInnen wie 
Miroslav Ransdorf sitzen, wird die Außenabteilung der 
Partei durch den konservativen Hassan Charfo geleitet, 
der die Partei «eher an den Positionen der griechischen 
Kommunisten» (KKE) ausrichte (vgl. Holubec 2010: 
322). Beispielsweise lobte die KSČM in einem in eng-
lischer Sprache herausgegebenen Statement zu den 
Wahlen in Griechenland vom 6. Mai 2012 ausschließ-
lich das Ergebnis der KKE und erwähnte SYRIZA mit 
keinem Wort, obwohl diese mit 16,8 Prozent etwa dop-
pelt so viele Stimmen wie die KKE auf sich vereinen 
konnte und ihr Spitzenkandidat Tsipras Vizepräsident 
der EL ist (vgl. KSČM 2012b).

Gute Kontakte bestehen traditionell zur slowaki-
schen Komunistická strana Slovenska (KSS) und der 
deutschen PDS (heute DIE LINKE). Europäische So-
zialforen haben für die Partei keine große Bedeutung, 
wenngleich einzelne KSČM-Mitglieder daran teilneh-
men. Soziale Bewegungen in Tschechien stehen der 
KSČM aufgrund der autoritären Vergangenheit eher 
ablehnend gegenüber. Eine Ausnahme war die 2006 
gegründete, gegen die Stationierung eines Teils des 
US-Raketenabwehrsystems gerichtete Initiative Ne 
základnám, an der Mitglieder der KSČM beteiligt wa-
ren und die mit der Partei zusammenarbeitete. Aller-
dings wurde der Bund der Kommunistischen Jugend 
der KSČM wegen «stalinistischer Agitation» aus der In-
itiative ausgeschlossen (vgl. Holubec 2010: 322).

Stellenwert von EU-Politik:
Europäische Politik hat für die KSČM trotz der Krise in 
der EU keine herausragende Bedeutung. Das im Juni 
2012 verabschiedete Programm «Main Tasks & Aims 
of the Party’s Work after KSČM’s VIII Congress» enthält 
nur wenige, inhaltlich vage Bezüge zur EU-Politik. Ein 
wichtiges Thema mit europäischer Dimension ist die 
politische Verteidigung der autoritären Vergangenheit 
in den von kommunistischen Parteien beherrschten 
Staaten. Der Antikommunismus ist für nationalkonser-
vative Parteien in den osteuropäischen Mitgliedstaaten 
der EU ein Mittel zu Diskreditierung der linken und so-
zialdemokratischen politischen Konkurrenz. Gegen die 
politische Isolierung sucht die KSČM daher das Bünd-
nis mit anderen traditionellen kommunistischen Par-
teien (vgl. KSČM 2011 und 2010b; PCP/KSČM et al. 
2010). 

4.8 Vasemmistoliitto (VAS)

EP-Fraktion (GUE/NGL assoziiert –  
MdEP zuletzt 2004–2009)

Europapartei European Left  
(Vollmitglied seit 2010)

europäische Strukturen NGLA, VSG, NELF

Ergebnis Europawahlen 2009 5,93 %/0 Mandate

Ergebnis Europawahlen 2004 9,13 %/1 Mandat 

Ergebnis nationale Wahlen 2011 8,12 %/14 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Ja (zwei Minister im Staatsrat)

konkurrierende Linkspartei Nein

Kernaussagen zur EU-Integration:
Die VAS hat es als verhältnismäßig kleine linke Partei 
aus einem Land mit wenigen EinwohnerInnen (ca. 5,4 
Millionen) und wenigen Sitzen im EP (13 von 754) nicht 
leicht, einen Abgeordneten ins EP zu entsenden. Die 
EU-Politik der Partei konzentriert sich daher vor allem 
auf die Möglichkeiten der finnischen Regierung im Rat 
der EU. Im finnischen Einkammerparlament verfügt 
die VAS seit 2011 über 14 von 200 Sitzen, außerdem 
stellt sie zwei MinisterInnen in der Regierung12. Das 
2007 beschlossenen Parteiprogramm kritisiert die EU 
für ihre neoliberale Politik und urteilt, « the EU does not 
deserve the trust of the European people» (vgl. VAS 
2007). Die EU müsse reformiert und eng am skandina-
vischen Wohlfahrtsstaatmodell ausgerichtet werden. 
Die Partei strebt an, «to reform the European Union in 
such a way that the EU supports the development of 
the society on the basis of the Nordic model of solida-
rity. […] Europe needs effective common and demo-
cratic regulations which in the whole Union area gua-
rantee civil rights, the position of workers and fair rules 
in working life, social security, sufficient tax income 
to support the welfare state and sustainable develop-
ment. When the Treaties of the EU are renewed a con-
sultative referendum must be carried out in Finland» 
(ebd.).

Auch auf globaler Ebene schreibt die VAS der EU 
großes politisches Potenzial zu: «The European Union 
must promote the achievement of these goals in the 
whole world. Left Alliance wants the EU to be a strong 
builder of peace, democracy and a just world econo-
my» (ebd.).

Die EU könne, so die Formulierung in einem Grund-
satzpapier zur Eurokrise (ohne Datum, vermutlich 
2011), jedoch keine «traditional federation» sein. Dazu 
seien die Mitgliedsstaaten zu verschieden. Nichtsdes-
totrotz müsse, um die gemeinsame Währung Euro be-
halten zu können, die Wirtschafts- und Fiskalpolitik der 
EU auf eine völlig neue, gemeinschaftliche Grundlage 
gestellt werden (vgl. VAS 2011a). Somit strebt die Par-
tei keinen föderalen europäischen Staat an, betrach-
tet es aber als notwendig, zentrale Politikfelder wie die 
Wirtschafts- und Fiskalpolitik föderal als demokrati-
sche Gemeinschaftspolitik zu betreiben.

Die aktuelle Parteiführung um Paavo Arhinmäki, den 
Präsidentschaftskandidaten der VAS 2012, nimmt 
zwar eine kritische Haltung zur Politik der EU, aber eine 
insgesamt integrationsfreundliche Position ein. Ausei-
nandersetzungen um den europapolitischen Kurs führt 
sie vor allem mit dem ehemaligen Europaabgeordne-
ten und Vertreter des traditionellen Parteiflügels Es-
ko Seppänen. Dieser repräsentierte die GUE/NGL als 
Stellvertreter von Silvia-Yvonne Kaufmann (LINKE) im 
Verfassungskonvent der EU 2002–2003. Kaufmann be-
fürwortete den Verfassungsentwurf, Seppänen war da-
gegen. Die Divergenzen führten zwischenzeitlich dazu, 

12  Paavo Arhinmäki (Parteivorsitzender, Präsidentschaftskandidat 2012): Minister 
für Kultur und Sport; Merja Kyllönen: Ministerin für Verkehr und Transport.
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dass die Partei überhaupt keine öffentliche europapoli-
tische Position äußern konnte. Das Verfehlen des Wie-
dereinzuges ins EP im Jahr 2009 könnte auch durch 
das Fehlen einer kohärenten Positionierung zu erklären 
sein (vgl. Kontula/Kuhanen 2010: 41 f.).

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
In ihrem Grundsatzpapier zur Eurokrise formuliert die 
Partei ausführlich ihre Analyse der Krise sowie euro-
päische Lösungsansätze (vgl. VAS 2011a). Diese be-
treffen im Wesentlichen drei Bereiche: Steuerpolitik, 
Bankenregulierung und Umstrukturierung des Ban-
kensektors, inklusive EZB und Europäischer Investiti-
onsbank, sowie ein Bailout-System ohne den Zwang 
zu Privatisierungen und der Zerstörung ökonomischer 
Grundlagen. Einige dieser Vorschläge würden in ei-
nigen Staaten bereits angewendet, viele könnten so-
fort in die Praxis umgesetzt werden, erklärt die Partei 
dort. Andere Vorschläge seien so ausgelegt, dass die 
gesamte Eurozone daran teilnehmen müsse. Zusam-
mengefasst schlägt die VAS in dem Papier folgende 
konkrete Maßnahmen vor: Kapitalflucht in Steueroa-
sen soll durch ein multilaterales Informationssystem 
zur Besteuerung von Unternehmen verhindert werden. 
Geldtransfers in Steueroasen sollen massiv besteuert 
werden, ebenso sämtliche Finanztransaktionen in der 
EU. An einem gemeinsamen Besteuerungssystem sol-
len so viele Mitgliedstaaten wie möglich teilnehmen. In 
einem zweiten Schritt könnten auch Staaten außerhalb 
Europas hinzukommen. Gemeinsame Steuerbemes-
sungsgrenzen sollen Steuerwettbewerb verhindern. 

Banken sollen in Anlage- und Investitionsbanken 
aufgespalten werden, um Spekulationen mit Einlagen 
zu verhindern. Keine Bank dürfe «too big to fail» sein. 
Bonuszahlungen für kurzfristige Profite sollen ver-
boten werden. Geschäfte mit Steueroasen sollen für 
Banken, die sich über die Zentralbank refinanzieren, 
verboten werden. Rekapitalisierungen durch Steuer-
gelder sollen nur unter dem Vorbehalt durchgeführt 
werden, dass der Staat dafür Bankenanteile erhält. 
Hedgefonds und sogenannte Schattenbanken sollen 
der Bankenregulierung unterworfen werden. Eine öf-
fentliche Volksbank soll geschaffen werden. Sie soll 
nicht profitmaximierend arbeiten und nur dem siche-
ren Kerngeschäft der Banken verpflichtet sein. Finanz-
produkte sollen zukünftig lizensiert, und der Handel 
mit Derivaten soll eingeschränkt werden. Die EIB soll 
Kapital für Investitionen bereitstellen, um Beschäfti-
gung, nachhaltige Infrastruktur und Umwelttechnolo-
gie zu fördern. Die EZB soll in einen lender of last resort 
umgewandelt werden. Sie soll in einem bestimmten 
Rahmen nachhaltige Kredite an die Mitgliedstaaten 
vergeben. 

Griechenland und andere Staaten, die Finanzhilfen 
erhalten, sollen sich auf den Kampf gegen die Schat-
tenwirtschaft, übermäßige Bürokratie und Korruption 
konzentrieren, anstatt zu privatisieren und den öffentli-
chen Sektor zu schrumpfen. Ein transnationaler «dept 
reconciliation mechanism» nach dem rechtlichen Mo-

dell der USA soll eingeführt werden. Rating-Kriterien 
privater Rating-Agenturen sollen öffentlich gemacht 
und eine öffentliche Rating-Agentur gegründet wer-
den (vgl. für all diese Punkte VAS 2011a). 

Finnland müsse sich auf EU-Ebene dafür einsetzen, 
«to put a stop to the dumping of taxes, working con-
ditions and the protection of the environment» (VAS 
2013a).

Das Parteiprogramm aus dem Jahr 2007 fordert da-
rüber hinaus eine gemeinsame, solidarische Einwan-
derungs- und Flüchtlingspolitik der EU «which recog-
nizes the EU’s global responsibility» (VAS 2007). Der 
Handel mit Emissionsrechten solle durch eine CO2-
Steuer ersetzt werden (vgl. ebd.). 

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
Die VAS versteht sich als «a part of the world-wide 
Left movement» (vgl. VAS 2007). In Bezug auf außer-
parlamentarische Bewegungen heißt es im Parteipro-
gramm: «We want to maintain and develop co-opera-
tion with the trade union movement and other NGOs 
in order to strengthen equal participation and demo
cracy» (ebd.).

Die Partei betont die Zusammenarbeit in internatio-
nalen Strukturen wie der GUE/NGL (bis 2009), der EL 
und dem NELF. Sie ist außerdem Mitglied der NGLA. 
Der Parteivorsitzende Paavo Arhinmäki ist Mitglied der 
finnischen Delegation im nordischen Rat. 

Stellenwert von EU-Politik:
Während in der VAS noch im Jahr 2008 EU-Politik na-
hezu keine Rolle spielte, änderte sich dies seit der Wahl 
der neuen Parteiführung um Paavo Arhinmäen. Ende 
2009 erfolgten der Beitritt zur Europapartei EL sowie 
eine intensivere Auseinandersetzung mit den Erfah-
rungen anderer linker Parteien in der EU (vgl. Kontula/
Kuhanen 2010). Auch die Finanz- und Wirtschaftskri-
se und insbesondere deren Auswirkungen auf die Eu-
ropäische Wirtschafts- und Währungsunion (EWWU) 
veranlassten die Partei, eigene alternative politische 
Ansätze zu formulieren und sich, auch als Teil der Re-
gierungskoalition eines Nettozahlers zum EU-Haus-
halt, zu den Bailout-Anträgen anderer Mitgliedstaaten 
im Rahmen des EFSF und ESM zu verhalten (vgl. VAS 
2011b). Das Wahlprogramm zu den nationalen Parla-
mentswahlen 2011 hatte jedoch keine nennenswerten 
europapolitischen Bezüge (vgl. VAS 2011c). Der Par-
teivorsitzende Paavo Arhinmäen artikulierte seine Po-
sitionen zuletzt in einer Rede an den Parteivorstand am 
16. März 2013: Das Interesse der VAS an der Politik in 
der EU und in anderen Mitgliedsstaaten, so Arhinmä-
en, leite sich aus zwei Faktoren ab: Zum einen verstehe 
sich die VAS als Teil einer internationalen Bewegung 
der Solidarität. Zum anderen basiere der wirtschaftli-
che Erfolg Finnlands auf dem starken Export in ande-
re EU-Mitgliedstaaten, sodass die Wirtschaftskrise 
zumindest graduell auch Finnland treffen könne. Eine 
gemeinsame, europäische Lösung der Krise sei somit 
in finnischem Interesse (vgl. VAS 2013b). 
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4.9 Sinn Féin

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei –

europäische Strukturen UEL

Ergebnis Europawahlen 2009 11,24 %/1 Mandat

Ergebnis Europawahlen 2004 11,10 %/1 Mandat 

Ergebnis nationale Wahlen 2010 9,94 %/14 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Ja (Socialist Party)

Kernaussagen zur EU-Integration: 
Sinn Féin war eine der treibenden Kräfte hinter der Ab-
lehnung des Lissabonner Vertrages durch die irische 
Bevölkerung im Referendum vom Juni 2008 (vgl. SFe 
2013a).13 Die Partei pflegt nach eigener Aussage ein 
«kritisches, aber konstruktives Verhältnis» zur EU, de-
ren Politik für die irische Gesellschaft immer wichtiger 
geworden sei. Man betrachte die vielen und komple-
xen Entwicklungen in der EU einzeln und richte die 
Positionen der Partei entsprechend aus. Insgesamt 
nimmt Sinn Féin eine souveränistische Position ein: 
«We want to build a Europe of Equals – a true partner-
ship of equal sovereign states, co-operating in social 
and economic development in Europe and beyond. We 
want a EU that promotes peace, demilitarisation and 
nuclear disarmament and the just resolution of con-
flicts under the leadership of a reformed, renewed and 
democratised United Nations. Ultimately, we want a 
future United Ireland to take an active, leading role in 
such a reformed EU» (ebd.).

Sinn Féin unterstütze EU-Maßnahmen für Men-
schenrechte, Gleichheit und die «all-Ireland agenda» 
(vgl. SFe 2013b). Die Partei spricht sich jedoch gegen 
die «verfehlte Politik des fiskalischen Föderalismus» zur 
Stabilisierung der Eurozone aus Die Übertragung von 
mehr Entscheidungsmacht auf EU-Institutionen sei 
das Gegenteil von dem, was Irland und die EU bräuch-
ten: «Instead we need greater flexibility for member 
states to implement policies suited to their specific 
needs» (SFe 2012a). Vorschläge zur Demokratisierung 
der EU im Europawahlprogramm 2009 zielten vor al-
lem darauf ab, nationalen und regionalen Parlamenten 
mehr Macht zu geben und die EU-Institutionen, ins-
besondere die Kommission, zu schwächen (vgl. SFe 
2009a).

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
In dem Bericht «The future of the EU and Ireland’s role 
in shaping that future» aus dem Jahr 2008 (nach dem 
negativen ersten Lissabon-Referendum) heißt es, die 
Partei sei gegen eine gemeinsame Körperschaftssteu-
erbemessungsgrenze in der EU, weil sie darin einen 
Eingriff in die Steuersouveränität Irlands sehe sowie ei-
nen Versuch der EU, Kontrolle über direkte Steuern zu 
gewinnen. Sinn Féin tritt in dem Bericht für ein verbind-
liches Zusatzprotokoll zu den Europäischen Verträgen 
in Bezug auf den Erhalt der nationalen Steuersouverä-

nität Irlands ein (verbindliches Referendum) und will 
Artikel 48 des Vertrages über die Europäische Union 
(EUV) annulieren, der Vertragsänderungen (ordentli-
ches oder einfaches Änderungsverfahren) regelt (vgl. 
SFe 2008).

Sinn Féins alternatives Programm gegen die europä-
ische Austeritätspolitik im Rahmen von EFSF und ESM 
sowie des SKS-Vertrages zu den nationalen Wahlen 
2012 setzt sich aus den Pfeilern Investitionen, Schul-
denabschreibungen, Säuberung des Europäischen 
Bankensystems und Sicherung des Zugangs zu Fi-
nanzmarktkrediten für Mitgliedstaaten durch die EZB 
zusammen. Die Partei fordert, die Investmentkapazität 
der EIB zu erhöhen. Auf diese Weise sollen, gemein-
sam mit den Mitgliedstaaten, große Investitionspro-
jekte finanziert werden, die Beschäftigung und Wachs-
tum schaffen und die Wettbewerbsfähigkeit erhöhen. 
Neue «strenge Stresstests» sollen das Bankensystem 
von «toxischen Papieren» (vgl. SFe 2012a) säubern. 
Banken sollen zur Restrukturierung auch Vermögen 
veräußern und sich wieder der Finanzierung der «Re-
alwirtschaft» zuwenden. Erst dann sollen, sofern nötig, 
Bankenrekapitalisierungen direkt von der EZB durch-
geführt werden. Der Schuldenabbau in Staaten wie 
Griechenland und Irland solle unter anderem durch 
massive Abschreibungen gelingen; Irland solle den 
Teil seiner Schulden abschreiben, den der Staat bei 
der Rettung von Banken übernommen habe. Die dar-
über hinausgehenden Staatsschulden sollten bedient 
werden. Der Europäische Rat solle dafür sorgen, dass 
die EZB alles unternehme, um den Markt für Staatsan-
leihen zu stabilisieren und den Marktzugang für Mit-
gliedsstaaten zu garantieren. 

Sinn Féin fordert ein Soziales Fortschrittprotokoll 
als Zusatzprotokoll zu den Verträgen, wie es auch der 
EGB verlangt: «Nothing in the Treaty, and in particular 
neither fundamental freedoms nor competition rules 
shall have priority over fundamental social rights and 
social progress. In case of conflict, fundamental social 
rights shall take precedence» (vgl. SFe 2008). Öffentli-
che Dienstleistungen, etwa in den Bereichen Bildung 
und Gesundheit, sollen im Rahmen der EU genau defi-
niert und dem wirtschaftlichen Wettbewerb entzogen 
werden.

In einem Seminar über das EU-Förderprogramm Ho-
rizon 2020 für Forschungs- und Entwicklungsaktivitä-
ten kleiner und mittelständischer Unternehmen im Ja-
nuar 2012 warb MdEP Martina Anderson für das «great 
potential on an all-Ireland basis for SME’s to develop 
Research and Development» (SFe 2013c).

Stellenwert von EU-Politik:
Da die irische Verfassung vorsieht, dass Änderungen 
bezüglich der irischen EU-Mitgliedschaft unter dem 
Vorbehalt des nationalen Referendums stehen, kommt 
europäischen Fragen in regelmäßigen Abständen ei-

13  Beim zweiten Referendum im Oktober 2009 verloren die VertragsgegnerInnen.
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ne zentrale Rolle in den nationalen politischen Ausei-
nandersetzungen in Irland zu. 2008 und 2009 mussten 
zwei Kampagnen im Zuge der Referenden zum Lissa-
bonner Vertrag organisiert werden; eine entsprechend 
große Menge Material wurde dazu produziert (vgl. SFe 
2009b). Zwischen den beiden Referenden fanden im 
Sommer 2009 die Europawahlen statt. In derselben 
Zeit wirkte sich die Finanz- und Wirtschaftskrise auf Ir-
land in einem solchen Maße aus, dass die konservati-
ve Regierung im November 2010 Hilfe aus dem ESM 
beantragte. Zur Volksabstimmung in Irland am 31. Mai 
2012 veranstaltete Sinn Féin eine Kampagne gegen die 
Annahme des SKS-Vertrages (Sinn Féin: «austerity tre-
aty»).14 Zudem fiel Irland im ersten Halbjahr 2013 die 
EU-Ratspräsidentschaft zu, was sowohl den nationa-
len als auch den EU-Abgeordneten Sinn Féins Anlass 
für Kritik an dem dazugehörigen Programm gab. MdEP 
Martina Anderson kritisierte die irische Regierung für 
das Programm der Ratspräsidentschaft; es beinhalte 
«nothing socially progressive, no investment packa-
ge, no concrete actions to address record unemploy-
ment figures», außerdem keine «all-Ireland dimensi-
on», und es lasse den Nordirlandkonflikt außer Acht 
(SFe 2013e).

4.10 Socialistische Partij

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei –

europäische Strukturen UEL, Spectrezine

Ergebnis Europawahlen 2009 7,10 %/2 Mandate15

Ergebnis Europawahlen 2004 6,97 %/2 Mandate 

Ergebnis nationale Wahlen 2012 9,65 %/15 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Nein

Kernaussagen zur EU-Integration:
Die SP war eine der treibenden Kräfte hinter dem ne-
gativen Ausgang des Referendums über eine Europä-
ische Verfassung im Jahr 2005. Sie vertritt einen ten-
denziell souveränistischen Kurs in der Europapolitik, 
bei dem, im Gegensatz zu anderen Linksparteien, mar-
xistische oder leninistische Theorien (etwa das Ziel der 
Überwindung des Kapitalismus) keine Rolle spielen. 
In Bezug auf die EU benutzt sie eine Sprache, die sich 
an die EU-kritischen Diskurse rechtskonservativer Par-
teien aus dem Vereinigten Königreich anlehnt. So fin-
den sich in ihren Erklärungen Begriffe wie «Eurocrats», 
«Europhiles», «Brüsseler Regulierungssucht» oder 
«Lobbycircus» (vgl. Wirries 2010: 197). Die Partei will 
keinen Austritt der Niederlande aus der EU, aber sie 
will Politikfelder, die in den Bereich der europäischen 
Zusammenarbeit fallen, möglichst klar eingrenzen und 
so viele Kompetenzen wie möglich auf der nationalen 
Ebene halten. Die EU solle ein Bund zur Zusammen-
arbeit souveräner nationaler Staaten und «kein Super-
staat» sein. Ein solcher diene lediglich den Interessen 

der großen Konzerne, die mit mehr als 15.000 Lobby
istInnen die Entscheidungsfindung in der EU beein-
flussten (vgl. SP 2013a). In dem zentralen Dokument 
der SP zur Europapolitik aus dem Jahr 2006 heißt es: 
«Cooperation in the context of the European Union is at 
the present time primarily economic cooperation. The 
time is certainly not ripe for more far-reaching politi-
cal integration, and there is no support for such among 
the people of the member states. Other areas of policy 
can therefore often be better and more speedily regula-
ted on a national level or between a smaller number of 
states» (SP 2006). 

Nach dem Vorbild eines Referendums, wie sie der 
britische nationalkonservative Premierminister David 
Cameron angekündigt hat, fordert die SP ein nationa-
les Referendum über die Bedingungen, unter denen 
die Niederlande in der EU verbleiben sollten. Cameron, 
so der Außenpolitiker Harry van Bommel, sei ein Ver-
bündeter, wenn es darum gehe, den Ausbau der Kom-
petenzen des EP auf Kosten der nationalen Parlamente 
zu stoppen (vgl. SP 2013d).

Im Programm zu den nationalen Parlamentswahlen 
2012 schreibt die SP, sie wolle sich gegen die «Brüs-
seler Regulierungswut» (vgl. SP 2012a) und für eine 
strenge Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips einset-
zen. Wichtige Entscheidungen sollen nur nach Zu-
stimmung durch ein nationales Referendum getroffen 
werden (ebd.). Es soll keine zusätzlichen Erweiterun-
gen der EU geben, mit Ausnahme der Balkanstaaten, 
mit denen die Verhandlungen bereits abgeschlossen 
sind. Über EU-Erweiterungen solle in den Niederlan-
den verpflichtend in Referenden entschieden werden 
(ebd.).

Im Juni 2010 führte ein Konflikt zwischen den beiden 
EU-Abgeordneten Cornelius de Jong und der bereits 
seit 2004 für die SP im EP sitzenden Kartika Liotard da-
zu, dass letztere aus der SP austrat und seitdem als par-
teilose Abgeordnete für die Fraktion GUE/NGL weiter-
arbeitet (vgl. Liotard 2010).

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU: 
Die SP fordert laut Programm zu den nationalen Parla-
mentswahlen 2012 ein soziales Europa, in dem es nicht 
nur um Geld geht (vgl. SP 2012a). Im Mai 2012 forderte 
van Bommel ein «europäisches soziales Wachstums
paket», denn «asoziale Sparmaßnahmen» hätten zu 
einem Schrumpfen der Wirtschaft geführt. Die Mit-
gliedstaaten sollen mehr Zeit für die Haushaltskonso-
lidierung erhalten. Nationale Investmentbanken sollen 
Kredite für kleine und mittelständische Unternehmen 
garantieren, die EZB Wachstum und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen unterstützen. Reichere Staaten müss-
ten das Lohndumping stoppen, um die Exportchan-
cen der südlichen Mitgliedstaaten zu erhöhen (vgl. SP 
2012d). 

14  Etwa 60 Prozent stimmten für den Vertrag.  15  MdEP Kartika Liotard hat die SP-
Delegation im Jahr 2010 verlassen und ist als parteilose Abgeordnete Mitglied der 
GUE/NGL-Fraktion (vgl. Liotard 2010).
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Die SP ist eine der wenigen Delegationen in der GUE/
NGL, die den Haushalt der EU drastisch kürzen wollen 
(vgl. SP 2012b). Es solle nicht länger Geld zwischen rei-
chen Mitgliedsstaaten umverteilt, sondern nur noch ar-
me Mitgliedsstaaten gefördert werden (vgl. SP 2011a). 

Es gebe Pläne, Europa in eine «Schuldenunion» zu 
verwandeln, so van Bommel im Oktober 2012. Dage-
gen müsse die niederländische Regierung ein Veto 
einlegen. Die Schulden der Mitgliedstaaten würden 
sonst zu Schulden der EU, und diese bestimme dann, 
welche ökonomische Politik zum Abbau der Schulden 
adäquat sei. Die Niederlande würden auf diese Weise 
mitverantwortlich für den Abbau der Schulden anderer 
Staaten, während die Kontrolle über das eigene natio-
nale Budget beschränkt werde: «So we could be pay-
ing others’ debts yet no longer able to decide indepen-
dently to invest when the economy badly needs it» (SP 
2012c). Dies sei ökonomisch unklug und aus demokra-
tischer Sicht inakzeptabel. 

Die Partei lehnt eine Europäische Wirtschaftsregie-
rung ab, setzt sich aber für eine ökonomische und so-
ziale Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten ein, 
etwa durch gemeinsame Standards (vgl. SP 2013c). Im 
September 2011 veröffentlichte die Partei einen euro-
päischen Aktionsplan gegen Spekulation. Darin fordert 
sie die Regulierung der Finanzmärkte (vgl. SP 2011). 

Das nationale Budget, das Sozial- und Rentensys-
tem, Bildung, Gesundheit, Wohnungsbau und öf-
fentlicher Transport sollen grundsätzlich in nationaler 
Kompetenz bleiben. Die EU solle kleine Unternehmen 
fördern; Richtlinien müssten so geändert werden, dass 
sie multinationale Konzerne nicht länger bevorteilten. 
Die Wirtschaftspolitik zur Krisenbewältigung auf EU-
Ebene solle besser koordiniert und durch die nationa-
len Parlamente sowie das EP kontrolliert werden. Dies 
mache wirtschaftliche Maßnahmen möglich, welche 
die Mitgliedstaaten nicht länger dazu zwängen, ihre 
Volkswirtschaften zu zerstören.

Weil die Wettbewerbsregeln des EU-Binnenmark-
tes Arbeitnehmerrechte untergrüben, sollen die Mit-
gliedstaaten Mindestlöhne auf der Basis von 60 Pro-
zent der nationalen Durchschnittseinkommen und 
Mindeststeuersätze für Unternehmen sowie Maß-
nahmen gegen Steuerhinterziehung und -vermeidung 
vereinbaren. Eine Reform des Vergaberechts solle es 
nationalen, regionalen und kommunalen Behörden er-
lauben, Bedingungen für Nachhaltigkeit und Beschäf-
tigung festzuschreiben, bürokratische Hürden für klei-
ne und mittelständische Unternehmen verringern und 
schleichende Privatisierungen verhindern.

Der Lobbyismus in Brüssel solle zurückgedrängt 
werden, das EP dafür bessere Kontrollrechte erhal-
ten, zivilgesellschaftliche Organisationen und Gewerk-
schaften sollen besser an Entscheidungen beteiligt 
werden. Die Ausbreitung von undurchsichtigen EU-
Agenturen solle gestoppt und die Brüsseler Bürokra-
tie eingeschränkt werden. Exzessive Gehälter europä-
ischer öffentlicher Bediensteter sollen auf nationale 
Niveaus beschränkt und ein einzelner Standort für das 

EP eingeführt werden. Des Weiteren sollen sich die 
Niederlande im Europarat und der OECD engagieren. 
Der Beitritt der EU zur Europäischen Menschenrechts-
konvention solle energisch vorangetrieben werden 
(vgl. SP 2012a: 59 f.). 

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
Die SP pflegt europäische Verbindungen zu anderen 
Parteien in erster Linie über die GUE/NGL-Fraktion im 
EP. Sie ist kein Mitglied der europäischen Linkspartei. 
In einer Selbstbeschreibung heißt es, die Partei pflege 
gute Kontakte zu progressiven Organisationen in der 
ganzen Welt zum gedanklichen Austausch und arbeite, 
wo möglich, grenzüberschreitend mit diesen zusam-
men (vgl. SP 2013c). Über die Grenzen der Niederlande 
hinaus kommuniziert die SP medial über das englisch-
sprachige Spectrezine (vgl. Wagener 2006: 17).

Stellenwert von EU-Politik:
Dem Thema EU-Politik wurde im Programm der SP zu 
den Parlamentswahlen 2012 trotz der Krise von EU und 
Eurozone kein herausgehobener Platz eingeräumt. Als 
negativer Bezugspunkt spielte die EU im Wahlkampf 
aber durchaus eine Rolle. Die konservative deutsche 
Frankfurter Allgemeine Zeitung berichtete über ein Ge-
spräch mit dem Vorsitzenden der SP, Jan Marijnissen. 
Dieser halte «es für einen großen Fehler anderer linker 
Parteien in Europa, pausenlos europäische Solidarität 
einzufordern. ‹Den meisten Friesen sind die Griechen 
ziemlich egal.› Er fordert die Wiedereinführung von 
Arbeitsgenehmigungen für Polen, nennt die von man-
chen Deutschen gepflegte Begeisterung für die EU als 
ein die eigene Macht einhegendes Friedensprojekt ‹lä-
cherlich› und bekräftigt, dass Europa nicht zusammen-
wachsen könne, wenn die Menschen nicht wüssten, 
wo sie herkommen. ‹Wie der Springer das Sprungbrett 
braucht, so ist ein Heimatgefühl nötig, um Kosmopolit 
zu werden›» (Ross 2012).

Auf der Webseite der SP ist der EU-Abgeordnete de 
Jong mit einer wöchentlichen Kolumne zum Gesche-
hen im EP präsent. Die Kolumne erscheint zweispra-
chig, auf Niederländisch und Englisch, was zeigt, dass 
die SP der europäischen Öffentlichkeitarbeit einen ho-
hen Stellenwert einräumt (vgl. Wirries 2010).

4.11 Enhedslisten – De rød-grønne

EP-Fraktion GUE/NGL (FmEU)

Europapartei European Left  
(Vollmitglied seit 2010)

europäische Strukturen VSG, NELF, EACL, TEAM  
(Beobachter)

Ergebnis Europawahlen 2009 7,20 %/1 Mandat (FmEU)

Ergebnis Europawahlen 2004 5,17 %/1 Mandat (FmEU)

Ergebnis nationale Wahlen 2010 6,7 %/12 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Duldung der Mitte-Links- 
Regierung seit 2011 

konkurrierende Linkspartei Ja (Socialistisk Folkeparti)
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Kernaussagen zur EU-Integration:
Die Partei Enhedslisten – De rød-grønne (ERG) gehört 
zu den linken Parteien, die als souveränistisch eingestuft 
werden können, da sie Chancen für eine Umsetzung des 
eigenen Programms nur innerhalb des Nationalstaats 
sieht und eine weitere föderale Entwicklung der EU un-
missverständlich ablehnt: «The Red-Green Alliance is 
opposed to the construction of the European Union, 
which we see as a vehicle of European capitalism, and 
especially to the building of a European state and the es-
tablishment of a European army» (ERG 2013a). 

Die EU und insbesondere die gemeinsame Wäh-
rung Euro betrachtet die ERG als gescheiterte Projek-
te (vgl. ERG 2012a). Sie lehnt den SKS-Vertrag sowie 
den Euro-Plus-Pakt als Angriffe auf den dänischen 
Wohlfahrtsstaat ab. Der Widerstand der Partei richtet 
sich laut Arbeitsplan 2012 bis 2013 – in Zusammenar-
beit mit anderen EU-GegnerInnen – gegen den «Aus-
verkauf» von Demokratie und nationaler Souveränität 
(vgl. ERG 2012b). Unter der Überschrift «Nej til EU, ja 
til internationalt samarbejde» («Nein zur EU, ja zu in-
ternationaler Zusammenarbeit») fordert die Partei den 
Austritt Dänemarks aus der EU (vgl. ERG 2011). Diese 
solle durch ein neues System der sozialen, nachhalti-
gen und demokratischen Kooperation zwischen Nati-
onalstaaten ersetzt werden. Um dies zu erreichen, ar-
beite die ERG international mit anderen linken Parteien 
zusammen. Die ERG kämpfe gegen Nationalismus; die 
EU sei jedoch die falsche Antwort auf dessen Gefah-
ren. Stattdessen seien die negativen Folgen der neoli-
beralen EU-Politik «Treibstoff» für nationalistische Kräf-
te wie die völkisch-nationalistische Dansk Folkeparti. 
Für eine «lebendige Demokratie» müssten Gesetz-
gebungskompetenzen von der EU-Ebene, wo heute 
80 Prozent der Gesetzgebungsmaßnahmen bestimmt 
würden, zurück in die nationalen Parlamente geholt 
werden. Nationale Opt-Out-Möglichkeiten Dänemarks 
aus den EU-Verträgen müssten bewahrt werden (vgl. 
ERG 2011). 

Im Arbeitsplan der Partei für 2012 bis 2016 heißt es, 
die Zusammenarbeit mit der EL müsse ausgebaut wer-
den, um eine Alternative zur EU zu entwickeln und ge-
meinsame Initiativen zum Rückbau der EU voranzu-
bringen. Das langfristige Ziel der ERG, der Sozialismus, 
sei nicht innerhalb des Kapitalismus erreichbar; die EU 
wiederum verhindere selbst moderate, praktische Re-
formen innerhalb des kapitalistischen Systems (vgl. 
ERG 2012c).

Im Vorfeld der Jahresversammlung der ERG (26. bis 
28. April 2013) wurde vor allem die Frage kontrovers 
diskutiert, ob die Partei einen eigenen Kandidaten oder 
eine Kandidatin für die Wahlen zum Europäischen Par-
lament 2014 aufstellen oder wie bisher die KandidatIn-
nen der dänischen Folkebevægelsen mod EU (FmEU – 
Volksbewegung gegen die EU) unterstützen sollte. Der 
EP-Abgeordnete der FmEU Søren Søndergaard (GUE/
NGL) ist Mitglied der ERG und wird von der Partei un-
terstützt. Die FmEU ist eine parteiübergreifende Bewe-
gung mit dem Ziel, «to liberate Denmark from the EU. 

We want Denmark to join EFTA instead of being part of 
EU. […] As long as Denmark is a member state of [the] 
EU we endeavour to limit the damage done by the EU 
and by Danish EU membership to the world at large 
and to Denmark» (FmEU 2013).

Im Antragsheft zur Jahresversammlung der ERG 
fand sich dazu jeweils ein Antrag (Anträge 5.1 und 5.2). 
Aufgrund der derzeitigen nationalen politischen Situ-
ation mit einer in den Umfragen schwachen sozialde-
mokratischen Regierung wird der ERG eine gute Chan-
ce eingeräumt, mit bis zu zwei eigenen Abgeordneten 
ins EP einzuziehen. Sollte es der FmEU nicht gelingen, 
ein Mandat zu erringen, sei so trotzdem abgesichert, 
dass die EU-kritische Bewegung im EP vertreten sei. 
Dies könne allerdings, so die KritikerInnen, die FmEU 
spalten und dauerhaft beschädigen. Die ERG sei im-
mer eine Partei gewesen, die sich auf soziale Bewe-
gungen und die breite Tradition des EU-Skeptizismus 
in Dänemark gestützt habe (vgl. ERG 2013b). Bei der 
Jahresversammlung stimmte am 27. April 2013 eine 
Mehrheit für die Unterstützung der FmEU-KandidatIn-
nen (vgl. ERG 2013c).

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
Die ERG hat, entsprechend ihrer souveränistischen 
Grundhaltung, kein detailliertes Programm für eine al-
ternative Politik der EU. Dennoch vertritt sie eine Reihe 
pragmatischer Positionen. Im Bereich der Fiskal- und 
Steuerpolitik sprach sich Søren Søndergaard, der EU-
Abgeordnete der FmEU, wiederholt gegen eigene Res-
sourcen der EU aus, die aus eigenen Steuereinnahmen 
wie einer Finanztransaktionssteuer oder durch eine 
EU-Mehrwertsteuer eingenommen werden könnten. 
Ein solches autonomes EU-Budget sei der demokra-
tischen Kontrolle entzogen. Eine Finanztransaktions-
steuer, die er grundsätzlich unterstütze, müsse deshalb 
als «Robin Hood tax» ausgestaltet werden: Das Geld 
müsse direkt an die Staaten gehen, um damit Wohl-
fahrt und Maßnahmen gegen den Klimawandel zu fi-
nanzieren und Armut in Entwicklungsländern zu be-
kämpfen (vgl. EP 2012d).

Die ERG setzt sich für das Recht auf Arbeitnehmer-
freizügigkeit ein, sofern diese nicht dazu missbraucht 
werde, arbeitsrechtliche Standards (Streikrecht, Löh-
ne, Sozialleistungen) zu unterlaufen (vgl. ERG 2013d). 
Die derzeit von großen Unternehmen vorangetriebe-
ne Globalisierung müsse durch eine «soziale Globali-
sierung» ersetzt werden: Demokratische Institutionen 
müssten dem freien Handel einen sozialen Rahmen 
geben (vgl. ERG 2013e). 

In einem im April 2013 verabschiedeten Papier mit 
dem Titel «Vorschläge für eine europäische politische 
Vereinbarung» fordert die ERG ein verbindliches Sozi-
alprotokoll der EU, um Wohlfahrtsstaaten, Löhne und 
Arbeitsbedingungen vor einer negativen Beeinträchti-
gung durch den Binnenmarkt zu schützen. Eine inter-
nationale Mindestschwelle für Einkommenssteuern 
solle ein unsoziales «race to the bottom» zwischen den 
Staaten verhindern (vgl. ERG 2013 f.). 
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Bündnisstrategien:
Die europäische und internationale Vernetzung der 
Opposition gegen die EU ist für die ERG von großer 
Bedeutung. Sie kooperiert eng mit der FmEU, die 
Mitglied in The European Alliance of EU-Critical Mo-
vements (TEAM – vgl. TEAM 2012) ist, einem sich als 
politisch neutral verstehenden Netzwerk EU-kritischer 
Bewegungen.16 Die ERG selbst hat Beobachterstatus 
bei TEAM. Auch wenn die FmEU eine parteiübergrei-
fende Bewegung ist, gilt die ERG als eine dominante 
Kraft in ihr. Die ERG ist außerdem aktiv in der EACL und 
in der Left-Wing Socialist Green Group (VSG) im Nordi-
schen Rat. 

Im Jahr 2012 war die ERG Gastgeberin für verschie-
dene Treffen mit internationalem Charakter, darunter 
die Studientage der EU-Linksfraktion GUE/NGL an-
lässlich des dänischen Ratsvorsitzes (Januar bis Juni 
2012), ein Treffen des Executive Boards der EL sowie 
informelle Treffen mit anderen Linksparteien (vgl. ERG 
2012d). Auf nationaler wie auf internationaler Ebene 
versteht sich die ERG als Bewegungspartei mit «pri-
ority in social movements outside parliament – not 
least the trade unions and student movements» (ERG 
2013a). Parteimitglieder nehmen an Europäischen und 
an Weltsozialforen teil (vgl. Johansen 2010: 263). Sø-
ren Søndergaard war beispielsweise sowohl Teil der 
GUE/NGL-Delegationen beim europäischen Strategie-
treffen Firenze 10 + 10 2012 und beim Weltsozialforum 
in Tunis 2013.

Stellenwert von EU-Politik:
EU-Politik bedeutet für die ERG in erster Linie die Ver-
teidigung des dänischen Wohlfahrtsstaates gegen Li-
beralisierungszwänge im Rahmen des EU-Binnen-
marktes. Die Arbeitnehmerfreizügigkeit in der EU 
führte nach der Osterweiterung dazu, dass sich die 
ERG vermehrt mit Niedriglohnstrategien von Unter-
nehmen auseinandersetzt, die mithilfe der EU-Entsen-
derichtlinie versuchen, die hohen dänischen Lohnstan-
dards zu unterlaufen (vgl. EL 2013d; Johansen 2010: 
260). Mit der Finanz- und Wirtschaftskrise hat sich der 
Druck auf den dänischen Wohlfahrtsstaat verstärkt. 
Die Forderung nach einem EU-Sozialprotokoll weist 
darauf hin, dass die ERG rein nationale Maßnahmen 
nicht mehr als ausreichend betrachtet. Dass der Stel-
lenwert europapolitischer Fragen für die ERG wächst, 
zeigt insbesondere der Beitritt zur EL Ende 2009. 

4.12 Vänsterpartiet 

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei –

europäische Strukturen NGLA, VSG

Ergebnis Europawahlen 2009 5,66 %/1 Mandat

Ergebnis Europawahlen 2004 12,79 %/2 Mandate 

Ergebnis nationale Wahlen 2010 5,60 %/19 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Nein

Kernaussagen zur EU-Integration: 
Die V nimmt in der Frage der Europapolitik eine souve-
ränistische Position ein. 1994 engagierte sich die Partei 
gegen den Beitritt Schwedens zur EU. Das Referendum 
fiel jedoch positiv aus, und Schweden trat 1995 der EU 
bei. Im Jahr 2003, als in Schweden in einem weiteren 
Referendum der Beitritt zur Währungsunion abgelehnt 
wurde, stand die V auf der Seite der EurogegnerIn-
nen. In dem 2012 überarbeiteten Parteiprogramm der 
V heißt es, die Partei respektiere den Ausgang des Re-
ferendums von 1994, befürworte aber weiterhin einen 
Austritt Schwedens aus der EU. Dieser hänge von poli-
tischen Entwicklungen ab und könne erst dann verwirk-
licht werden, wenn die öffentliche Unterstützung für 
einen Austritt wachse (vgl. V 2012a). Der Parteivorsit-
zende und ehemalige MdEP (1995–2006) Jonas Sjös-
tedt sieht in dem Vorstoß des britischen Premiers David 
Cameron, ein nationales Referendum über den Verbleib 
in der EU durchzuführen, eine Möglichkeit für Schwe-
den, die Bedingungen für die EU-Mitgliedsschaft neu 
zu verhandeln (vgl. V 2013a). 

Laut V ziele die EU darauf ab, einen Superstaat zu 
schaffen, die Vereinigten Staaten von Europa, mit einer 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. Die V 
wolle dagegen Schwedens militärische Neutralitätspo-
litik aufrechterhalten. Immer mehr Macht sei von den 
nationalen Parlamenten auf EU-Institutionen übertra-
gen worden. Der Lissabonner Vertrag sei ein weiterer 
Schritt in diese Richtung. EU-Recht stehe über natio-
nalem Recht; die EU kontrolliere zunehmend die Ge-
setzgebung. Die im Vertrag von Lissabon enthalte Aus-
weitung der Mitbestimmungsrechte für das EP wird 
von der V zwar ausdrücklich anerkannt, jedoch nicht 
als Zuwachs an Demokratie betrachtet, da es dem EP 
im Vergleich zu den nationalen Parlamenten an demo-
kratischer Legitimation fehle (unter anderem aufgrund 
der niedrigen Wahlbeteiligung). In der Entscheidungs-
struktur der EU hätten die Menschen kaum die Mög-
lichkeit, die Regierenden zur Rechenschaft zu ziehen. 
Die EU erfülle damit nicht die Mindestanforderungen 
an eine Demokratie (vgl. V 2007). 

Im Parteiprogramm heißt es weiter, die V stelle sich 
grundsätzlich gegen alle politischen Maßnahmen, mit 
denen Kompetenzen auf die EU-Ebene verlagert wür-
den. Stattdessen setze sie sich dafür ein, Entschei-
dungsmacht zurück in die Mitgliedstaaten zu holen. Al-
lerdings gehe die Partei pragmatisch vor: In Bereichen, 
in denen progressive Politik ausnahmsweise durch 
EU-Richtlinien gefördert werde, könne dies im Einzel-
fall unterstützt werden, sofern die Vorteile gegenüber 
der als negativ bewerteten Kompetenzverlagerung 
auf die EU-Ebene überwiegen. Weil beispielsweise Fi-
nanztransaktionen und Umweltpolitik nicht allein auf 
nationaler Ebene reguliert werden könnten, tritt die V 
in diesen Bereichen für EU-Mindeststandards ein (vgl. 
V 2012a).

16  In diesem wirkt neben der FmEU und anderen skandinavischen EU-Austritts-
bewegungen auch die rechtspopulistische UKIP aus Großbritannien mit.
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Die V spricht sich auch nicht grundsätzlich gegen Er-
weiterungen der EU aus, sofern neue Mitgliedstaaten 
die demokratischen Standards erfüllen. Allerdings soll-
ten diesen keine Auflagen hinsichtlich finanzieller Li-
beralisierung oder Sozialkürzungen gemacht werden 
(vgl. V 2013b). 

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
Die V sei, so heißt es auf der Webseite der Partei, «die 
härteste Gegnerin des Euro». Sie habe «von Anfang an 
vor den Problemen gewarnt, die jetzt, wo die europäi-
schen Volkswirtschaften zusammenbrechen, sichtbar 
werden» (V 2013c). Die V tritt dafür ein, Mitgliedstaa-
ten die Möglichkeit zu geben, nach einem rechtlich 
formalisierten Verfahren aus dem Euro auszutreten. 
Schweden solle ein verbindliches Opt-Out-Recht aus 
der Verpflichtung erhalten, der Eurozone beizutreten. 
Gleichzeitig spricht sich die V gegen jedwede Zentrali-
sierung der Wirtschaftspolitik aus. Eine supranationa-
le Aufsicht über nationales Budgetrecht sei unhaltbar. 
Die EZB solle jedoch grundsätzlich auf die Förderung 
von Beschäftigung verpflichtet werden. Der EU-Haus-
halt müsse sich auf eine grüne Investitionspolitik kon-
zentrieren, die Arbeitsplätze schaffe und den CO2-
Ausstoß reduziere. Die größten EU-Haushaltslinien, 
Agrarsubventionen und Strukturfonds, sollen radikal 
gekürzt werden (vgl. V 2012a).

In Bezug auf die Schuldenkrise vertritt die V die Po-
sition, Banken sollten die Schulden tragen, die sie 
selbst kreiert haben. Staatliche Garantien sollen nur 
das Geld von SparerInnen schützen, nicht solches aus 
Finanzspekulationen. Verschuldete Länder sollen ihre 
Schulden abschreiben, um wieder wirtschaftliche Ent-
wicklung zu ermöglichen. Mitgliedstaaten sollen die 
Möglichkeit erhalten, die Eurozone zu verlassen, um so 
den Wechselkurs sowie die Zinsraten am Kapitalmarkt 
den Realitäten anzupassen. Die internationale Kontrol-
le und Besteuerung der weltweiten Finanzmärkte sei 
notwendig. Stets sei die richtige Antwort auf die Kri-
se «mehr nationale Souveränität, nicht weniger» (V 
2013b). Die EU stelle grundsätzlich Verwertungsinte-
ressen auf dem Binnenmarkt über Umweltschutz, Ar-
beitsrecht, öffentliche Gesundheit und Verbraucher-
schutz, wozu wesentlich die Rechtsprechung des 
EuGH beigetragen habe. Die V will dieses Verhältnis 
umdrehen (vgl. V 2013b). Zu den praktischen politi-
schen Maßnahmen, welche die V im Rahmen der EU 
befürwortet, gehört daher der Schutz von Arbeitneh-
merrechten und nationalen Vertrags- sowie Tarifsys-
temen. Dieser solle in einem verbindlichen Sozialpro-
tokoll in die EU-Verträge eingeschrieben werden (vgl. 
V 2012a). Die Europaabgeordnete Eva-Britt Svensson 
setzte sich als Vorsitzende des Frauenausschusses im 
EP auch dafür ein, eine EU-Richtlinie zur Etablierung 
einer Frauenquote in Aufsichtsräten einzuführen (vgl. 
Svensson 2011). 

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
In ihrem Programm für internationale Politik heißt es, 
die V nutze die Mitgliedschaft in der EU, um die po-
litische Zusammenarbeit mit anderen linken Parteien 
zu vertiefen. Dabei hebt sie jedoch ihre politische Un-
abhängigkeit hervor: «Die politische Kooperation zwi-
schen linken Parteien muss auf dem vollen Respekt 
der Unabhängigkeit jeder Partei, einem nicht-sektiere-
rischen Ansatz sowie auf Demokratie und Menschen-
rechten basieren» (V 2012a).17

Neben der grenzüberschreitenden Kooperation von 
Gewerkschaften, Parteien und sozialen Bewegungen 
sei die Zusammenarbeit zwischen Staaten mit pro-
gressiven Regierungen besonders wichtig, um eine 
«linke Politik, die ihren Namen verdient», zu verwirkli-
chen (ebd.). Die Partei strebe an, Kontakte und Koope-
rationen mit anderen Parteien und Bewegungen aus-
zubauen. Dafür solle etwa das NELF weiterentwickelt 
werden. Des Weiteren arbeite man mit linken Parteien 
im EP im Rahmen der GUE/NGL-Fraktion, in der Parla-
mentarischen Versammlung des Nordischen Rates, in 
der VSG und NGLA sowie mit der EL zusammen. In der 
EL ist die V (im Gegensatz zur dänischen Enhedslisten) 
weder Vollmitglied, noch hat sie einen Beobachtersta-
tus inne. Die V pflegt enge Kontakte zu sozialen Bewe-
gungen. Sie war aktiv an der Organisation des Europä-
ischen Sozialforums in Malmö 2008 beteiligt, arbeitete 
mit dem Klimanetzwerk Klimax beim Klimagipfel in Ko-
penhagen 2009 zusammen und unterstützt das Femi-
nistische Forum (vgl. Steiner 2010: 246).

Die V kooperiert darüber hinaus mit der schwedi-
schen Folkrörelsen Nej till EU (FnEU – Volksbewegung 
Nein zur EU), die wie ihr dänisches Pendant in der eu-
ropäischen EU-kritischen Bewegung TEAM organi-
siert ist. Auf der Funktionärsebene gibt es personelle 
Überschneidungen: So war die langjährige Präsiden-
tin und heutige Vizepräsidentin der FnEU, Eva-Britt 
Svensson, von 2004 bis 2011 V-Abgeordnete im EP. 
Dort fungierte sie ab 2009 als Vorsitzende des Frau-
enausschusses und besetzte damit als einzige GUE/
NGL-Vertreterin einen Ausschussvorsitz (ihr Nachfol-
ger Mikeal Gustafsson übernahm den Posten im Okto-
ber 2011 und ist damit der erste männliche Vorsitzen-
de des Ausschusses). 

Stellenwert von EU-Politik:
Europapolitik hat für die V eine geringere Priorität als 
für andere linke Parteien in der EU. Schweden ist kein 
Mitglied der Eurozone, wodurch das Land in geringe-
rem Maße an der Krisenpolitik der EU partizipiert als 
andere Mitgliedstaaten. Im Wahlprogramm der V zu 
den nationalen Parlamentswahlen 2010 wird die EU 
nicht einmal erwähnt, was wahrscheinlich mit der 
Bündnisstrategie an der Seite der pro-integrationisti-
schen Sozialdemokraten und Grünen erklärt werden 
kann (vgl. V 2010; SND 2010; Almeida 2012: 93).

17  Übersetzung des Autors.
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4.13 Kommounistikó Kómma 
Elládas

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei –

europäische Strukturen UEL, IMCWP

Ergebnis Europawahlen 2009 8,38 %/2 Mandate

Ergebnis Europawahlen 2004 9,48 %/3 Mandate 

Ergebnis nationale Wahlen 2012 4,50 %/12 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Ja (SYRIZA)

Kernaussagen zur EU-Integration:
Die KKE ist unter jenen Linksparteien, die eine stabile 
parlamentarische Repräsentanz sowohl auf nationaler 
als auch auf europäischer Ebene aufweisen, diejenige, 
die den europäischen Integrationsprozess am radikals-
ten ablehnt. Die Position der KKE könnte als revolutio-
närer Souveränismus bezeichnet werden. Das Zentral-
komitee der KKE definierte in seinen Thesen zum 19. 
Kongress im April 2013 den «Charakter des zeitgenös-
sischen Patriotismus» als gleichbedeutend mit der Ab-
schaffung der bürgerlichen Herrschaft, des kapitalisti-
schen Eigentums an den Produktionsmitteln und mit 
dem Rückzug aus allen «kapitalistischen zwischen-
staatlichen Bündnissen und imperialistischen Allian-
zen», zu welchen es auch die EU zählt (vgl. KKE 2013a). 
Das Ziel der KKE ist der revolutionäre Umsturz durch 
die Arbeiterklasse auf nationaler Ebene. Die Behaup-
tung, der Klassenkampf finde heute übernational statt 
und könne nicht in einem einzelnen EU-Mitgliedstaat 
geführt werden, sei nur eine Rechtfertigung der «op-
portunistischen Kräfte» für die Tolerierung «imperialis-
tischer Vereinigungen» wie der EU. Dem hält das Zent-
ralkomitee der KKE entgegen: «The struggle must first 
of all be waged at a national level against the bourgeois 
class and its power. As is written in the Communist Ma-
nifesto ‹the proletariat of each country must, of course, 
first of all settle matters with its own bourgeoisie›. The 
uneven economic development is an absolute law of 
capitalism. On the basis of this law, socialism can be 
victorious initially in a few or in only one country, on its 
own» (KKE 2013a).

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
Das Programm der KKE besteht im Wesentlichen aus 
der Hoffnung auf einen «Sturz der volksfeindlichen Po-
litik» durch die Arbeiterklasse: «Dieser Sturz ist nicht 
durch einen einzelnen Streik oder eine Mobilisierung 
zu erreichen, sondern nur durch einen harten Kampf, 
bis das Volk sich vollständig gegen die EU und die Mo-
nopole wendet» (KKE 2012). Dementsprechend gibt es 
kein Programm der KKE, das Reformen der EU-Politik 
vorsieht.

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
Die KKE betrachtet die EL als einen ihrer Hauptgegner. 
In einem offenen Brief an die «communist and workers’ 
parties in Europe» vom Dezember 2010 rief die KKE die 
Parteien dazu auf, «diese ‹linke› EU-Partei» weiter zu 
schwächen, weil sie unter dem Einfluss von Parteien 
wie Synaspismos und DIE LINKE das Ziel des Kommu-
nismus aufgegeben habe. Die EL spiele eine «gefähr-
liche Rolle», denn sie sei ein «vehicle to entrap forces 
within the framework of capitalism and as a ‹tail› of Eu-
ropean social-democracy» (KKE 2010a). Der wichtigs-
te internationale Bezugspunkt für die KKE ist die Ver-
bindung zu anderen traditionellen kommunistischen 
Parteien auf der ganzen Welt, die regelmäßig bei den 
International Meetings of Communist and Workers’ 
Parties zusammenkommen (vgl. KKE 2013b).

Im Bereich der internationalen Gewerkschaftszusam-
menarbeit ist der EGB ein wichtiger Gegner für die KKE. 
In einer Pressemitteilung bezeichnete der MdEP Gior-
gios Toussas die VertreterInnen der Gewerkschaften als 
«labour aristocrats», «opponents of the workers» und «a 
trade union power that represents and serves the inte-
rests of the big capital»(KKE 2011). Die KKE betrachtet 
die ihr nahestehende Gewerkschaft PAME als die ein-
zige echte Vertretung der Interessen der griechischen 
Arbeiterklasse. Die PAME ist Mitglied der World Fede-
ration of Trade Unions (WFTU), deren Mitgliedsgewerk-
schaften aus dem Umfeld traditioneller kommunisti-
scher Parteien weltweit kommen (vgl. WFTU 2013).

Stellenwert von EU-Politik:
Der negative Bezug auf die EU, die als kapitalistisches 
und imperialistisches Bündnis des Klassenfeindes be-
trachtet wird, ist von großer Bedeutung für die marxis-
tisch-leninistische Politik der KKE. Die Auseinanderset-
zung mit der linken Konkurrenz von SYRIZA und der 
Europapartei EL spielt in der Öffentlichkeitsarbeit der 
KKE eine wichtige Rolle. Über die PAME ist die KKE 
eine der treibenden Kräfte hinter den Generalstreiks 
und Demonstrationen gegen die Austeritätspolitik der 
EU und der griechischen Regierung. 2010 gelang der 
Partei eine spektakuläre Protestaktion, als sie von den 
Mauern der Akropolis ein großes Banner mit der engli-
schen Aufschrift «Völker der Welt erhebt euch» entroll-
te (vgl. KKE 2010b).

4.14 Partido Comunista Portugues

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei –

europäische Strukturen UEL, IMCWP

Ergebnis Europawahlen 2009 10,64 %/2 Mandate  
(Bündnis CDU)

Ergebnis Europawahlen 2004 9,09 %/2 Mandate  
(Bündnis CDU)

Ergebnis nationale Wahlen 2011 7,94 %/16 Mandate  
(Bündnis CDU)

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Ja (BE)
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Kernaussagen zur EU-Integration:
Zusammen mit der griechischen KKE und der tsche-
chischen KSČM ist die PCP die einzige konservative 
kommunistische Partei in der EU, die über eine stabile 
parlamentarische Repräsentanz sowohl auf nationaler 
Ebene als auch im EP verfügt. Die PCP verfolgt in der 
Europapolitik einen souveränistischen Kurs. Auf dem 
18. Kongress im November 2008 sprach sich der Ge-
neralsekretär Jeronimo de Sousa für nationale Unab-
hängigkeit in einem Europa der Nationen aus, als Ge-
genmodell zu einem «neoliberalen, monetaristischen, 
föderalistischen» Europa (vgl. PCP 2008). Auf dem 19. 
Parteikongress der PCP am 1. Dezember 2012 formu-
lierte Ângelo Alves, Mitglied des Politischen Komitees 
und des Internationalen Departments der PCP, in sei-
ner Rede die Position der Partei zur EU-Krise wie folgt: 
Die EU reagiere auf die Finanz- und Wirtschaftskrise 
«by sharpening its neo-liberal, federalist and militaristic 
nature, thus making clear the European Union’s objec-
tive limits, revealing that it is not reformable, is cons-
tantly challenged, and hence is doomed to failure, and 
that another Europe, which will spring from the strug
gle, will be built upon the ruins of the European Union» 
(PCP 2012a).

Die PCP lehnt reformistische Bestrebungen wie ei-
ne Lösung der Krise durch eine Vertiefung der EU-Inte
gration, aber auch eine «refoundation of the European 
Union» ab. Die PCP habe «always opposed Portugal’s 
integration within the European Union. And it will be the 
materialization of the alternative, patriotic and left-wing 
policy, that the necessary decisions to ensure the indis-
pensable assertion of national interests – namely lea-
ving the European Union – will be placed. […] [T]he Ad-
vanced Democracy that the PCP advocates for Portugal 
cannot be developed within the framework of the con-
straints and imposition of the European Union» (ebd.).

Die souveränistische politische Position der PCP er-
wächst aus einer antiimperialistischen Ideologie, wie 
Guerreiro de Pedro, Mitglied des ZK und des Internati-
onalen Komitees der PCP, auf dem 19. Parteikongress 
erklärte: «In face of imperialism, the struggle for the de-
fence of national sovereignty and independence is an 
expression of the class struggle, holding an unavoid
able internationalist and anti-imperialist content and 
making clear the importance of the national boundary 
as a decisive ground of resistance and progressive and 
revolutionary change» (PCP 2012b).

In ihrem Parteiprogramm aus dem Jahr 2010, das 
den Titel «An advanced democracy on the threshold 
of the 21st century» trägt, tritt die PCP für eine «patri-
otische Außenpolitik» ein, die das nationale Interesse 
Portugals in Verträgen, Vereinbarungen und Verhand-
lungen vertreten soll, vor allem in der Europäischen 
Gemeinschaft (EG).18 In dieser solle Portugal nicht die 
Rolle einer «appendage economy», eines bloßen Werk-
zeugs der Kapitalakkumulation transnationaler Kon-
zerne, zukommen. Die PCP werde innerhalb und au-
ßerhalb der europäischen Institutionen daran arbeiten, 
die nationalen Interessen Portugals zu verteidigen, in-

dem sie negative Aspekte der europäischen Koopera-
tion mindere und positive stärke. Portugals kulturelle 
Identität, Sprache und Werte sollen gewahrt bleiben. 
Ein Europa der Solidarität solle die soziale Dimension, 
die Konvergenz der Volkswirtschaften und eine vorteil-
hafte nationale Spezialisierung der Produktion in Portu-
gal voranbringen. Es sollen mehr EU-Fondsmittel nach 
Portugal fließen. Die EU-Institutionen sollen demokra-
tisiert werden; allerdings macht die PCP keine genau-
eren Angaben dazu, in welcher Form dies geschehen 
soll (vgl. PCP 2010a).

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
Bei Wahlen tritt die PCP seit 1987 in dem Bündnis Co-
ligação Democrática Unitária (CDU) gemeinsam mit 
der grünen Partido Ecologista Os Verdes (PEV) an. Die 
CDU wird von der PCP dominiert. In ihrem Programm 
«Für eine patriotische und linke Politik» (CDU 2011) zu 
den vorgezogenen Parlamentswahlen des Jahres 2011 
verwies die CDU auf die bereits im Wahlprogramm 
von 2009 formulierten Maßnahmen: Sie betont dar-
in den Kampf gegen die «drei Säulen des derzeitigen 
Prozesses der kapitalistischen europäischen Integrati-
on – Neoliberalismus, Militarismus und Föderalismus» 
(CDU 2009). Die CDU kündigte an, ihre Anstrengungen 
auf die Abschaffung des Vertrags von Lissabon und auf 
die Wiederherstellung der Souveränität Portugals zu 
konzentrieren.

Eine Fiskalpolitik der Investitionen für Wachstum 
und Beschäftigung solle von allen Nationalstaaten oh-
ne die Beschränkungen durch Währungsunion und 
Stabilitätspakt umgesetzt werden können. Um die An-
gleichung der Wirtschaftsleistungen und soziale Ko-
häsion zwischen den Staaten zu erreichen, solle eine 
«Strategie für Entwicklung und Solidarität» (ebd.) an-
stelle der neoliberalen Lissabon-Strategie (bzw. ih-
rer Nachfolgerin, der im Juni 2010 beschlossenen 
2020-Strategie) umgesetzt werden. Diese solle sich an 
folgenden Leitlinien orientieren:
–	� Regulierung des Kapitalmarktes, Bestrafung von 

Standortverlagerungen, Besteuerung von Finanz-
transaktionen und Schließung von Steueroasen;

–	� Unterstützung und Absicherung industrieller Pro-
duktion;

–	� Änderung der Außenhandelspolitik (u. a. in der 
WTO) durch Zusammenarbeit und Unterstützung 
statt Liberalisierungsmaßnahmen;

–	� Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik zur Herstel-
lung von Ernährungssouveränität jedes einzelnen 
Staates, unter Berücksichtigung der Besonderhei-
ten der jeweiligen nationalen und regionalen Land-
wirtschaften;

–	� Überarbeitung der Gemeinsamen Fischereipolitik im 
Hinblick auf die Modernisierung und Nachhaltigkeit 
der Fischerei sowie die nationale Kontrolle über die 
Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ; vgl. ebd.)

18  Dort, wo sie transnationale Kooperation befürwortet, spricht die PCP von der 
Europäischen Gemeinschaft, nicht von der EU.
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Bei wichtigen internationalen Fragen solle sich die 
EG für Abrüstung, kollektive Sicherheit und Frieden 
in Europa und der Welt einsetzen und nicht länger 
das Ziel verfolgen, zu einem «imperialistischen po-
litisch-militärischen Block» mit dem Ziel der Einmi-
schung in die inneren Angelegenheiten anderer Staa-
ten zu werden. 

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
Die PCP ist Mitglied der GUE/NGL-Fraktion im EP und 
pflegt darüber hinaus vor allem Kontakte zu anderen 
konservativen kommunistischen Parteien. Die wich-
tigste Plattform hierfür sind die International Meetings 
of Communist and Workers’ Parties; zuletzt nahm die 
PCP am 14. dieser Treffen im November 2012 in Bei-
rut teil (vgl. PCP 2012c). Insbesondere mit der KKE aus 
Griechenland pflegt die PCP enge bilaterale Kontakte. 
So trat etwa Rosa Rabiais, Mitglied des ZK der PCP, bei 
einer Wahlkampfveranstaltung der KKE zu den Europa-
wahlen am 3. Juni 2009 in Athen auf; am 7. Mai 2010 
sprach Ângelo Alves bei einer von der KKE organisier-
ten Demonstration in Athen (vgl. PCP 2010b). Zum 
jährlich im September stattfindenden, von der PCP or-
ganisierten politischen Volksfest «Festa do Avante», an 
dem bis zu 500.000 Menschen teilnehmen, kommen 
VertreterInnen linker und kommunistischer Parteien 
aus aller Welt. Laut einer Auflistung der PCP erschie-
nen im Jahr 2010 internationale Gesandte in 43 Dele-
gationen (vgl. PCP 2010c).

Stellenwert von EU-Politik:
Im Zuge der Finanzkrise und aufgrund der Auswir-
kungen der EU-Austeritätspolitik auf Portugal ist die 
europäische politische Dimension für die PCP wich-
tiger denn je. Wegen der fest verankerten marxis-
tisch-leninistischen Weltanschauung kam es vor dem 
Hintergrund der Krise nicht zu einer Veränderung 
programmatischer Standpunkte oder zu einer Weiter-
entwicklung der europäischen Bündnispolitik, etwa 
in Richtung EL. Vielmehr sieht sich die PCP durch die 
wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der Kri-
se in Portugal in ihrer Analyse der politökonomischen 
Verhältnisse in der EU bestätigt (vgl. PCP 2010d). Zur 
Popularität EU-politischer Themen in Portugal trugen 
in den letzten Jahren auch die in Portugal vom Europä-
ischen Rat beschlossene Lissabon-Strategie aus dem 
Jahr 2000 und der im Jahr 2010 während der portu-
giesischen Ratspräsidentschaft vereinbarte Vertrag 
von Lissabon bei. Im Mai 2010 veranstaltete die PCP in 
Lissabon eine internationale Konferenz zur Nachfolge-
rin der Lissabon-Strategie, der Strategie Europa 2020 
(vgl. PCP 2010e). Für die portugiesische Wirtschaft 
wichtige Themen wie die EU-Fischereipolitik waren 
stets von höchster Bedeutung für die PCP. MdEP Joao 
Ferreira war mehrfach Berichterstatter des EP zu die-
sem Thema.

4.15 Sinistra Ecologia e Libertà

EP-Fraktion GUE/NGL 

Europapartei –

europäische Strukturen –

Ergebnis Europawahlen 2009 –

Ergebnis Europawahlen 2004 –

Ergebnis nationale Wahlen 2013 3,20 %/37 Mandate  
(Bündnis Italia. Bene Comune)

nationale Regierungsbeteiligung Nein 

konkurrierende Linkspartei Ja (PRC/PdCI)

Kernaussagen zur EU-Integration:
Die SEL sieht sich in der europapolitischen Tradition 
des linken EU-Föderalismus und bezieht sich hierbei 
auf Altiero Spinelli, einen der VordenkerInnen der EU-
föderalistischen Bewegung in Italien und Europa. Der 
Präsident der SEL, Nichi Vendola, trat 2004 als Kandi-
dat zu den Europawahlen an, zu dieser Zeit noch auf 
der Liste der PRC. Er verzichtete auf das Mandat und 
wurde ein Jahr später Präsident der Region Apulien. 
Anfang 2009 verließ er die PRC und wurde Ende des-
selben Jahres zum ersten Vorsitzenden der neu ge-
gründeten SEL gewählt. 2010 wurde er als Präsident 
Apuliens im Amt bestätigt. Im Programm zu den na-
tionalen Parlamentswahlen in Italien 2013 beschreibt 
die SEL, die ein Bündnis mit der sozialdemokratischen 
PD eingegangen ist, ihre Pläne für eine Vertiefung der 
EU-Integration: «Italien muss wieder ein Protagonist 
für den Aufbau der Vereinigten Staaten von Europa 
werden, mit einer zentralen, gerechten Steuerpolitik 
zur Umverteilung von Reichtum und zur Schaffung 
eines europäischen Plans für Vollbeschäftigung, für 
den Wandel der Wirtschaft und der Produktionskreis-
läufe hin zu Wohlfahrt und Teilhabe sowie eines Min-
desteinkommens auf kontinentalem Niveau.» (SEL 
2013) 

Das Projekt der Vereinigten Staaten von Europa wer-
de derzeit von der Finanz- und Wirtschaftskrise sowie 
der falschen intergouvernementalen Austeritätspolitik 
untergraben, die von nationalen Einzelinteressen statt 
von europäischer Solidarität geprägt sei. Es handele 
sich gleichfalls um eine Krise der Demokratie: Das EP 
besitze zu wenig Macht, um gegenüber der EZB und 
der Kommission die politische Richtung vorzugeben. 
Um das EP und seine Anbindung an die WählerInnen 
zu stärken, trete die SEL für transnationale Wahllisten 
bei den Europawahlen 2014 ein. Ferner unterstütze die 
Partei einen verfassungsgebenden Konvent nach den 
Europawahlen 2014; dem EP solle dabei eine entschei-
dende Rolle zukommen. Es solle die zentrale legislative 
Gewalt werden (vgl. ebd.). 

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
Im Wahlprogramm 2013 heißt es, dem Fiskalpakt 
(SKS-Vertrag) müsse Widerstand entgegengesetzt 
werden. Die EZB solle zu einem lender of last resort 
werden und Eurobonds ausgeben (vgl. SEL 2013). Die 
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SEL will zudem die Besteuerung von Finanztransakti-
onen voranbringen. Der europäische Stabilitätspakt 
solle neu verhandelt werden: Ausgaben für Wohlfahrt, 
ökologischen Umbau, Arbeitskosten, Innovation und 
Kultur sollen von einer Begrenzung durch den Stabi-
litätspakt ausgenommen werden. Die Politik der EU 
müsse an den Zielen Frieden, soziale Gerechtigkeit 
und ökologische Nachhaltigkeit ausgerichtet sein. Der 
Währungsunion hätten eine gemeinsame Regierung 
und gemeinsame Regeln folgen müssen, etwa ein eu-
ropäisches Steuer- und Umverteilungssystem sowie 
ein Mindesteinkommen in der gesamten EU.

Ein «Green New Deal» solle die Grundlagen für gu-
te Arbeit und Vollbeschäftigung legen. Der Aufbau Eu-
ropas müsse zusammen mit linken und sozialistischen 
Kräften unter der Führung von Gewerkschaften und 
sozialen Bewegungen stattfinden. Auf nationaler Ebe-
ne sollen in den Mitgliedstaaten Wohlfahrts- und Ar-
beitspolitik gefördert werden, auf internationaler Ebe-
ne die Entwicklungszusammenarbeit und der Kampf 
gegen den Klimawandel. Die mediterrane Integration 
und Kooperation solle gefördert werden durch Handel, 
kulturellen Austausch, Freizügigkeit und durch die de-
zentrale Erzeugung erneuerbarer Energie (vgl. ebd.).

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
Die SEL ist insbesondere mit den sozialen Bewegun-
gen Italiens gut vernetzt. Marco Damiani beschreibt 
sie als Bewegungspartei par excellence (vgl. Damia-
ni 2011: 378 ff.). Auf EU-Ebene kooperiert die SEL mit 
dem Netzwerk European Alternatives (EA), das für eine 
soziale, föderale EU eintritt. Im Juni 2012 organisierten 
SEL und EA gemeinsam mit anderen Organisationen 
einen Flashmob in Brüssel unter dem Motto «We are all 
Europeans, we want a federal Europe now!» (vgl. Euro-
pean Alternatives 2012). Bisher legt sich die SEL nicht 
auf europäische Parteienbündnisse fest, was auch 
mit der von Vendola propagierten Idee von der post-
ideologischen Linken zusammenhängt (vgl. Vendola 
2011). Vendola traf sich beispielsweise in Deutschland 
sowohl mit Vertretern der LINKEN als auch mit Sozial-
demokratInnen und diskutierte im EP mit den Grünen. 
Die Anbindung einer linken Partei an soziale Bewegun-
gen mit föderalistischen Zielen in Hinblick auf die EU 
stößt in großen Teilen der europäischen Linken auf Un-
verständnis. Bei dem anlässlich des 10. Jahrestages 
des Europäischen Sozialforums in Florenz 2002 orga-
nisierten Forum Firenze 10 + 10 im November 2012 tra-
ten diese Konflikte offen zutage. Plakate und Banner 
der FöderalistInnen wurden immer wieder beschmiert 
oder heruntergerissen. In den Seminaren kam es zu 
heftigen Auseinandersetzungen über den Umgang mit 
der EU. Schließlich führte die starke Präsenz der Fö-
deralistInnen bei dem ansonsten von antiimperialisti-
schen, souveränistischen oder revolutionären Linken 
geprägten Forum dazu, dass in der Abschlusserklä-
rung keine Einigung auf inhaltliche Ziele der europäi-
schen linken Bewegungen möglich war, die über blo-
ßen Protest hinausgingen. 

Stellenwert von EU-Politik:
Im nationalen Wahlkampf spielte die Europapolitik auf-
grund der italienischen Schuldenkrise eine wichtige Rol-
le. Der ohne Wahlen an die Macht gekommene Premi-
erminister Mario Monti trat als eine Art technokratischer 
Kandidat des Europäischen Rates an, Silvio Berlusconi 
verfolgte in seinem Wahlkampf einen gegen die EU ge-
richteten Nationalpopulismus. Das Mitte-Links-Bündnis 
von PD, SEL und weiteren kleineren Parteien unterzeich-
nete im Vorfeld des Wahlkampfes eine Erklärung, in der 
sich die Organisationen verpflichteten, im Falle einer Re-
gierungsübernahme alle europäischen und internatio-
nalen Verpflichtungen zu erfüllen (vgl. Daiber/di Lipari 
2013). Der Parteivorsitzende Vendola sieht in der Wei-
terentwicklung der EU von einem neoliberalen zu einem 
Projekt der sozialen Bürgerrechte und der Freiheitsrech-
te eine Chance für das krisenbedrohte Italien: «[D]ie ein-
zige Art [für Italien], wieder auf die Füße zu kommen, 
ist, nach Europa zu schauen. Aber auf ein anderes Euro-
pa, nicht auf das mittelmäßige, das wir gesehen haben, 
sondern auf das soziale Europa, auf das Europa, das die 
Einwanderungspolitik radikal ändert, die Bildungspolitik 
und die Umweltpolitik» (Vendola 2012).

Im nationalen Wahlprogramm 2013 werden europa-
politische Fragen ausführlich behandelt. Eines von vier 
Kapiteln ist der EU-Integration gewidmet. 

4.16 Vinstrihreyfingin –  
grænt framboð

EP-Fraktion –

Europapartei –

europäische Strukturen UEL, NGLA, VSG

Ergebnis Europawahlen 2009 –

Ergebnis Europawahlen 2004 –

Ergebnis nationale Wahlen 2013 10,9 %/7 Mandate

nationale Regierungsbeteiligung Nein (2009 bis April 2013:  
4 Ministerposten)

konkurrierende Linkspartei Nein

Kernaussagen zur EU-Integration: 
Die VG lehnt einen Beitritt Islands zur EU ab. Im Par-
teiprogramm, das zuletzt im Jahr 2005 überarbeitet 
wurde, heißt es, dass auch mögliche Vorteile einer 
EU-Mitgliedschaft es nicht rechtfertigten würden, Ent-
scheidungsrechte über Belange der isländischen Nati-
on an die EU abzugeben. Das Finanzkapital und globale 
Unternehmen seien in der EU zu einflussreich. Sie sei 
zudem durch Zentralismus, Bürokratie und einen Man-
gel an demokratischen Mechanismen gekennzeichnet 
(vgl. VG 2005). In den Schlussfolgerungen des Partei-
kongresses 2011 heißt es, die Auseinandersetzung um 
die Zukunft des Euro habe zu einer verschärften Zent-
ralisierung der EU geführt und zur Aufgabe von Souve-
ränität durch die Mitgliedstaaten in zusätzlichen Politik-
feldern. Der Lissabonner Vertrag habe darüber hinaus 
auch zu einer Kooperation in der Außen- und Verteidi-
gungspolitik geführt, was die VG ablehnt. Die Rechte 
von Beschäftigten stünden in der EU unter Beschuss. 
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Die Aufklärung der isländischen Nation über die nega-
tiven Konsequenzen eines EU-Beitritts habe für die VG 
höchste Priorität (vgl. VG 2011).

Programmatische Inhalte mit Bezug zur EU:
In einer Reihe von Basisveranstaltungen diskutierte 
die Partei 2009 die für sie inhaltlich drängendsten Fra-
gen angesichts der beginnenden Beitrittsverhandlun-
gen: Es ging um mögliche negative Folgen der Anwen-
dung der Dienstleistungsrichtlinie, der Gemeinsamen 
Fischereipolitik (GFP), der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) und um öffentliche Banken (vgl. VG 2009).

In den Schlussfolgerungen des Parteikongresses 
2011 heißt es, die VG wolle sich dafür einsetzen, dass 
Island seinen CO2-Ausstoß entsprechend der Zielver-
einbarung der EU bis 2020 um 30 Prozent senke (vgl. 
VG 2011).

Bündnispolitik auf europäischer Ebene: 
In die Left-Wing Socialist Green Group (VSG) im Nor-
dischen Rat entsendet die VG derzeit drei Parlamenta-
rierInnen. Auch die Generalsekretärin des Rates, Björg 
Eva Erlendsdottir, ist Isländerin. In Bezug auf die EU 
gab es vor allem intensiven Austausch mit der GUE/
NGL, die im Mai 2011 zu Studientagen nach Reykja-
vik reiste und mehrere SprecherInnen der VG einlud, 
darunter Steingrímur Sigfússon, damals Minister für 
Fischerei und Landwirtschaft, und die Umweltminis-
terin Svandis Svavarsdottír. Auf Einladung des Bericht-
erstatters der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates (PACE) zum Thema «Austeritätsmaßnah-
men – eine Gefahr für die Demokratie und die sozialen 
Rechte», Andrej Hunko (LINKE), sprach der ehemalige 
Finanzminister Islands, Steingrímur Sigfússon, vor der 
PACE über die Politik der isländischen Regierung zur 
Lösung der Finanzkrise, als Alternative zur Austeritäts-
politik der EU (vgl. PACE 2012).

Stellenwert von EU-Politik:
Die EU-Beitrittsverhandlungen Islands begannen im 
Jahr 2009, konnten bislang aber nicht abgeschlossen 
werden. Bis auf die sozialdemokratische Samfylkin-
gin (S-Allianz) lehnen inzwischen alle Parteien den EU-
Beitritt Islands ab. Über die Frage des EU-Beitritts kam 
es zur ersten größeren Auseinandersetzung innerhalb 
der Mitte-Links-Koalition zwischen der VG und der S 
(vgl. Erlingsdóttir 2010: 151 f.). In der Koalitionsverein-
barung vom 15. Mai 2009 einigten sich die beteiligten 
Parteien schließlich darauf, dass der Außenminister 
dem Parlament die Aufnahme von Beitrittsverhand-
lungen mit der EU vorschlagen werde. Der Beitritt kön-
ne jedoch nur durch eine nationale Volksabstimmung 
nach Abschluss der Verhandlungen erfolgen. Die Par-
teien vereinbarten, die verschiedenen Positionen zur 
EU-Mitgliedschaft zu respektieren und das Recht des 
jeweils anderen anzuerkennen, für seine Auffassung zu 
werben (vgl. VG/S 2009). Im Januar 2013 trafen die Re-
gierungsparteien eine weitere Vereinbarung bezüglich 
der Beitrittsverhandlungen, diesmal im Hinblick auf die 
Wahlkampfperiode bis zu den Parlamentswahlen am 
27. April. Die Vereinbarung wiederholte die zitierte For-
mulierung aus der Koalitionsvereinbarung 2009 und 
besagte darüber hinaus, dass die Arbeit an den vier 
kontroversen, noch nicht abgeschlossenen Verhand-
lungskapiteln Fischerei, Dienstleistungen, freier Kapi-
talverkehr und Landwirtschaft bis zu den Wahlen ru-
hen solle (vgl. VG/S 2013). In den Schlussfolgerungen 
zum Parteikongress vom 24. Februar 2013 heißt es, die 
VG wolle zwar keinen Beitritt Islands zur EU, befürwor-
te jedoch den Abschluss des Beitrittsverhandlungs-
prozesses innerhalb eines Jahres nach den Wahlen. 
Die Partei wolle sich bis dahin für eine Änderung der 
isländischen Verfassung einsetzen, um ein nationales 
Referendum über den EU-Beitritt verpflichtend festzu-
schreiben (vgl. VG 2013).
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fall der italienischen Delegationen erklärt werden. In-
nerfraktionelle Abweichungen bei parlamentarischen 
Abstimmungen sind tendenziell in jenen Politikfeldern 
höher, die politische Entscheidungen in Bezug auf die 
Ebene der Politikverwirklichung einschließen. Im Euro-
pawahlkampf 2014 wird es der GUE/NGL voraussicht-
lich nicht möglich sein, ein gemeinsames Ziel für die 
Zukunft der institutionellen Architektur der EU zu ent-
werfen. 

Für die Europapartei EL erscheint es schon wahr-
scheinlicher, dass sie bezüglich der Demokratisie-
rung der EU und ihres zukünftigen institutionellen De-
signs einen gemeinsamen Standpunkt ausformulieren 
kann. Das gemeinsame Demokratieverständnis der 
EL-Parteien bezog sich bisher vor allem auf die mög-
lichst breite und direkte Beteiligung der Bevölkerung 
an gesellschaftlichen Entscheidungsfindungsprozes-
sen. Es wird eine political unification der EU gefordert, 
was eine Zentralisierung der Entscheidungsfindung 
impliziert. Eine Personalisierung des europäischen 
Wahlkampfes durch gemeinsame Spitzenkandida-
tInnen der europäischen Parteien bzw. der Fraktionen 
lehnt die EL aber ab: Dies erhöhe die Legitimität der 
Kommission, was dem Ziel der Demokratisierung der 
EU widerspreche. Die konkretesten, gemeinsam for-
mulierten Forderungen in dieser Hinsicht sind jene 
nach einem Zuwachs an Macht für die Parlamente, ei-
nem Gesetzesinitiativrecht für das EP und Referenden 
zu europapolitischen Fragen sowohl auf nationaler als 
auch auf europäischer Ebene. Eine Stärkung des EP 
bedeute jedoch einen weiteren Souveränitätsverlust 
für die Mitgliedstaaten, was einige EL-Parteien ableh-
nen. Auch gesamteuropäische Referenden würden 
einen demokratischen Legitimitätszuwachs für die 
EU als politische Entscheidungsebene mit sich brin-
gen, unabhängig vom Inhalt der zur Wahl gestellten 
Entscheidungen: Die europäische Bevölkerung als un-
vermittelter Souverän würde ihren Willen unmittelbar 
zum Ausdruck bringen. Zwar sind weder die kommu-
nistischen EU-GegnerInnen der KKE und PCP noch die 
schwedische V Mitglieder der EL. Mit der dänischen 
ERG wurde jedoch erst 2010 ein elektoral bedeutsa-
mes Vollmitglied aufgenommen, das die eher födera-
listischen Positionen anderer EL-Parteien ablehnt und 
die EL selbst als Projekt betrachtet, mit dessen Hil-
fe Kompetenzen von der EU zurück auf die nationale 
Ebene geholt werden sollen. Die ERG traf bereits En-
de April 2013 die Entscheidung, wie bei den zurück-
liegenden Europawahlen auch 2014 KandidatInnen 
der dänischen FmEU zu unterstützen. Insgesamt er-
scheint es somit ebenso möglich, dass die EL sich hin-
sichtlich der Frage nach der Ebene der gemeinsamen 
Umsetzung linker Politik auf noch schwächere Aussa-
gen einigen muss, als dies in der Wahlplattform zu den 
Europawahlen 2009 der Fall war.

Tabelle 6: Linke Parteien zwischen Föderalismus 
und Souveränismus, April 2013

Föderalismus pro EU-Mitgliedschaft, mehr 
nationale Eigenständigkeit

Souveränismus

SYRIZA Sinn Féin ERG 

IU SP V

BE (RC) KKE

PRC PCP

LINKE

FG VG*

KSČM

VAS

SEL

* Herkunftsstaat nicht in der EU. Quelle: eigene Darstellung

5.1 Demokratie in der EU:  
Eine Frage der Ebene
Die Betrachtung der Kernaussagen zur Europapolitik 
der Familie der Linksparteien zeigt, dass diese nach wie 
vor zwischen souveränistischen und föderalistischen 
Positionierungen zur EU gespalten ist. Die Erwartun-
gen bezüglich der richtigen Ebene für die Verwirkli-
chung linker Politik fallen höchst unterschiedlich aus: 
SYRIZA, IU, BE, PRC, LINKE, FG, KSČM und VAS wol-
len ihre politische Ziele grundsätzlich im Rahmen einer 
demokratisierten, sozialen EU umsetzen. ERG, V, KKE, 
PCP sowie in abgeschwächter Form Sinn Féin und SP 
verfolgen eine souveränistische Strategie. Die Finanz- 
und Wirtschaftskrise und die sozialen Auswirkungen 
der neoliberalen Krisenpolitik der EU führen jedoch da-
zu, dass auch in den föderalistischen Linksparteien je-
ne Flügel stärker werden, die souveränistische Strate-
gien in Erwägung ziehen. In FG, LINKE, IU, BE und PRC 
werden die Stimmen lauter, die einen Rückzug in den 
souveränen Nationalstaat fordern, um soziale Stan-
dards zu verteidigen und sich gegen die Vorgaben der 
neoliberalen politischen Mehrheiten im Europäischen 
Rat und in den EU-Institutionen zu wehren. VertreterIn-
nen von SP und V forderten die Regierungen ihrer Län-
der auf, dem nationalkonservativen britischen Premier 
Cameron zu folgen und nationale Referenden über den 
Verbleib in der EU abzuhalten oder die Bedingungen 
für die EU-Mitgliedschaft neu zu verhandeln. 

Vor allem die konföderale EP-Fraktion GUE/NGL ver-
eint Parteien mit unterschiedlichsten Antworten auf 
die Frage, welche Ebene die richtige für die Verwirk-
lichung linker Politik ist. Die GUE/NGL weist zwar in 
parlamentarischen Fragen stabile Mehrheiten auf. Sie 
ist aber von allen Fraktionen im EP, mit Ausnahme der 
Nationalisten, die heterogenste. Die Heterogenität hat 
im Vergleich zu vorhergehenden Legislaturperioden 
sogar leicht zugenommen. Dies kann mit dem Weg-

5 Europawahlen 2014: Wird es einen europäischen 
Wahlkampf der Linken geben?
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Die beiden in die Untersuchung einbezogenen Partei-
en, die weder Teil der GUE/NGL noch der EL sind, ver-
treten entgegengesetzte Positionen. Die italienische 
SEL fordert offensiv die Gründung der Vereinigten 
Staaten von Europa mit einer gemeinsamen Regierung 
und einer zentralen Steuer- und Sozialpolitik. Noch hat 
sich die SEL keiner europäischen Struktur angeschlos-
sen. Nachdem sie bei den italienischen Parlaments-
wahlen ein Bündnis mit der sozialdemokratischen PD 
eingegangen ist und sich damit verpflichtet hat, alle 
europäischen Vereinbarungen bezüglich der Bewäl-
tigung der Schuldenkrise grundsätzlich mitzutragen, 
ist es eher wahrscheinlich, dass sie sich einer anderen 
europäischen Partei als der EL anschließen wird. Die 
isländische VG lehnt weiterhin den Beitritt des Insel-
staates zur EU ab; die EU sei zu neoliberal und weise 
zentralistische Tendenzen auf. Mit dem Regierungs-
wechsel ist ein EU-Beitritt Islands in naher Zukunft 
ohnehin unwahrscheinlich. Der Weg, den die im April 
2013 abgewählte Mitte-Links-Regierung unter Betei-
ligung der VG zur Lösung der isländischen Finanzkri-
se gegangen ist, wäre innerhalb der EU kaum möglich 
gewesen: Sie schonte sowohl den Sozialstaat als auch 
die wichtigen industriellen Sektoren und ließ Banken 
und Gläubiger für die von ihnen eingegangenen Risi-
ken und Verluste selbst haften. 

5.2 GröSSter gemeinsamer Nenner: 
Ein soziales Europa
Bei den cleavage-geprägten inhaltlichen politischen 
Zielen weist die Familie der Linksparteien eine ho-
he Konvergenz auf (vgl. auch Striethorst 2010). Maß-
nahmen zur Absicherung und Durchsetzung sozialer 
Rechte und Standards auf EU-Ebene werden von allen 
Linksparteien unterstützt, unabhängig davon, ob diese 
jeweils als zwischenstaatliche Vereinbarung souverä-
ner Staaten oder im Rahmen eines EU-Gesetzgebungs-
prozesses beschlossen werden sollen. Alle Linkspartei-
en lehnen die negative Marktintegration ab und fordern 
eine Reform der EU-Verträge, um den Vorrang sozialer 
Rechte zu garantieren, wirtschaftliche Deregulierungs-
prozesse rückgängig zu machen und die wirtschaftli-
che Entwicklung durch öffentliche Investitionen sozial 
und ökologisch nachhaltig zu steuern. Dies lässt sich 
aus den Programmen der nationalen Parteien ablesen, 
aber auch anhand der gemeinsam formulierten Positi-
onen im Rahmen der EL und der GUE/NGL. Dabei ist 
auch erkennbar, dass Forderungen, die im Rahmen der 
GUE/NGL und der EL entwickelt wurden, ihren Weg in 
die nationalen Programme der Parteien gefunden ha-
ben. Eine inhaltliche Rückkopplung findet statt. Beste 
Beispiele dafür sind die Forderung nach einer Sozialen 
Fortschrittsklausel in den EU-Verträgen oder der Vor-
schlag, einen EU-Fonds für soziale und ökologische 
Entwicklung einzurichten. 

Der Blick auf die Fraktion GUE/NGL ist besonders 
interessant, weil sie das breitestmögliche Spektrum 
kontemporärer Linksparteien vereint und das gemein-
same Programm somit den größten gemeinsamen eu-

ropapolitischen Nenner im linken Parteienspektrum 
darstellt. Die einzige Partei, die kompromisslos einen 
nationalen revolutionären Umsturz sowie den Bruch 
mit der EU anstrebt und dabei keinerlei reformistische 
Programmpunkte unterstützt, ist die griechische KKE. 
Auch sie akzeptiert jedoch, dass im Rahmen der GUE/
NGL gemeinsame Positionen formuliert werden, selbst 
wenn sie diese selbst nicht mitträgt. 

Alle untersuchten Linksparteien fordern die Regulie-
rung des europäischen Finanzsektors, das Verbot be-
stimmter Finanzprodukte und ein internationales Vor-
gehen gegen Steueroasen und Steuerhinterziehung. 
Die demokratische Kontrolle der EZB und eine Neu-
ausrichtung ihrer monetären Politik auf ökologisch und 
sozial nachhaltiges Wachstum und Vollbeschäftigung 
werden von den meisten Linksparteien als wichtige 
Ziele formuliert – in erster Linie von denen, die aus Mit-
gliedstaaten der Währungsunion kommen. Vor allem 
die föderalistischen EL-Parteien sprechen sich für die 
Emission gemeinsamer Schuldtitel (Eurobonds) aus. 
Gefordert wird auch eine direkte Finanzierung der Mit-
gliedstaaten durch die EZB, die zu einem lender of last 
resort umgewandelt werden soll. Die Staaten sollen die 
Möglichkeit erhalten, sich unabhängig von den Finanz-
märkten direkt über die EZB zu refinanzieren. Eine Fi-
nanztransaktionssteuer wird ebenfalls von den meis-
ten Parteien befürwortet, allerdings nicht unbedingt im 
Rahmen der EU und als Beitrag zu einem eigenständi-
gen EU-Budget. Die Mindestbesteuerung multinatio-
naler Konzerne wird von vielen Parteien thematisiert, 
jedoch herrscht Uneinigkeit, ob dies durch zwischen-
staatliche Abkommen oder zentral durch die EU gere-
gelt werden soll. Sinn Féin etwa lehnt jede bindende 
Regelung, welche die Steuersouveränität Irlands ein-
schränken würde, ab. 

Alle Linksparteien sprechen sich für eine soziale Uni-
on oder ein soziales Modell der internationalen Zusam-
menarbeit aus. Zu den Forderungen gehört die Absi-
cherung sozialer Rechte (etwa das Recht auf Streik und 
Kollektivmaßnahmen) gegenüber den sogenannten 
wirtschaftlichen Freiheiten in der EU durch eine Sozi-
ale Fortschrittsklausel als Zusatz zu den EU-Verträgen. 
Diese Forderung wird auch von souveränistisch ausge-
richteten Linksparteien wie der V oder SFe geteilt, da 
eine solche Regelung davor schützen könnte, dass na-
tionale soziale Standards durch EU-Recht dereguliert 
werden. Auch Vereinbarungen bezüglich sozialer Min-
deststandards auf europäischer Ebene und die Besei-
tigung von Armut gehören zu den gemeinsamen For-
derungen der Linksparteien und haben so ihren Weg 
in die Programme der GUE/NGL und EL gefunden. 
Verlangt werden etwa EU-Vereinbarungen über Min-
destlöhne, Mindestrenten und Mindesteinkommen. 
Auch hier besteht jedoch keine Einigkeit, ob die EU die-
se Standards legislativ durchsetzen soll oder ob zwi-
schenstaatliche Vereinbarungen bevorzugt werden.

Umverteilung zwischen den Mitgliedstaaten durch 
einen gemeinsamen EU-Haushalt wird von allen lin-
ken Parteien unterstützt. Doch es gibt Unterschiede: 
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Während vor allem die EL-Parteien wie SYRIZA, BE, IU, 
LINKE und FG sich gegen die vom ER geplanten Kür-
zungen des Mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 2014 
bis 2020 ausgesprochen haben, stattdessen eine Er-
höhung des Haushaltes verlangen und eine Rückkehr 
zu «national centered policies» ablehnen, fordern die 
schwedische V und die niederländische SP Haushalts-
kürzungen. Die V will die Mittel für Agrar- und Struktur-
fonds beschneiden, die SP nur noch ärmere Mitglied-
staaten statt wie bisher strukturschwache Regionen 
mit EU-Geldern fördern, da die wohlhabenderen Län-
der ihre Regionen selbst unterstützen könnten. Ein 
weiterer Konflikt zwischen den Linksparteien in Bezug 
auf den EU-Haushalt besteht darin, dass die souverä
nistisch ausgerichteten Parteien eigene EU-Finanzmit-
tel ablehnen, weil ein von den Mitgliedstaaten unab-
hängiges EU-Budget einen Schritt in Richtung eines 
europäischen Föderalstaats bedeute. 

Sowohl EL als auch GUE/NGL fordern als Ausweg 
aus der Krise anstelle der Deregulierungs- und Aus-
teritätspolitik ein sozial-ökologisches Konjunkturpro-
gramm für die betroffenen Staaten, zum Beispiel mit-
hilfe eines speziellen EU-Fonds. Die EL versuchte im 
September 2012, mit dem neuen Instrument der Euro-
päischen Bürgerinitiative die Kommission dazu zu be-
wegen, eine öffentliche europäische Bank für soziale 
und ökologische Entwicklung einzurichten. Der Vor-
schlag wurde mit einer juristischen Begründung zu-
rückgewiesen.

5.3 Elektorale Ausgangssituation 
und die Kandidatenfrage: Kopflos 
ins Rennen?
Eine grundsätzliche Schwierigkeit für linke Politik auf 
EU-Ebene bleibt die fortbestehende Asymmetrie zwi-
schen der Europapartei EL und der GUE/NGL-Frakti-
on im EP. Elektoral erfolgreiche Parteien wie die SP, V 
und SFe blieben der EL bislang fern (vgl. March 2008). 
Schirdewans Feststellung aus dem Jahr 2006, die eu-
ropäische Linke befinde sich in einem «nachholenden 
integrativen Prozess, der durch die stetig voranschrei-
tende europäische Integration und aus der Konkur-
renzsituation den anderen Parteienfamilien gegenüber 
notwendig» geworden sei (Schirdewan 2006: 682), 
gilt trotz der bereits geleisteten Integrationsschritte 
auch vor der Europawahl 2014. In einigen Mitglied-
staaten konkurrieren GUE/NGL-Mitgliedsparteien 
miteinander, von denen sich jeweils nur eine der EL 
angeschlossen hat. In den von der Krise am stärksten 
betroffenen Staaten mit zwei linken Parteien schnitt 
bei vorgezogenen nationalen Neuwahlen einmal ei-
ne Partei mit einem souveränistischen Kurs besser ab 
(PCP vor BE 2011 in Portugal), einmal die EL-Partei mit 
föderalistischem Kurs (SYRIZA vor KKE 2012 in Grie-
chenland). In Dänemark lag 2011 die der Fraktion Grü-
ne/EFA angehörende, föderalistische SF vor der sou-
veränistischen EL-Partei ERG. Die SP konnte 2012 
trotz zwischenzeitlichen Umfragehochs ihr Ergebnis 
im Vergleich zu 2010 wider Erwarten nicht verbessern. 

Die V stagnierte bei den Parlamentswahlen in Schwe-
den 2010 mit einem Programm, welches die EU-Politik 
vollständig ausklammert. Die föderalistisch argumen-
tierende IU konnte ihr Ergebnis bei den nationalen Par-
lamentswahlen 2011 fast verdoppeln, auch die Front 
de Gauche schnitt 2012 besser ab als vier Jahre zuvor 
die PCF. Ihr Kandidat für die französische Präsidenten-
wahl, MdEP Jean-Luc Mélenchon, kam auf 11,1 Pro-
zent der Stimmen. Ob die deutsche LINKE 2014 in 
ähnlicher Stärke ins EP einziehen kann wie 2009, ist 
fraglich. Zum einen wird die Zahl der deutschen Sitze 
im EP insgesamt von 99 auf 96 sinken, zum anderen 
wird aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungs-
gerichts die Prozenthürde (bisher fünf Prozent) ge-
senkt werden oder ganz wegfallen. Dadurch erhöht 
sich die Wahrscheinlichkeit, dass die vorhandenen Sit-
ze durch eine größere Anzahl von Parteien geteilt wer-
den müssen. 

Insgesamt jedoch scheinen die Chancen für die EL 
gut zu stehen, ihren Abgeordnetenanteil innerhalb der 
GUE/NGL-Fraktion zu erhöhen. Ein größeres Gewicht 
der EL könnte tendenziell dazu beitragen, die Kohärenz 
innerhalb der Fraktion zu verbessern. Das wiederum 
hätte positive Auswirkungen auf das parlamentarische 
Gewicht im EP und die öffentliche Ausstrahlung der 
Fraktion. 

Andererseits besteht jedoch auch innerhalb der EL 
die Möglichkeit, dass in einigen bislang föderalistisch 
ausgerichteten Parteien souveränistische Flügel stär-
keres Gewicht gewinnen. Dies könnte sich hemmend 
auf die bereits erreichte programmatische Kohärenz 
der EL auswirken und auch die GUE/NGL in ihrer Hand-
lungsfähigkeit beeinträchtigen. Die neoliberale Krisen-
politik der EU trägt dazu bei, dass innerparteiliche Dif-
ferenzen in Bezug auf die Europapolitik kontroverser 
ausgetragen werden als noch vor den Europawahlen 
2009. Somit könnte die von der politischen Linken als 
tiefe Krise des Kapitalismus analysierte Situation dazu 
führen, dass sich die europäischen Linksparteien wei-
ter auseinanderbewegen, anstatt sich im Widerstand 
zu vereinen. Die weiterhin ungeklärte Frage nach der 
richtigen Ebene für die Verwirklichung linker Politik ist 
mitunter eine Erklärung dafür, dass die Linksparteien 
bisher nur punktuell bei Wahlen von der Krise profitie-
ren konnten. 

Eine der interessantesten Fragen ist in diesem Zu-
sammenhang die, ob die EL einen europäischen Spit-
zenkandidaten oder eine Spitzenkandidatin für den 
Wahlkampf aufstellen wird. Zwar wies sie den Vorstoß 
der anderen Fraktionen des EP zunächst zurück, da ein 
solcher Vorschlag nicht geeignet sei, das Demokratie-
defizit der EU zu beheben. Die Frage ist jedoch, ob sie 
es in Kauf nehmen wird, aus diesem Grund einen Wett-
bewerbsnachteil bei den Wahlen zu riskieren, zumal 
sie mit ihrem Vizepräsidenten, dem SYRIZA-Vorsitzen-
den Alexis Tsipras, oder dem französischen Präsident-
schaftskandidaten der FG, MdEP Jean-Luc Mélenchon, 
europaweit medial bekannte Köpfe präsentieren könn-
te. Tsipras’ europäische und mediale Umtriebigkeit, 
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die vielen Auftritte bei und mit EL-Schwesterparteien, 
könnten eine Kandidatur des Griechen nahelegen. Ein 
Wahlkampf mit gemeinsamen KandidatInnen könnte 
zudem den inneren Einigungsprozess der EL stärken. 

Die EL wird im Dezember 2013 bei ihrem 4. Kongress 
in der spanischen Hauptstadt Madrid über die gemein-
same Aufstellung zu den Europawahlen 2014 ent-
scheiden. 
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